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Erfurt, Plenarsaal

Fragestunde 333

a) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Bechthum (SPD) 333
    Landesstiftung "Nothilfe für die Familie, Hilfe für
    schwangere Frauen in Not"
    - Drucksache 3/174 -

wird von Minister Dr. Pietzsch beantwortet.

b) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Dr. Stangner (PDS) 333
    Erfüllung der Schulpflicht in der Untersuchungshaft bzw. in
    Justizvollzugsanstalten
    - Drucksache 3/177 -

wird von Minister Dr. Birkmann beantwortet. Zusatzfrage.

Der Antrag der Fraktion der PDS, im Ausschuss für Bildung und Medien
gemäß § 92 GO eine Aussprache zu der Mündlichen Anfrage - Drucksache
3/177 - durchzuführen, wird von mindestens einem Drittel der anwesenden
Mitglieder des Landtags unterstützt.

c) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Heß (SPD) 334
    West-Ost-Ausgleich nach dem Gesetz zur Stärkung der
    Solidarität in der gesetzlichen Krankenversicherung
    (GKV-Solidaritätsstärkungsgesetz)
    - Drucksache 3/179 -

wird von Minister Dr. Pietzsch beantwortet.

d) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Gentzel (SPD) 335
     Innenminister Köckert kontrolliert sich selbst? (I)
     - Drucksache 3/180 -

wird von Minister Dr. Birkmann beantwortet.

Der Antrag der Fraktion der SPD, im Innenausschuss gemäß § 92 GO
eine Aussprache zu der Mündlichen Anfrage - Drucksache 3/180 - durch-
zuführen, wird von mindestens einem Drittel der anwesenden Mitglieder
des Landtags unterstützt.

e) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Doht (SPD) 336
    Innenminister Köckert kontrolliert sich selbst? (II)
    - Drucksache 3/181 -

wird von Minister Dr. Birkmann beantwortet.
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Der Antrag der Fraktion der SPD, im Innenausschuss gemäß § 92 GO
eine Aussprache zu der Mündlichen Anfrage - Drucksache 3/181 - durch-
zuführen, wird von mindestens einem Drittel der anwesenden Mitglieder
des Landtags unterstützt.

f) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Becker (SPD) 336
    Freistellung von der Sanierung ökologischer Altlasten für
    das Tankstellennetz der ehemaligen Minol in Thüringen
    - Drucksache 3/212 -

wird von Minister Dr. Sklenar beantwortet. Zusatzfragen.

g) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Ramelow (PDS) 338
    Spaßbadlandschaft Thüringen
    - Drucksache 3/215 -

wird von Staatssekretär Richwien beantwortet. Zusatzfrage.

Der Antrag der Fraktion der PDS, im Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit
und Strukturpolitik gemäß § 92 GO eine Aussprache zu der Mündlichen
Anfrage - Drucksache 3/215 - durchzuführen, wird von mindestens
einem Drittel der anwesenden Mitglieder des Landtags unterstützt.

h) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Ramelow (PDS) 340
     Umweltbelastung durch Papierfabrik?
     - Drucksache 3/216 -

wird von Minister Dr. Sklenar beantwortet.

i) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Gerstenberger (PDS) 341
    Vorfinanzierung von Mitteln aus dem Europäischen Sozialfonds (ESF)
    - Drucksache 3/219 -

wird von Staatssekretär Richwien beantwortet. Zusatzfragen.

Der Antrag der Fraktion der PDS, im Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit
und Strukturpolitik gemäß § 92 GO eine Aussprache zu der Mündlichen
Anfrage - Drucksache 3/219 - durchzuführen, wird von mindestens
einem Drittel der anwesenden Mitglieder des Landtags unterstützt.

j) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Gerstenberger (PDS) 342
   Entwicklung Flughafen Altenburg-Nobitz
   - Drucksache 3/220 -

wird von Staatssekretär Richwien beantwortet. Zusatzfrage.

k) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Tasch (CDU) 342
     Gewalt im sozialen Nahraum
     - Drucksache 3/221 -

wird von Minister Dr. Birkmann beantwortet.

Der Antrag der Fraktion der CDU, im Gleichstellungsausschuss gemäß
§ 92 GO eine Aussprache zu der Mündlichen Anfrage - Drucksache 3/221 -
durchzuführen, wird von mindestens einem Drittel der anwesenden Mit-
glieder des Landtags unterstützt.
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l) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Heß (SPD) 343
     Sozialhilfezahlungen für Aussiedler
     - Drucksache 3/227 -

wird von Minister Köckert beantwortet.

Der Antrag der Fraktion der PDS, im Ausschuss für Soziales, Familie
und Gesundheit gemäß § 92 GO eine Aussprache zu der Mündlichen
Anfrage - Drucksache 3/227 - durchzuführen, wird von mindestens
einem Drittel der anwesenden Mitglieder des Landtags unterstützt.

m) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Dr. Fischer (PDS) 344
     Neanderklinik Harzwald GmbH Ilfeld
     - Drucksache 3/231 -

wird von Minister Dr. Pietzsch beantwortet. Zusatzfragen.

Der Antrag der Fraktion der PDS, im Ausschuss für Soziales, Familie
und Gesundheit gemäß § 92 GO eine Aussprache zu der Mündlichen
Anfrage - Drucksache 3/231 - durchzuführen, wird von mindestens
einem Drittel der anwesenden Mitglieder des Landtags unterstützt.

Gesetz zur Änderung des Polizeiaufgabengesetzes 346
Gesetzentwurf der Fraktion der PDS
- Drucksache 3/139 -
ZWEITE BERATUNG

Nach der Aussprache wird eine beantragte Ausschussüberweisung
des Gesetzentwurfs der Fraktion der PDS - Drucksache 3/139 - an
den Innenausschuss und den Justizausschuss mit Mehrheit abgelehnt.

Der Gesetzentwurf der Fraktion der PDS - Drucksache 3/139 - wird
in ZWEITER BERATUNG mit Mehrheit abgelehnt.

Drittes Gesetz zur Änderung der 352
Thüringer Kommunalordnung
Gesetzentwurf der Fraktion der PDS
- Drucksache 3/160 -
ZWEITE BERATUNG

Nach der Aussprache wird eine beantragte Ausschussüberweisung
des Gesetzentwurfs der Fraktion der PDS - Drucksache 3/160 - an
den Innenausschuss und den Justizausschuss jeweils mit Mehrheit
abgelehnt.

Der Gesetzentwurf der Fraktion der PDS - Drucksache 3/160 - wird
in ZWEITER BERATUNG in namentlicher Abstimmung bei 69 abge-
gebenen Stimmen mit 17 Jastimmen, 39 Neinstimmen und 13 Enthal-
tungen abgelehnt (Anlage).
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Erstes Gesetz zur Änderung des Thüringer 359
Berufsakademiegesetzes
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 3/136 -
dazu: Beschlussempfehlung des Ausschusses

für Wissenschaft, Forschung und Kunst
- Drucksache 3/213 -

ZWEITE BERATUNG

Nach Berichterstattung und Aussprache wird die Beschlussempfehlung
des Ausschusses für Wissenschaft, Forschung und Kunst - Drucksache
3/213 - mit Mehrheit angenommen.

Der Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 3/136 - wird in
ZWEITER BERATUNG unter Berücksichtigung der Annahme der Be-
schlussempfehlung - Drucksache 3/213 - und in der Schlussabstimmung
jeweils mit Mehrheit angenommen.

Thüringer Gesetz zur Regelung des Kirchensteuer- 362
wesens (Thüringer Kirchensteuergesetz - ThürKiStG -)
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 3/137 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und

Finanzausschusses
- Drucksache 3/270 -

ZWEITE BERATUNG

Nach Berichterstattung und Aussprache wird die Beschlussempfehlung
des Haushalts- und Finanzausschusses - Drucksache 3/270 - mit Mehr-
heit angenommen.

Der Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 3/137 - wird in
ZWEITER BERATUNG unter Berücksichtigung der Annahme der Be-
schlussempfehlung - Drucksache 3/270 - und in der Schlussabstimmung
jeweils mit Mehrheit angenommen.

Thüringer Staatslotterie- und Sportwettengesetz 363
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 3/138 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und

Finanzausschusses
- Drucksache 3/274 -

ZWEITE BERATUNG

Nach Berichterstattung und Aussprache wird die Beschlussempfehlung
des Haushalts- und Finanzausschusses - Drucksache 3/274 - mit Mehr-
heit angenommen.

Der Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 3/138 - wird in
ZWEITER BERATUNG unter Berücksichtigung der Annahme der Be-
schlussempfehlung - Drucksache 3/274 - und in der Schlussabstimmung
jeweils mit Mehrheit angenommen.
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Drittes Gesetz zur Änderung des Thüringer 365
Finanzausgleichsgesetzes
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 3/169 -
ERSTE BERATUNG

Nach Begründung und Aussprache wird der Gesetzentwurf der Landes-
regierung - Drucksache 3/169 - an den Innenausschuss - federführend -
und an den Haushalts- und Finanzausschuss überwiesen.
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Die Sitzung wird um 14.07 Uhr von der Präsidentin des
Landtags eröffnet.

Präsidentin Lieberknecht:

Liebe Kolleginnen und Kollegen Abgeordnete, verehrte
Regierungsvertreter, verehrte Gäste und Beobachter der
Medien auf der Tribüne, ich darf die 7. Plenarsitzung des
Thüringer Landtags am heutigen 26. Januar im Jahr 2000
eröffnen und Sie alle herzlich willkommen heißen. Als
Schriftführer haben Platz genommen Frau Wackernagel
und Herr Mohring. Die Rednerliste wird durch den Ab-
geordneten Mohring geführt.

Wir haben zahlreiche Entschuldigungen für die heutige
Sitzung, nicht zuletzt auch aufgrund des Besuchs des
Bundespräsidenten Johannes Rau, was ja auch im Vor-
feld angekündigt war. Es haben sich also entschuldigt
Herr Ministerpräsident Dr. Vogel, Herr Minister Schuster,
Herr Minister Gnauck, Herr Abgeordneter Lippmann, Herr
Abgeordneter Huster, Frau Abgeordnete Thierbach, Herr
Abgeordneter Scheringer, Herr Abgeordneter Sonntag,
Herr Abgeordneter Otto Kretschmer, Herr Abgeordneter
Dr. Dr. Dietz, Herr Abgeordneter Schugens und Herr Ab-
geordneter Böck; zahlreiche dieser Abgeordneten leider
auch aus Krankheitsgründen.

Ich darf Ihnen zu Beginn noch einige Hinweise geben:
Wie Sie eben beim Hereinkommen sehen konnten, der
Interessenverband Heil-, Duft- und Gewürzpflanzen e. V.
präsentiert sich im Foyer hier vor dem Landtagsrestau-
rant und dem Plenarsaal. Die Thüringer Architektenkam-
mer präsentiert sich mit einer Wanderausstellung "Thü-
ringer Architekturpreis 1999" im Foyer des Verwaltungs-
hochhauses. Hierzu ist mir auch noch ein Schreiben von
der Architektenkammer zugegangen. Ich werde dies noch
als Information in Ihre Fächer verteilen lassen.

Ich möchte aufmerksam machen auf die Ausstellung "Be-
gegnungen" mit Werken des flämischen Künstlers Don-
deyne, die am 28. Januar um 13.00 Uhr im Zwischenbau
eröffnet wird. So viel zu dem, was hier am Rande noch
passiert.

Ich darf jetzt Hinweise zur Tagesordnung geben. Die
Tagesordnung wird wie folgt ergänzt:

Zu TOP 1: Der Tagesordnungspunkt "Thüringer Gesetz
über die Feststellung des Landeshaushaltsplans für das
Jahr 2000" wird, wie auf der Einladung bereits vermerkt,
unabhängig von der Abarbeitung der Tagesordnung im
Übrigen erst in der morgigen 8. Plenarsitzung aufgerufen.
Dazu wurden ein Entschließungsantrag der Fraktion der
CDU - Drucksache 3/259 - und zwei Entschließungsan-
träge der Fraktion der SPD - Drucksachen 3/271/273 -
sowie ein Änderungsantrag der Fraktion der CDU - Druck-
sache 3/268 - und drei Änderungsanträge der Fraktion der
SPD - Drucksachen 3/272/280/281 - verteilt.

Zu TOP 5: Die angekündigte Beschlussempfehlung des
Haushalts- und Finanzausschusses zu dem Gesetzentwurf
der Landesregierung "Thüringer Gesetz zur Regelung des
Kirchensteuerwesens" hat die Drucksachennummer 3/270.
Als Berichterstatter wurde Abgeordneter Jaschke benannt.

Zu TOP 6: Die angekündigte Beschlussempfehlung des
Haushalts- und Finanzausschusses zu dem Gesetzent-
wurf der Landesregierung "Thüringer Staatslotterie- und
Sportwettengesetz" hat die Drucksachennummer 3/274.
Als Berichterstatter wurde Abgeordnete Neudert benannt.

Zu TOP 11 "Wahl des Vorsitzenden des Untersuchungs-
ausschusses 3/2 und dessen Stellvertreters gemäß § 5
Abs. 1 und 2 des Untersuchungsausschußgesetzes" wur-
de eine Unterrichtung zu dem Wahlvorschlag der Frak-
tion der SPD und eine Unterrichtung zu dem Wahlvor-
schlag der Fraktion der CDU verteilt; sie haben die Druck-
sachennummern 3/249 und 3/287.

Zu TOP 13 "Wahl von Mitgliedern des Beirats gemäß § 4
Abs. 4 des Thüringer Liegenschaftsverwertungsgesetzes"
wurde eine Unterrichtung zu dem Wahlvorschlag der
Fraktion der CDU verteilt; sie hat die Drucksachennum-
mer 3/285.

Zu TOP 14 "Wahl von Mitgliedern und stellvertretenden
Mitgliedern für das Kuratorium der 'Stiftung für Tech-
nologie- und Innovationsförderung in Thüringen'" wur-
de eine Unterrichtung zu dem Wahlvorschlag der Frak-
tion der CDU verteilt; sie hat die Drucksachennummer
3/286.

Zu TOP 11 bis 15: Hier wird vorgeschlagen, die Tages-
ordnungspunkte 11 bis 15 mit Rücksicht auf eine mög-
lichst hohe Präsenz im Hause in der 9. Plenarsitzung am
28. Januar 2000 als letzten Tagesordnungspunkt vor der
Mittagspause aufzurufen. TOP 16 wird in getrenntem
Wahlgang im Anschluß an TOP 11 bis 15 vorgenommen,
dann allerdings in gemeinsamer Auszählung, damit wie-
der Zeit eingespart werden kann.

Zu TOP 17 - Fragestunde: Die Fragestunde wird nach
Feststellung der Tagesordnung als erster Tagesordnungs-
punkt der heutigen 7. Plenarsitzung aufgerufen. Die zweite
Fragestunde wird gemäß § 21 Abs. 1 Satz 5 Geschäfts-
ordnung in der 9. Plenarsitzung am 28. Januar 2000, spätes-
tens 14.00 Uhr aufgerufen.

Zu TOP 18 - Aktuelle Stunde: Mit den Fraktionen wurde
Einvernehmen erzielt, die Aktuelle Stunde in der 9. Ple-
narsitzung am 28. Januar 2000 im Anschluß an die Fra-
gestunde aufzurufen. Sofern kein Widerspruch erfolgt,
werden wir so verfahren.

Ich komme jetzt zu den Mündlichen Anfragen für die
heutige Fragestunde. Hier kommen hinzu die Drucksa-
chen 3/240, 3/241, 3/243, 3/244, 3/248, 3/250, 3/251, 3/256,
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3/257, 3/258, 3/261, 3/262, 3/263 und 3/264. Die Münd-
lichen Anfragen in Drucksache 3/217 und in Drucksache
3/218 wurden zwischenzeitlich zurückgezogen bzw. in
eine Kleine Anfrage umgewandelt. Für die 9. Plenarsitzung,
also am Freitag, kommen folgende Mündliche Anfragen
hinzu: die Drucksachen 3/266, 3/269, 3/275 und 3/279.

Nach diesen Ergänzungen und Anmerkungen, die ich
vorgenommen habe, frage ich jetzt, ob der vorliegenden
Tagesordnung widersprochen wird. Ja, das ist der Fall.
Herr Abgeordneter Buse.

Abgeordneter Buse, PDS:

Frau Präsidentin, unsere Fraktion beantragt zwei Ergän-
zungen zur vorliegenden vorläufigen Tagesordnung. Als
Erstes beantragen wir, die erste Beratung unseres Ge-
setzentwurfs "Gesetz zur Änderung des Gesetzes über
den Thüringer Rechnungshof" in Drucksache 3/238 als
Tagesordnungspunkt 9 a in die Tagesordnung aufzuneh-
men. Die Vorlage unserer Fraktion ist entsprechend der
§§ 50 und 51 der Geschäftsordnung des Thüringer Land-
tags form- und fristgerecht eingereicht und kann deshalb
nach Maßgabe der Geschäftsordnung als Beratungsge-
genstand in die Tagesordnung aufgenommen werden.

Zweitens beantragen wir, unseren Antrag vom 25. Ja-
nuar dieses Jahres "Unterstützungsmaßnahmen zum Er-
halt der Simson Zweirad GmbH Suhl und des Fahrzeug-
bau-Traditionsstandorts" in Drucksache 3/283 und die Be-
ratung darüber nach § 106 der Geschäftsordnung in die
Tagesordnung als Punkt 10 a aufzunehmen. Wir bitten
darum, diesen unseren Antrag in Abweichung von den
Festlegungen des § 51 Abs. 1 der Geschäftsordnung auf
der Grundlage des § 66 Abs. 1 - Kürzung der Fristen - in
der Tagesordnung zu berücksichtigen. Zur Begründung
unseres Antrags auf Fristverkürzung beantrage ich, un-
serer Fraktionsvorsitzenden Frau Zimmer das Wort zu er-
teilen.

Präsidentin Lieberknecht:

Vielen Dank. Dann bitte ich Frau Abgeordnete Zimmer
die Begründung vorzunehmen.

Abgeordnete Zimmer, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, die Ent-
wicklung des Zweiradbaus in Suhl gleicht einem Krimi,
in dem mit dem Gutachten der renommierten Firma Ernst
& Young und dem am Montag gestellten Insolvenzan-
trag das Schlusskapitel eingeleitet wird. Dabei ist über
die Etappen - 1991 Abwicklung und Gründung zweier Un-
ternehmen als MBO sowie Begleitung seit 1997 durch
die Thüringer Industriebeteiligungs GmbH & Co. KG und
Zusammenführung zur am Markt agierenden Simson
Zweirad GmbH - viel Zeit verflossen. Nicht nur das, es
ist auch viel Geld in das Unternehmen geflossen, leider
vorrangig für Entschuldung vornehmlich von Banken und

Altunternehmen und zu wenig für Innovation und Markt-
arbeit.

Da die Landesregierung auf der Grundlage des ihr vor-
liegenden Gutachtens zu dem Schluss gekommen ist, dass
eine Sanierung nicht in Frage käme und aktuell damit
125 Arbeitsplätze verloren gehen, ergibt sich die Dring-
lichkeit zur Behandlung dieses Antrags im Rahmen der
Tagesordnung der drei Beratungstage. Da darüber hinaus
ein formal staatsfernes Unternehmen, die Thüringer In-
dustriebeteiligungs GmbH & Co. KG, Minderheitsgesell-
schafter in dem insolvenzgefährdeten Betrieb ist und nach
Verlautbarung die Gesellschaftsanteile des Mehrheitsge-
sellschafters durch die Thüringer Aufbaubank kreditiert
wurden, ergibt sich zur Abweisung finanziellen Schadens
für den Industriebeteiligungsfonds und auch für die Thü-
ringer Aufbaubank weiterhin die Dringlichkeit zur Be-
handlung dieses Antrags in den nächsten drei Tagen.

Da darüber hinaus neben dem Gutachten im Auftrag der
Thüringer Landesregierung durch das Ministerium für
Wirtschaft ein weiteres Gutachten im Auftrag der Ge-
werkschaft IG Metall vorliegt und bei der Behandlung
und Entscheidung, die im Wirtschaftsministerium getroffen
worden ist, nicht zu Rate gezogen worden ist, ergibt sich
eine weitere Begründung für die Dringlichkeit dieses An-
trags.

In der Behandlung unseres Antrags muss geklärt werden,
auf Grundlage welcher Unternehmensentwicklungskon-
zepte Fördermittel und sonstige Finanzmittel eingesetzt
worden sind und warum der vorgeblich staatsferne Ge-
sellschafter, die Thüringer Industriebeteiligungsgesellschaft,
dem Mehrheitsgesellschafter aktives Handeln untersagte
und wie der TIB-Beirat - zusammengesetzt aus Staats-
sekretären der Thüringer Landesregierung - Einfluss auf
die Geschäftstätigkeit des Unternehmens genommen hat.

Ich füge hinzu: Die Dringlichkeit ergibt sich für mich auch
daraus, dass für mich unverständlich ist, welche neuen
Informationen ein von der Thüringer Industriebeteiligungs-
gesellschaft eingesetzter Geschäftsführer vom Zeitpunkt
der Belegschaftsversammlung am vergangenen Freitag bis
zur Einreichung des Insolvenzantrags Montag früh ha-
ben konnte, die ihn dann bewogen, letztendlich den Insol-
venzantrag zu stellen.

Um ähnliche Fälle bei Beteiligung der Thüringer Indust-
riebeteiligungsgesellschaft an Thüringer Unternehmen aus-
zuschließen, ergibt sich die Dringlichkeit der Behand-
lung des Antrags. Wir bitten Sie, aus diesen Gründen den
Antrag in Drucksache 3/283 unter Beachtung des § 66
Abs. 1 der Geschäftsordnung in die Tagesordnung auf-
zunehmen. Herr Kretschmer, ich füge hinzu, da Sie ja of-
fensichtlich schon einen Diskussionsbedarf haben, sollten
wir es uns gegenseitig nicht verweigern, im Rahmen der
Plenarsitzung diesen Antrag zu behandeln. Danke schön.

(Beifall bei der PDS)
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Präsidentin Lieberknecht:

Gibt es weitere Wortmeldungen? Wenn das nicht der Fall
ist, dann kommen wir zur Abstimmung. Zunächst zum
Antrag bei dem Gesetzentwurf in Drucksache 3/238.
Wer für die Aufnahme in die Tagesordnung ist, den bitte
ich um sein Handzeichen. Danke. Gegenstimmen? Enthal-
tungen? Bei einer großen Anzahl von Enthaltungen auf-
genommen. Dann die Abstimmung über den Antrag in
Drucksache 3/283, auch hier bitte ich um das Handzei-
chen. Danke. Gegenstimmen? Enthaltungen? Auch hier
mit einer großen Anzahl von Enthaltungen aufgenommen.

Es war die Einordnung der Drucksache 3/238 als TOP 9 a
beantragt. Erhebt sich hiergegen Widerspruch? Das ist
nicht der Fall, dann verfahren wir so. Und bei der Drucksa-
che 3/283 als TOP 10 a, gibt es hiergegen Widerspruch?
Wenn das nicht der Fall ist, verfahren wir auch so. Dann
haben wir mit diesen Ergänzungen die Tagesordnung
für die nächsten drei Plenarsitzungen, also die heutige
und die zwei folgenden, festgelegt und können zum Aufruf
des Tagesordnungspunkts 17

Fragestunde

kommen. Ich bitte um Vortrag der ersten Mündlichen An-
frage durch die Abgeordnete Bechthum in Drucksache
3/174. Bitte, Frau Abgeordnete Bechthum.

Abgeordnete Bechthum, SPD:

Landesstiftung "Nothilfe für die Familie, Hilfe für schwan-
gere Frauen in Not"

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie hoch ist das Grundstockvermögen der Stiftung zum
31. Dezember 1999?

2. Musste für laufende Zahlungen das schon bestehende
Grundstockvermögen zu irgendeiner Zeit benutzt wer-
den, und wenn ja, in welcher Höhe wurden Zahlungen aus
dem Grundstockvermögen in welchen Jahren geleistet?

Präsidentin Lieberknecht:

Als Vertreter der Landesregierung Herr Minister Dr.
Pietzsch bitte.

Dr. Pietzsch, Minister für Soziales, Familie und
Gesundheit:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, verehrte Frau Bechthum, ich beantworte für die Lan-
desregierung die Frage.

Zu Frage 1: Das Grundstockvermögen der Stiftung zum
31. Dezember beträgt ca. 11,6 Mio. DM. Es kann noch
geringfügige Veränderungen geben, da der Jahresabschluss

noch nicht definitiv fertig gestellt ist.

Zu Frage 2: Nein, für laufende Zahlungen ist das Grund-
stockvermögen zu keiner Zeit benutzt worden. Das ist
auch gar nicht möglich, da § 4 Abs. 3 Satz 2 der Stif-
tungssatzung das Grundstockvermögen grundsätzlich in
seinem Bestand garantiert. Allerdings muss man dazu
auch sagen, dass das Grundstockvermögen in einigen Jah-
ren nicht wesentlich erweitert worden ist. Es ist ja Ab-
sicht der Stiftung von Anfang an gewesen, dass sich die
Stiftung nach einer gewissen Zeit selbst trägt, so dass
laufende Zuführungen eigentlich erforderlich sind.

Präsidentin Lieberknecht:

Vielen Dank. Gibt es Nachfragen? Wenn das nicht der
Fall ist, kommen wir zur nächsten Anfrage in Drucksa-
che 3/177. Frau Abgeordnete Dr. Stangner.

Abgeordnete Dr. Stangner, PDS:

Erfüllung der Schulpflicht in der Untersuchungshaft bzw.
in Justizvollzugsanstalten

Nach mir vorliegenden Hinweisen ist die Erfüllung der
Schulpflicht für Jugendliche ab dem 14. Lebensjahr in der
Untersuchungshaft oder in Justizvollzugsanstalten - also
nach Artikel 19 Abs. 1, Artikel 20 und Artikel 23 Abs. 1
der Verfassung des Freistaats Thüringen sowie § 17 ff. des
Thüringer Schulgesetzes - nicht stets gewährleistet. Da-
durch könnten Schulabschlüsse oder der Erhalt eines Aus-
bildungsplatzes gefährdet werden, mithin die Wiedereinbin-
dung dieser Jugendlichen in die gesellschaftliche Normali-
tät.

Ich frage daher die Landesregierung:

1. In welchem Umfang erfolgt die schulische Betreuung
der Jugendlichen in der Untersuchungshaft und in den
Justizvollzugsanstalten und wie groß sind die Ausfälle?

2. Wie erfolgt die schulische Betreuung der Jugendlichen in
der Untersuchungshaft und in den Strafvollzugsanstalten?

3. In welchem Umfang erfolgt die Betreuung durch Son-
derpädagogen?

Präsidentin Lieberknecht:

Vielen Dank. Für die Landesregierung antwortet Minis-
ter Dr. Birkmann.

Dr. Birkmann, Justizminister:

Frau Präsidentin, die Mündliche Anfrage der Frau Ab-
geordneten Dr. Stangner beantworte ich für die Thürin-
ger Landesregierung wie folgt:
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Die im Vorspann geäußerte Ansicht trifft nicht zu. Die
Erfüllung der Schulpflicht ist gewährleistet.

Zu den Fragen 1 und 2: Die Erteilung des Schulunter-
richts für Vollzeitschulpflichtige und Berufsschulpflich-
tige wird im Zusammenwirken mit dem Thüringer Kul-
tusministerium wie folgt gewährleistet: Alle vollzeitschul-
pflichtigen Gefangenen, auch Untersuchungsgefangene,
werden in der Jugendstrafanstalt Ichtershausen zusammen-
gefasst und dort gemäß den geltenden Unterrichtsplänen
unterrichtet. Die Unterrichtung erfolgt durch Anstaltspä-
dagogen und Lehrer der Regelschule 2 in Arnstadt, die
auch die externen Abschlussprüfungen abnehmen. Zur-
zeit befinden sich in der Jugendstrafanstalt Ichtershau-
sen insgesamt sechs Gefangene, die der Vollzeitschul-
pflicht unterliegen. Darüber hinaus wurde in der Jugend-
strafanstalt Ichtershausen eine so genannte Stützklasse ein-
gerichtet, in der die Gefangenen, die nicht mehr der Voll-
zeitschulpflicht unterliegen, mit dem Ziel der Erlangung
des Hauptschulabschlusses unterrichtet werden. Der Un-
terricht wird von Lehrern der Regelschule 2 in Arnstadt
erteilt.

Soweit Gefangene an einer beruflichen Vollausbildung
mit Gesellenprüfung teilnehmen, erfolgt gemäß einer Ver-
einbarung mit dem Kultusministerium die Erteilung des
Berufsschulunterrichts nach festgelegten Stundenplänen
durch Lehrer der berufsbildenden Schule in Arnstadt. Der-
zeit nehmen an einer beruflichen Vollausbildung 27 Ge-
fangene teil, und zwar 15 Hochbaufacharbeiter und 12
Teilezurichter. Die Übrigen ohne abgeschlossene Berufs-
ausbildung werden in berufsvorbereitenden Bildungs-
maßnahmen in Übungswerkstätten oder in Lehrgängen
zur Verbesserung der beruflichen Bildungs- und Einglie-
derungschancen unter fachlicher Anleitung von Mitar-
beitern des vertraglich gebundenen Bildungsträgers des
Berufsfortbildungswerks des DGB beschäftigt. Diese Maß-
nahmen werden von einem berufsschulähnlichen Unter-
richt durch Ausbilder des genannten Berufsfortbildungs-
werks begleitet. Bei Vollzeitschulpflichtigen gibt es kei-
ne Unterrichtsausfälle. Dies gilt auch für berufsschulpflich-
tige Gefangene, die an beruflichen Aus- und Weiterbil-
dungsmaßnahmen teilnehmen.

Zu Frage 3: Die hauptamtlichen Lehrer der Justizvoll-
zugsanstalten sind für die Unterrichtung von jungen Ge-
fangenen besonders qualifiziert. Darüber hinaus werden
die Teilnehmer an schulischen und beruflichen Ausbil-
dungsmaßnahmen von Sozialpädagogen betreut. Im Üb-
rigen strebe ich eine Zusammenarbeit des Mobilen son-
derpädagogischen Dienstes mit den Justizvollzugsbehörden
gemäß § 53 des Thüringer Schulgesetzes an.

Präsidentin Lieberknecht:

Vielen Dank. Es gibt eine Nachfrage? Frau Dr. Stangner.

Abgeordnete Dr. Stangner, PDS:

Vielen Dank erst einmal für die Antworten. Ich habe
aber eine Nachfrage. Sie haben sich auf Ichtershausen
bezogen, sind in anderen Anstalten keine Jugendlichen,
denen die Nachfrage galt, z.B. in Weimar, zusammenge-
fasst?

Dr. Birkmann, Justizminister:

Doch, es gibt sie auch in anderen Vollzugseinrichtun-
gen. Auch in Gera und Weimar kann es Schulpflichtige
geben. Die werden nach Möglichkeit so schnell wie mög-
lich nach Ichtershausen verlegt, um dort in den Unter-
richt genommen werden zu können. Da kann es aus voll-
zugstechnischen Gründen eine gewisse Zeitverschiebung
geben, aber vom Grundsatz her werden die auch dort be-
schult.

Präsidentin Lieberknecht:

Weitere Nachfragen? Herr Buse.

Abgeordneter Buse, PDS:

Namens der PDS-Fraktion würde ich darum bitten, die
Anfrage an den Ausschuss für Bildung und Medien zu
überweisen.

Präsidentin Lieberknecht:

Dann stimmen wir über diesen Antrag auf Ausschuss-
überweisung ab. Wer stimmt dieser Überweisung zu, den
bitte ich um das Handzeichen. Danke schön. Gegenstim-
men? Ein Drittel ist erreicht gewesen, das reicht. Dann
ist das damit überwiesen und wir kommen zur nächsten
Anfrage - Drucksache 3/179 -. Frau Abgeordnete Heß.

Abgeordnete Heß, SPD:

Mit Artikel 14 des GKV-Solidaritätsstärkungsgesetzes wur-
den die Kassenärztlichen Vereinigungen der alten Bun-
desländer verpflichtet, von den gesetzlichen Kranken-
kassen zur Verfügung gestellte Vergütungsanteile zur Stüt-
zung der Honorarsituation der Ärzte in den neuen Bun-
desländern weiterzuleiten.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie hat die Kassenärztliche Bundesvereinigung das
Verfahren organisiert?

2. In welcher Höhe sind bisher Honorarunterstützungs-
beiträge an die Kassenärztliche Vereinigung Thüringen
geflossen bzw. werden noch erwartet?

3. Falls noch keine Zahlungen erfolgten: Welche Grün-
de hierfür sind bekannt und was hat die Kassenärztliche
Vereinigung Thüringen unternommen, um an entspre-
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chende Zahlungen zu gelangen?

Präsidentin Lieberknecht:

Danke. Für die Landesregierung antwortet Herr Minis-
ter Dr. Pietzsch.

Dr. Pietzsch, Minister für Soziales, Familie und
Gesundheit:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, werte Frau Abgeordnete Heß, im Namen der Lan-
desregierung beantworte ich die Mündliche Anfrage. Die
Kassenärztliche Bundesvereinigung hat gemäß § 75 Abs. 7
Fünftes Buch Sozialgesetzgebung Richtlinien über den
West-Ost-Ausgleich der Gesamtvergütung im Jahre 1999
gemäß Artikel 14 GKV Solidaritätsstärkungsgesetz be-
schlossen. Danach werden die Ausgleichsbeiträge auf der
Grundlage der Daten der Kassenärztlichen Vereinigung
im früheren Bundesgebiet, also in den alten Bundeslän-
dern, für diese quartalsweise unter Hinzuziehung der Mit-
gliederentwicklung der Krankenkassen im jeweiligen Be-
reich von der Kassenärztlichen Bundesvereinigung zen-
tral ermittelt und eingezogen, so dass es eine Aufgabe
der Kassenärztlichen Bundesvereinigung ist. Anschlie-
ßend berechnet dann die Kassenärztliche  Bundesverei-
nigung die Ansprüche der einzelnen Kassenärztlichen Ver-
einigungen in den neuen Bundesländern.

Zu Frage 2:  Es ist eine Richtlinie, nach der bereits gear-
beitet wird. Ende November 1999 ist eine Abschlags-
zahlung in Höhe von 3,8 Mio. DM von Seiten der Kas-
senärztlichen Bundesvereinigung an die Kassenärztliche
Vereinigung Thüringen geleistet worden. Diese 3,8 Mio.
DM Abschlagszahlungen beziehen sich auf das I. Quar-
tal 1999. Die Kassenärztliche Vereinigung Thüringen rech-
net damit, dass nach den genannten Richtlinien noch im
Januar die restlichen Zahlungen erfolgen werden. Die
Höhe der restlichen Zahlungen kann ich im Augenblick
nicht nennen - aber bei der im I. Quartal 3,8 Mio. DM -,
ich denke, es wird sich nicht wesentlich von dieser Zah-
lung unterscheiden. Damit erübrigt sich die Frage 3.

Präsidentin Lieberknecht:

Vielen Dank. Gibt es Nachfragen? Das ist nicht der Fall.
Dann kommen wir zur nächsten Anfrage, und zwar Herr
Abgeordneter Gentzel, die Anfrage in Drucksache 3/180.

Abgeordneter Gentzel, SPD:

Innenminister Köckert kontrolliert sich selbst? (I)

Innenminister Köckert ist Stadtratsmitglied in Eisenach.
Nach § 23 Abs. 4 Nr. 3 der Thüringer Kommunalord-
nung dürfen Angestellte oder Beamte der Rechtsaufsichts-
behörde, die unmittelbar mit Fragen der Rechtsaufsicht
befasst sind, nicht gleichzeitig Gemeinderatsmitglieder
sein.

Ich frage die Landesregierung:

1. Ist diese Unvereinbarkeitsvorschrift auf den Chef der
obersten Rechtsaufsichtsbehörde, den Innenminister, an-
wendbar?

2. Wenn nein, sieht die Landesregierung in dieser Frage
Änderungsbedarf?

3. Wie beurteilt sie den Einfluss des Innenministers und
Stadtratsmitglieds Köckert auf Unabhängigkeit und Ob-
jektivität der Arbeit des Gemeinderats?

Präsidentin Lieberknecht:

Für die Landesregierung antwortet Herr Minister Dr. Birk-
mann.

Dr. Birkmann, Justizminister:

Frau Präsidentin, sehr verehrte Damen und Herren Ab-
geordnete, die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Gent-
zel beantworte ich für die Thüringer Landesregierung wie
folgt:

Zu Frage 1: Die Unvereinbarkeitsbestimmungen der Thü-
ringer Kommunalordnung sind hier nicht einschlägig. Die
Vorschrift ist nicht anwendbar, weil Rechtsaufsichtsbe-
hörde im Sinne des § 23 Abs. 4 Nr. 3 der Thüringer Kom-
munalordnung nur die unmittelbar zuständige Rechts-
aufsichtsbehörde ist. Nach § 118 Abs. 2 der Thüringer
Kommunalordnung ist dies für die Stadt Eisenach das
Landesverwaltungsamt. Im Übrigen bestimmt Artikel 72
Abs. 1 der Thüringer Verfassung, dass Mitglieder der Thü-
ringer Landesregierung in einem besonderen öffentlich-
rechtlichen Amtsverhältnis zum Land stehen. Ein Mi-
nister ist weder Beamter noch Angestellter.

Zu Frage 2: Änderungsbedarf zu § 23 Abs. 4 Nr. 3 der
Thüringer Kommunalordnung wird nicht gesehen.

Zu Frage 3: Die Frage unterstellt, dass die übrigen 36 Mit-
glieder des Stadtrats von Eisenach in Anwesenheit des
Ministers zu Unabhängigkeit und Objektivität nicht mehr
in der Lage sind. Dies ist unzutreffend.

(Zwischenruf Abg. Gentzel, SPD: Ich lade
Sie einmal ein.)

Präsidentin Lieberknecht:

Ist die Antwort gegeben, Herr Minister? Gut. Gibt es Nach-
fragen? Geschäftsordnung.

(Zuruf Abg. Gentzel, SPD: Überweisung an
den Innenausschuss.)

Überweisung an den Innenausschuss ist beantragt. Ich
lasse hierüber abstimmen. Wer einer Überweisung an den
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Innenausschuss zustimmt, den bitte ich um das Handzei-
chen. Damit ist das Quorum erreicht. Es wird an den In-
nenausschuss überwiesen.

Dann kommen wir zur nächsten Anfrage, wieder Eise-
nach, die Frau Abgeordnete Doht - Drucksache 3/181 -.

Abgeordnete Doht, SPD:

Innenminister Köckert kontrolliert sich selbst (Teil II)

Innenminister Köckert ist Verbandsvorsitzender des
Zweckverbands Eisenach-Erbstromtal. Nach § 27 Abs. 3
Nr. 3 des Gesetzes über die kommunale Gemeinschafts-
arbeit dürfen Angestellte oder Beamte der Rechtsaufsichts-
behörde, die unmittelbar mit Fragen der Rechtsaufsicht
befasst sind, nicht gleichzeitig Verbandsräte bzw. Ver-
bandsvorsitzende sein.

Ich frage die Landesregierung:

1. Ist diese Unvereinbarkeitsvorschrift auf den Chef der
obersten Rechtsaufsichtsbehörde, den Innenminister, an-
wendbar?

2. Wenn nein, sieht die Landesregierung in dieser Frage
Änderungsbedarf?

3. Wie beurteilt sie den Einfluss des Innenministers und
Zweckverbandsvorsitzenden Köckert auf Unabhängig-
keit und Objektivität der Arbeit des Zweckverbands?

Präsidentin Lieberknecht:

Herr Minister Dr. Birkmann.

Dr. Birkmann, Justizminister:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren Abge-
ordnete, die Mündliche Anfrage der Frau Abgeordneten
Doht beantworte ich für die Thüringer Landesregierung
wie folgt:

Zu Frage 1: Die Unvereinbarkeitsbestimmungen des Geset-
zes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit sind nicht
einschlägig. Die Vorschrift ist nicht anwendbar, weil Auf-
sichtsbehörde im Sinne des § 27 Abs. 3 Nr. 3 des Geset-
zes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit nur die
unmittelbar zuständige Aufsichtsbehörde ist. Nach § 44
Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes ist dies das Landesverwal-
tungsamt. Im Übrigen bestimmt Artikel 72 Abs. 1 der Thü-
ringer Verfassung, dass Mitglieder der Landesregierung
in einem besonderen öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis
zum Land stehen. Ein Minister ist weder Beamter noch
Angestellter.

Zu Frage 2: Änderungsbedarf zu § 7 Abs. 3 Nr. 3 des
Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit wird
nicht gesehen.

Zu Frage 3: Die Frage unterstellt, dass die übrigen Ver-
bandsräte des Zweckverbands in Anwesenheit des Mi-
nisters zu Unabhängigkeit und Objektivität nicht mehr
in der Lage sind. Das ist unzutreffend.

Präsidentin Lieberknecht:

Es gibt eine Nachfrage von der Frau Abgeordneten Doht.

Abgeordnete Doht, SPD:

Keine Nachfrage, ich beantrage Überweisung an den In-
nenausschuss.

Präsidentin Lieberknecht:

Ich bitte auch hier um Abstimmung, wer der Überwei-
sung zustimmt. Auch hier ist das Quorum erreicht, da-
mit Überweisung beschlossen. Dann kommen wir zur
nächsten Anfrage, Frau Abgeordnete Becker - Drucksa-
che 3/212 -.

Abgeordnete Becker, SPD:

Freistellung von der Sanierung ökologischer Altlasten
für das Tankstellennetz der ehemaligen Minol in Thü-
ringen

Die deutsche Tochter der französischen Elf Aquitaine,
die Elf Oil Deutschland GmbH, hat bei der zuständigen
Behörde der Landesregierung den Antrag auf Freistel-
lung von der Sanierung ökologischer Altlasten für das
von der Treuhandanstalt übernommene Tankstellennetz
der ehemaligen Minol in Thüringen beantragt. Dieser An-
trag wurde abgelehnt. Trotzdem wurde, zeitlich vor dem
Abschluss des Generalvertrags über ökologische Altlas-
ten in Thüringen, die neue Eigentümerin von der Sanie-
rung freigestellt.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wann wurde mit welcher Begründung der ursprüng-
liche Antrag auf Freistellung der oben genannten Objek-
te abgelehnt?

2. Welche Gründe haben dazu geführt, dass das Freistel-
lungsverfahren wieder aufgenommen und die oben ge-
nannten Objekte nach der rechtskräftigen Ablehnung trotz-
dem freigestellt wurden?

3. Wann erfolgte die rechtskräftige Freistellung von der
Sanierung für den neuen Eigentümer?

4. Welche weiteren Freistellungen von der Sanierung öko-
logischer Altlasten, die rechtskräftig abgelehnt wurden
und bei denen zu einem späteren Zeitpunkt das Verfah-
ren wieder aufgenommen wurde, gibt es in Thüringen?
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Präsidentin Lieberknecht:

Für die Landesregierung Minister Dr. Sklenar.

Dr. Sklenar, Minister für Landwirtschaft,
Naturschutz und Umwelt:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Da-
men und Herren Abgeordneten, die Mündliche Anfrage
der Abgeordneten Becker beantworte ich im Namen der
Landesregierung wie folgt:

Vorbemerkungen: Der Antrag auf Freistellung von der
Haftung für solche Umweltschäden, deren Ursachen von
der Minol AG bzw. deren Rechtsvorgänger VEB Kombinat
Minol vor dem 01.07.1990 gesetzt wurden, wurden nicht
von der Elf Oil GmbH gestellt. Es gab einen Globalan-
trag vom 10.03.1992 ohne Benennung einzelner Objekte
sowie weiterer Einzelanträge, mit denen die Minol-Südtank
GmbH, die Minol Mineralölhandel AG sowie der Prozess-
bevollmächtigte der Erwerber Oil-France und des so ge-
nannten TED-Konsortiums die vollständige Haftungsfrei-
stellung beantragt haben. Die Elf Oil Deutschland GmbH
wurde erst am 27.12.1995 gegründet. Richtig zu stellen
ist weiterhin, dass eine rechtskräftige Entscheidung ein
richterliches Urteil erfordert. Die fortlaufend in der An-
frage verwendete Formulierung "rechtskräftig entschie-
den" ist in diesem Zusammenhang falsch. Dies ist vor
allem deswegen von Bedeutung, weil damit falsche Rechts-
folgen unterstellt werden könnten. Insofern waren einzelne
ablehnende Freistellungsentscheidungen aus verwaltungs-
rechtlicher Sicht als bestandskräftig zu bezeichnen.

Zu Frage 1: Von zwei der zum damaligen Zeitpunkt zu-
ständigen Außenstellen des Landesverwaltungsamts - den
heutigen Staatlichen Umweltämtern Suhl bzw. Sonders-
hausen - wurden in den Jahren 1993 und 1994 ablehnen-
de Freistellungsentscheidungen für einzelne, dem erwähn-
ten Globalantrag zuzurechnende Objekte getroffen. Für
die Ablehnung dieser Einzelobjekte waren formale Gründe
maßgebend. Es waren zum damaligen Zeitpunkt durch die
Antragsteller noch keine ausreichenden Unterlagen zur
Schadensglaubhaftmachung vorgelegt worden. Dies be-
trifft ca. 60 Objekte. Die Entscheidung über den Global-
antrag selbst war einheitlich für den gesamten Bereich
des Freistaats zu treffen, weshalb für die später getroffe-
ne positive Entscheidung über die Freistellung aus Prak-
tikabilitätsgründen auch eine gemeinsame zuständige Be-
hörde bestimmt wurde.

Zu Frage 2: Ein Wiederaufgreifen des Verfahrens, das
heißt, eine Aufhebung oder eine Abänderung eines be-
standskräftigen Verwaltungsakts ist bei geänderter Sach-
lage nach geltendem Verwaltungsrecht nicht nur möglich,
sondern auf Verlangen des Antragstellers sogar zwin-
gend. Im Freistellungsbescheid jüngeren Datums wird hie-
rauf explizit hingewiesen. In einem solchen Fall ist die
Verwaltung verpflichtet, eine neue Entscheidung zu treffen.
Die Einbeziehung der zunächst in den Jahren 1993/94 nach

den damaligen Kenntnissen abgelehnten Objekte in die
positive Entscheidung über den bis dahin nicht beschie-
denen Globalantrag im Jahre 1998 war ein im Rahmen
ordnungsgemäßen Verwaltungshandelns üblicher Vorgang.
Eine neue Sachlage ergab sich hier insbesondere aus der
Bereitschaft der Elf Oil Deutschland GmbH, die Verant-
wortung für sämtliche Standorte - auch für solche mit
unklarer Rechtslage bezüglich der Störerverantwortlich-
keit - mit zu übernehmen. Daraus ergaben sich für Thü-
ringen erhebliche Vorteile. Es konnte so die zehnprozentige
Eigenbeteiligung der Elf Oil Deutschland GmbH sowie
die 60-prozentige Beteiligung des Bundes für alle diese
Standorte erreicht werden. Zudem war es möglich, so mit
nur einem Ansprechpartner die spätere Sanierung abzu-
wickeln, was eine enorme Vereinfachung des Verwal-
tungshandelns bedeutet. So war für die ca. 500 Standor-
te nur ein Sanierungsverantwortlicher zu bestimmen.

Zu Frage 3: Die Elf Oil Deutschland GmbH wurde mit Be-
scheid des Staatlichen Umweltamts Gera vom 14.07.1998
von der Kostenlast für durchzuführende Sanierungsmaß-
nahmen sowie von der privatrechtlichen Haftung gegen-
über Dritten freigestellt. Gegen den Bescheid wurde kein
Widerspruch erhoben. Der Bescheid wurde mit Ablauf
des 16.08.1998 bestandskräftig.

Zu Frage 4: Im Wege des Wiederaufgreifens, zu dessen
Rechtmäßigkeit und Zweckmäßigkeit ich bei der Ant-
wort auf Frage 2 Ausführungen gemacht habe, gibt es
außerhalb des Elf Oil Deutschland-Verfahrens weitere be-
standskräftig abgelehnte Freistellungen, bei denen zu ei-
nem späteren Zeitpunkt das Verfahren wieder aufgenom-
men wurde. Im Ergebnis wurden die Verfahren der Fir-
men Steinbeißer GmbH Recycling Gehren, Firma Gres-
kamp Bau GmbH Erfurt, Firma Hydrometer GmbH Ans-
bach, Betriebsteil Apolda, positiv entschieden.

Präsidentin Lieberknecht:

Gibt es Nachfragen? Bitte, Frau Abgeordnete Klaus.

Abgeordnete Dr. Klaus, SPD:

Herr Minister, warum ist im Antrag auf das Wiederaufgrei-
fen des Verfahrens vom 13. Oktober 1994 nur von den
in der Anlage aufgeführten negativen Freistellungsbe-
scheiden und nicht von einem negativen Bescheid gegen-
über dem Globalantrag im Sinne der am 14. Juli 1998
erfolgten umfänglichen Freistellung die Rede?

Dr. Sklenar, Minister für Landwirtschaft,
Naturschutz und Umwelt:

Frau Klaus, meines Erachtens gibt es den gar nicht so in
dieser Form, wie Sie das hier vorgetragen haben. Es gibt
keinen abgelehnten Globalantrag. Es gibt einzelne abge-
lehnte Objekte, die aus formellen Gründen abgelehnt wur-
den, die aber dann insgesamt bei der Beurteilung des ge-
samten Globalantrags, vor allen Dingen als die Schadens-
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nachweise und vor allem auch der Investitionsnachweis
mit dazu geliefert worden sind, positiv beschieden wor-
den sind.

Präsidentin Lieberknecht:

Frau Abgeordnete Becker.

Abgeordnete Becker, SPD:

Welche Rolle spielte bei der in Rede stehenden Global-
freistellung der so genannte TED-Vertrag und insbeson-
dere die Ergebnisse der im Frühjahr 1994 erfolgten Nach-
verhandlungen?

Dr. Sklenar, Minister für Landwirtschaft,
Naturschutz und Umwelt:

TED-Vertrag gab es nicht, es gibt ein TED-Konsortium,
bestehend aus Thyssen Industrie, Elf Aquitaine, der Deut-
schen SB-Kauf, und die waren mit eingebunden, so wie
ich das gesagt habe, mit der Minol Südtank GmbH, der
Minol Mineralölhandel AG sowie der Prozessbevollmäch-
tigten der Erwerber Elf France. Aber vielleicht können Sie
sich ein bisschen deutlicher erklären, was Sie damit mei-
nen.

Präsidentin Lieberknecht:

Jetzt ist erst einmal der Abgeordnete Dittes dran mit ei-
ner Nachfrage.

Abgeordneter Dittes, PDS:

Herr Sklenar, worin unterscheiden sich denn tatsächlich
nun der Globalantrag von den am 10. März 1992 einge-
reichten gestellten standortbezogenen Einzelanträgen, ganz
speziell auch bezogen auf den Bereich der Schadensglaub-
haftmachung?

Dr. Sklenar, Minister für Landwirtschaft,
Naturschutz und Umwelt:

Ja, das muss da mit drin aufgeführt werden, Herr Dittes,
und nicht nur einfach ein Antrag gestellt werden, wir
wollen die und die Tankstellen, die und die Objekte frei-
gestellt haben, sondern es muss auch nachgewiesen wer-
den, dass dort dementsprechender Schaden vorhanden
ist und vor allen Dingen, und das ist eigentlich der aus-
schlaggebende Grund, es muss auch nachgewiesen wer-
den, dass dort wieder investiert werden wird.

(Zwischenruf Abg. Dittes, PDS: Und das war
im Globalantrag drin?)

Und das war im Globalantrag drin, hatte ich bereits ge-
sagt, und im Einzelantrag nicht, nicht in jedem Fall.

Präsidentin Lieberknecht:

Frau Abgeordnete Becker.

Abgeordnete Becker, SPD:

Nur noch mal zur Sicherheit, also der Globalantrag, über
den wir jetzt alle reden, ist vom 10. März 1992 und der
wurde dann untersetzt von Einzelanträgen?

Präsidentin Lieberknecht:

Das fragt sie, ob das so ist, ja.

Dr. Sklenar, Minister für Landwirtschaft,
Naturschutz und Umwelt:

Also, Frau Becker, noch mal, damit Sie es auch verstehen.
Es sind 419 Einzelobjekte, die in dem Globalvertrag ver-
ankert worden sind, und für die ist der Antrag auf Frei-
stellung gestellt worden.

(Zwischenruf Abg. Stauch, CDU: Gib es ihr
schriftlich!)

(Zwischenruf Abg. Dittes, PDS: Vorhin
haben Sie gesagt ...)

Präsidentin Lieberknecht:

Diskutieren können wir ja übermorgen, da haben wir noch
die Aktuelle Stunde zum gleichen Thema. Die Nachfra-
gen sind erschöpft, ich stelle damit Beendigung der Be-
fassung mit dieser Frage fest. Wir kommen zum Abge-
ordneten Ramelow mit der Anfrage in Drucksache 3/215.

Abgeordneter Ramelow, PDS:

Spaßbadlandschaft Thüringen

Die Thematik "Spaßbadförderung in Thüringen" ist hin-
länglich bekannt und dass es Probleme mit einzelnen Stand-
orten gegeben hat, ist auch gerichtsnotorisch zur Kennt-
nis gebracht worden. Aufgrund mir vorliegender Schrei-
ben soll das zuständige Ministerium bzw. die Landesre-
gierung von Unregelmäßigkeiten in Kenntnis gesetzt wor-
den sein, in deren Zusammenhang auch von staatsanwalt-
schaftlichen Ermittlungen die Rede ist. Dies soll sich
auf verschiedene geförderte Standorte beziehen.

Ich frage deshalb die Landesregierung:

1. Hat die Landesregierung Kenntnis von kommunalauf-
sichtsrechtlichen Prüfungen im Zusammenhang mit der
Spaßbadförderung bzw. im Zusammenhang mit den ein-
zelgeförderten Investitionsvorhaben und welche Ergeb-
nisse haben diese Prüfungen gezeitigt?
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2. Gab oder gibt es eine Prüfung einzelner Standorte oder
im Zusammenhang mit der gesamten Förderung eine Prü-
fung der gesamten Fördermittelvergabe durch den Lan-
desrechnungshof; durch wen wurde das beauftragt, und
welche Ergebnisse wurden prüfungsrelevant festgestellt?

3. Sind der Landesregierung zu dieser gesamten Problema-
tik staatsanwaltschaftliche Ermittlungen bekannt und auf
welche Standorte beziehen diese sich?

Präsidentin Lieberknecht:

Bitte für die Landesregierung Herr Staatssekretär Richwien.

Richwien, Staatssekretär:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, ich beantworte die Mündliche Anfrage des Abgeord-
neten Ramelow wie folgt:

Zu 1.: Grundsätzlich werden alle Maßnahmen, deren Trä-
ger Gemeinden, Gemeindeverbände bzw. GmbH mit kom-
munaler Beteiligung sind, hinsichtlich der Bereitstellung
der Eigenanteile durch eine rechtliche Würdigung der zu-
ständigen Kommunalaufsicht geprüft. Im Vorfeld dieser
rechtsaufsichtlichen Würdigung muss die antragstellende
Gemeinde Unterlagen zum kommunalen Haushalt für den
Zeitraum, in dem die Investition realisiert werden soll, der
Kommunalaufsicht übergeben. Diese werden dann geprüft
und das Ergebnis der Prüfung im Rahmen der rechtsauf-
sichtlichen Würdigung der Bewilligungsbehörde, also uns,
mitgeteilt. Die jeweilige Bewilligungsbehörde ist in das
Prüfverfahren nicht eingebunden, sondern erhält nur
von dem Ergebnis Kenntnis. Dies dient als wesentliche
Entscheidungsgrundlage für einen gestellten Förderantrag.

Zu 2.: Im Rahmen seiner Aufgaben laut Haushaltsord-
nung § 88 prüft der Thüringer Rechnungshof stichpro-
benartig u.a. auch Vorhaben der Gemeinschaftsaufgabe.
Die Auswahl der zu prüfenden Projekte trifft der Rech-
nungshof eigenständig. Eine Beauftragung durch die Lan-
desregierung gibt es demzufolge nicht. Bezüglich der Prü-
fung durch den Thüringer Rechnungshof sieht die Thü-
ringer Landeshaushaltsordnung ein zweistufiges Prüfver-
fahren vor. In der ersten, nur internen Stufe, sage ich mal,
teilt der Thüringer Rechnungshof das vorläufige Ergeb-
nis seiner Prüfung dem betroffenen Ressort zur Äuße-
rung mit. Erst nach erfolgter Äußerung und Stellungnahme
des betroffenen Ressorts leitet der Thüringer Rechnungshof
das endgültige Ergebnis seiner Prüfung in der zweiten
Stufe dem Landtag und der Landesregierung zu. Im Jah-
re 1998 wurde durch den Thüringer Landesrechnungs-
hof das Vorhaben "Erlebnisbad Zeulenroda" geprüft. Das
interne Prüfungsverfahren ist noch nicht abgeschlossen.
Das ist mein Kenntnisstand. Demzufolge wurden noch
keine abschließenden prüfungsrelevanten Ergebnisse vor-
gelegt.

Zu Ihrer letzten Frage: Der Landesregierung sind nur
staatsanwaltschaftliche Ermittlungen im Zusammenhang
mit dem Erlebnisbad in Zeulenroda bekannt.

Präsidentin Lieberknecht:

Gibt es Nachfragen? Herr Abgeordneter Ramelow.

Abgeordneter Ramelow, PDS:

In einem mir vorliegenden Schreiben vom 19. Februar
1999 an das Innenministerium wird das Innenministe-
rium davon in Kenntnis gesetzt, dass es Auseinanderset-
zungen gibt um das Spaßbad in Bad Klosterlausnitz, um
einen Honorarvertrag von 750.000 DM, der zu Unrecht
bezahlt worden sei. Das Innenministerium habe eine Prü-
fung zugesagt. Ich habe in der OTZ, so habe ich es in Er-
innerung, im Frühjahr 1999 lesen können, dass das In-
nenministerium dort in der Prüfung sei.

Richwien, Staatssekretär:

Das kann durchaus sein. Wir haben auch vorhin in Ihrer
ersten Frage von einer kommunalaufsichtlichen Würdi-
gung gesprochen und das ist dann nicht im Wirtschafts-
ministerium angegliedert, sondern im Innenministerium.
Und Sie haben ja ...

(Zwischenruf Abg. Ellenberger, SPD: Die
Landesregierung ist angefragt!)

Ich kann Ihnen nur das hier mitteilen, was ich Ihnen vorhin
gesagt habe. Mir ist persönlich nur die Untersuchung zu
Zeulenroda bekannt.

Präsidentin Lieberknecht:

Bitte keine Dialoge. Gibt es noch eine weitere Nachfra-
ge?

Abgeordneter Ramelow, PDS:

Frau Präsidentin, ich habe die Frage an die Präsidentin:
Wenn ich die Landesregierung frage, wie ich dann eine
Antwort der Landesregierung bekomme?

Präsidentin Lieberknecht:

Über den Inhalt kann man ja verschiedener Meinung sein.

Abgeordneter Ramelow, PDS:

Nein. Ich habe gefragt nach einem Prüfvorgang, den das
Innenministerium bestätigt hat. Und ich frage nach bei der
Landesregierung: Was hat dieser Prüfvorgang ergeben, bei
dem das Innenministerium unterrichtet wurde von einem
Vorgang, wo es um 750.000 DM gegangen ist, die zu Un-
recht gezahlt worden seien? Die Landesregierung hat be-
stätigt, dass sie in die Prüfung eingestiegen sei. Ich fra-
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ge die Landesregierung: Was ist aus der Prüfung gewor-
den?

Richwien, Staatssekretär:

Herr Ramelow, da Sie ja Daten und Fakten haben wol-
len, nehme ich das Thema gern mit und stelle Ihnen das
schriftlich zu. Mir ist persönlich eine staatsanwaltschaft-
liche Ermittlung nur bei Zeulenroda bekannt, aber ich
mache mich gern sachkundig. Danke schön.

Präsidentin Lieberknecht:

Wir haben die Zusage vernommen. Es gibt einen Antrag.
Herr Buse.

Abgeordneter Buse, PDS:

Die PDS-Fraktion würde diese Anfrage gern an den Aus-
schuss für Wirtschaft, Arbeit und Strukturpolitik über-
weisen wollen.

Präsidentin Lieberknecht:

Den Überweisungsantrag haben wir gehört. Ich lasse da-
rüber abstimmen. Wer stimmt diesem Überweisungsan-
trag zu? Danke. Das Quorum ist erreicht, auch wenn die
Abwesenheit recht zahlreich ist.

Wir kommen zur nächsten Anfrage, und zwar noch ein-
mal Herr Abgeordneter Ramelow mit der Anfrage in
Drucksache 3/216.

Abgeordneter Ramelow, PDS:

Ausnahmsweise kein Spaßbad.

Umweltbelastung durch Papierfabrik?

Seit nunmehr einigen Wochen ist die neue Zellstoffpro-
duktion in der Papierfabrik in Blankenstein angelaufen.
Mit einer großen finanziellen Unterstützung durch das Land
konnte eine enorme Neuinvestition auf dem alten Werks-
gelände ermöglicht werden und nach meinem Kenntnis-
stand soll es sich heute um eine äußerst moderne und
damit auch umweltentlastende Produktionsanlage handeln.
Gleichwohl beklagen sich die Anwohner seit Mitte De-
zember 1999 über einen äußerst aggressiven Geruch. Die
Luft würde beißend nach faulen Eiern riechen und in
einer öffentlichen Stellungnahme wurde seitens der Werks-
leitung eingeräumt, dass es sich wohl um ein Schwefel-
Wasserstoff-Gemisch handeln würde, das bei den Abga-
sen mit in die Umwelt gelangen würde.

Ich frage deshalb die Landesregierung:

1. Ist der Landesregierung bzw. den zuständigen Umwelt-
behörden dieser Zustand bekannt?

2. Hat die Landesregierung Kenntnis davon, ob die zu-
ständigen Behörden Messungen der Luftemission vor-
genommen haben, bzw. ist das zuständige Ministerium
im Hinblick auf Messungen aktiv geworden?

3. Gibt es aufgrund der derzeitigen Erkenntnisse Gefähr-
dungen für die Anwohner oder sind langfristig Schäden
oder Gefährdungen für die Umwelt in der Region zu er-
warten?

4. Wurden oder werden Maßnahmen eingeleitet bzw. Auf-
lagen vorbereitet oder erteilt bzw. sind solche zu erwar-
ten, um die Geruchsbelästigung zügig eindämmen zu kön-
nen?

Präsidentin Lieberknecht:

Herr Minister Dr. Sklenar.

Dr. Sklenar, Minister für Landwirtschaft,
Naturschutz und Umwelt:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren Abgeordneten, im Namen der Landesregierung be-
antworte ich die Mündliche Anfrage des Abgeordneten
Ramelow wie folgt:

Zu Frage 1: Ja.

Zu Frage 2: Zurzeit werden die kontinuierlich registrie-
renden Emissionsmesseinrichtungen des Anlagenbetrei-
bers installiert und kalibriert, so dass in Kürze zuverläs-
sige Ergebnisse vorliegen werden. Es wurden Messun-
gen unter anderem von Schwefel-Wasserstoff-Emissio-
nen mittels Prüfröhrchen während der Einfahrphase durch
den Gefahrenzug des Saale-Orla-Kreises und den Anla-
genbetreiber durchgeführt. Dabei konnten keine messba-
ren Schwefel-Wasserstoff-Emissionen festgestellt werden.
Die im direkten Umfeld der Anlage beschäftigten Ar-
beitnehmer sind mit einem Anzeigegerät für Schwefel-
wasserstoff ausgerüstet. Trotz deutlich wahrnehmbarer
Gerüche ist die vorhandene Konzentration an Schwefel-
wasserstoff für eine Anzeige auf diesen Geräten nicht
ausreichend.

Zu Frage 3: Anhand der bisher vorliegenden Erkenntnis-
se ist nach Einschätzung des Thüringer Landesverwal-
tungsamts eine Gefährdung von Menschen, Tieren, Pflan-
zen und Umwelt im Sinne des § 1 des Bundesemissions-
schutzgesetzes nicht zu befürchten. Vorgelegte und ge-
prüfte Gutachten belegen, dass sowohl bei einem Be-
trieb der Fackel- als auch bei einer direkten Ableitung
der Stark- und Schwachgase im Beipassbetrieb nicht mit
Gesundheitsgefährdungen der Bevölkerung zu rechnen
ist. Die Abgase enthalten unter anderem mehr oder we-
niger starke Geruchsgase, die bereits weit unterhalb ge-
sundheitlich bedenklicher Konzentrationen deutliche Ge-
ruchswahrnehmungen hervorrufen; z.B. Schwefelwasser-
stoff verursacht schon in sehr niedrigen Konzentratio-
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nen, was Sie bereits sagten, den typischen Geruch nach
faulen Eiern.

Zu Frage 4: Die Abgasreinigungstechnik der Zellstoff-
und Papierfabrik Rosenthal GmbH entspricht im Regel-
betrieb dem gegenwärtigen Stand der Technik. Derzeit
befinden sich die neuen und geänderten Produktionsan-
lagen jedoch erst im Anfahr- und Erprobungsbetrieb; be-
gonnen wurde damit am 11.12.1999. In diesem Betriebs-
zustand, der natürlich auch für das Geruchsgasentsorgungs-
system zutrifft, sind umfangreiche Prozessoptimierungen
erforderlich. Ein direkter Eingriff in den laufenden Ein-
fahrprozess, z.B. ein zeitweiliger Stillstand der Produk-
tion, hätte nur zur Folge, dass sich der Zeitraum bis zum
Erreichen des Regelbetriebes verlängern würde. Die Forde-
rung nach zusätzlichen Abgasreinigungsmaßnahmen wäh-
rend der Einfahrphase kann mit einem Erfordernis aus
gesundheitlicher Sicht nicht begründet werden und wäre
wegen des technischen Aufwands unverhältnismäßig. Eine
weitere Geruchswahrnehmung, vor allem in Richtung der
Gemeinde Harra, resultiert aus der betrieblichen Abwas-
serbeseitigungsanlage. Bedingt durch die noch geringe
Produktionsmenge fehlen in der Abwasserfracht ausrei-
chend organische Bestandteile, die eine optimale bakte-
rielle Reinigung des Abwassers erst ermöglicht. Durch
das Thüringer Landesverwaltungsamt wird eingeschätzt,
dass bis zum Erreichen des Regelbetriebs der geänderten
Gesamtanlage gelegentliche kurzzeitige Geruchswahrneh-
mungen nicht ausgeschlossen werden können, im Dauer-
betrieb jedoch nur noch unwesentliche Geruchswahrneh-
mungen auftreten werden.

Präsidentin Lieberknecht:

Gibt es Nachfragen? Wenn das nicht der Fall ist, dann
ist diese Anfrage beantwortet. Wir kommen zur Anfrage
in Drucksache 3/219. Abgeordneter Gerstenberger.

Abgeordneter Gerstenberger, PDS:

Vorfinanzierung von Mitteln aus dem Europäischen So-
zialfonds (ESF)

In einer Beratung des Haushalts- und Finanzausschusses
zu oben genannter Problematik äußerte die Landesregie-
rung, dass die Vorfinanzierung von ESF-Mitteln durch
das Land gesichert sei. In der 58. Sitzung des Runden
Tisches der sozialen Verantwortung für Thüringen am
11. Januar 2000 verwies jedoch ein Mitarbeiter des Wirt-
schaftsministeriums darauf, dass die Vorfinanzierung der
ESF-Mittel noch nicht geklärt sei.

Ich frage die Landesregierung:

1. Ist die Vorfinanzierung der durch Verpflichtungsermäch-
tigungen früherer Jahre gebundenen ESF-Mittel gesichert?

2. Wenn ja, durch welches Verfahren wird die Vorfinan-
zierung gesichert?

3. Ist die Vorfinanzierung zusätzlich genehmigter Maß-
nahmen mit ESF-Mittelanteil gesichert?

Präsidentin Lieberknecht:

Für die Landesregierung antwortet Herr Staatssekretär
Richwien.

Richwien, Staatssekretär:

Frau Präsidentin, ich beantworte die Mündliche Anfrage
des Abgeordneten Herrn Gerstenberger für die Thürin-
ger Landesregierung wie folgt:

Zu Ihrer 1. Frage: Ja.

Zur 2. Frage: Für die Vorfinanzierungsmöglichkeit ist
Artikel 100 Abs. 1 Nr. 2 Verfassung des Freistaats Thü-
ringen einschlägig.

Zur 3. Frage - Ist die Vorfinanzierung gesichert? Ja, sie
ist gesichert.

Präsidentin Lieberknecht:

Es gibt eine Nachfrage, zwei gleich.

Abgeordneter Gerstenberger, PDS:

Herr Staatssekretär, wann erfolgt frühestens die Auszah-
lung dieser Mittel?

Richwien, Staatssekretär:

Mir ist nicht bekannt, dass es da Schwierigkeiten gibt,
dass die Mittel ausgezahlt werden können.

Abgeordneter Gerstenberger, PDS:

Die zweite Frage: Wie erfolgt die Benachrichtigung der
Träger zur Auszahlung?

Richwien, Staatssekretär:

Wir haben sämtliche Träger angeschrieben und ihnen
mitgeteilt, wie das Verfahren ist. Ich kenne auch dort
keine Rückinformation, dass es dort Probleme gibt.

Präsidentin Lieberknecht:

Kurze Fragen, kurze Antworten, das war gut. Jetzt noch
mal Abgeordneter Gerstenberger - Drucksache 3/220 -.
Ach so, Sie wollen noch überweisen.

Abgeordneter Buse, PDS:

Wir wollen überweisen an den Ausschuss für Wirt-
schaft, Arbeit und Strukturpolitik.
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Präsidentin Lieberknecht:

Dann stimmen wir über die Überweisung ab. Wer dafür
ist, den bitte ich um das Handzeichen. Das Quorum ist
erreicht, damit überwiesen. Jetzt zur nächsten - Druck-
sache 3/220 -.

Abgeordneter Gerstenberger, PDS:

Entwicklung Flughafen Altenburg-Nobitz

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Aufgaben hat die LEG bzw. eine ihrer Töch-
ter wann im Zusammenhang mit der Entwicklung des
Flughafens Altenburg-Nobitz übernommen?

2. Welcher Realisierungsstand ist insbesondere bei der
Neuansiedlung von Unternehmen erreicht?

3. Haben bisher Kontakte zwischen Landesregierung
und/oder einer Landesgesellschaft und einem bayerischen
Flugtechnikunternehmen zur Ansiedlung im Ostthürin-
ger Raum stattgefunden?

4. Liegt ein entsprechender Antrag auf Förderung eines
Investitionsvorhabens mit Beteiligung der unter Frage 3
genannten Gesellschaft vor?

Präsidentin Lieberknecht:

Wieder Herr Staatssekretär Richwien für die Landesre-
gierung.

Richwien, Staatssekretär:

Frau Präsidentin, ich beantworte die Mündliche Anfrage
des Abgeordneten Gerstenberger für die Thüringer Lan-
desregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Die Entwicklung und der Betrieb des Regio-
nalflughafens Altenburg-Nobitz erfolgt in Trägerschaft der
Flugplatz Altenburg-Nobitz GmbH. Die LEG entwickelt
auf der Grundlage des städtebaulichen Entwicklungsauf-
trags mit der Gemeinde Nobitz vom 5. Mai 1999 das di-
rekt an den Flughafen angrenzende 91,3 Hektar große
Industriegebiet im Rahmen des Konversionsprogramms
des Freistaats Thüringen.

Zu Frage 2: Die LEG hat bereits eine Vielzahl von Ge-
sprächen mit potentiellen Investoren geführt und in die-
sem Zusammenhang aufwendige Standardauswahlverfah-
ren begleitet. Auch gegenwärtig erfolgen intensive Be-
mühungen zur Neuansiedlung von Unternehmen an dem
in Rede stehenden Standort. Bislang unterhalten 11 Un-
ternehmen ihre Betriebsstätten an dem Standort. Weitere
Unternehmen nutzen vorhandene Lagermöglichkeiten. Ins-
gesamt gibt es am Standort rund 36 dauerhafte Arbeits-
plätze.

Zu Frage 3: Ja, es hat bereits Kontakte gegeben. Diese
bestanden von Seiten des Unternehmens sowohl zum Thü-
ringer Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Infrastruktur
als auch zu den Landesgesellschaften LEG, Thüringer
Aufbaubank und der TIB.

Zu Frage 4: Ein Antrag zur Förderung des Investions-
vorhabens liegt vor. Dieser Antrag umfasst die Beteili-
gung einer Landesgesellschaft nicht.

Präsidentin Lieberknecht:

Danke. Gibt es Nachfragen? Bitte, Frau Abgeordnete Klau-
bert.

Abgeordnete Dr. Klaubert, PDS:

Herr Staatssekretär, in früheren Zeiten, also zwischen
1990 und 1994 meine ich damit, gab es immer wieder
die Überlegung, über Kontakte nach Osteuropa ein Fracht-
zentrum an diesem Flughafen anzusiedeln. Können Sie
Auskünfte darüber geben, was aus den Überlegungen ge-
worden ist?

Präsidentin Lieberknecht:

Das ist sicher sehr umfangreich. Bitte in Kürze.

Richwien, Staatssekretär:

Das würde jetzt die Fragestunde sprengen. Ich würde
Ihnen das mal zuarbeiten, zumal es vor meiner Zeit als
Staatssekretär gelegen hat.

Präsidentin Lieberknecht:

Gut, es wird sogar schriftlich geliefert, wie wir gehört
haben. Vielen Dank. Damit ist diese Frage erledigt. Es
hat jetzt die Abgeordnete Tasch die Frage in Drucksa-
che 3/221 zu stellen.

Abgeordnete Tasch, CDU:

Gewalt im sozialen Nahraum

Berichten von Rundfunk, Fernsehen und Presse zufolge
nimmt Gewalt in den Familien bzw. im sozialen Nah-
raum zu. Ich frage die Landesregierung:

1. Wie viele Straftaten kamen in den einzelnen Jahren
von 1995 bis 1999 in Thüringen wegen Gewalt im so-
zialen Nahraum/häuslichen Bereich zur Anklage?

2. Wievielmal wurde in den einzelnen Jahren (s.o.) ein
männlicher Gewalttäter verurteilt und wie viele davon
waren Wiederholungstäter?

3. Schließt der Straffolgenkatalog bei Verurteilung we-
gen häuslicher Gewalt die Möglichkeit einer Auflage zur
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Inanspruchnahme von Beratungsangeboten zur Gewalt-
prävention bzw. der sachkompetenten Aufarbeitung der
Gewalt durch Männer ein, und wenn ja, wie oft wurden
solche Auflagen erteilt?

4. Welche Möglichkeiten sieht die Landesregierung nach
Verurteilung wegen Gewalt im häuslichen Nahraum, ins-
besondere für Wiederholungstäter, die Inanspruchnahme
von Beratungsangeboten zur Gewaltprävention für Männer
verpflichtend einzuführen?

Präsidentin Lieberknecht:

Für die Landesregierung der Justizminister Dr. Birkmann.

Dr. Birkmann, Justizminister:

Frau Präsidentin, sehr verehrte Damen und Herren Ab-
geordnete, die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Frau
Tasch beantworte ich namens der Thüringer Landesre-
gierung wie folgt:

Zu den Fragen 1 und 2: Spezielle Statistiken zur Häufig-
keit der Begehung und Ahndung von Gewalt im sozia-
len Nahraum bzw. häuslichen Bereich werden von den
Staatsanwaltschaften und Gerichten nicht geführt. So-
weit das in der Kürze der Zeit möglich war, haben die
Staatsanwaltschaften Gera, Meiningen und Erfurt Zah-
len zu dem angesprochenen Deliktsfeld wie folgt erho-
ben, wobei seit 1995 Zahlen lediglich in Gera erfasst
wurden: Die Staatsanwaltschaft hat 1997 9, 1998 10, 1999
14 Anklagen erhoben; verurteilt wurden im genannten
Zeitraum insgesamt 28 Personen. Von der Staatsanwalt-
schaft Gera wurden 1995 8, 1996 29, 1997 48, 1998 so-
wie 1999 jeweils 73 Anklagen erhoben; im Jahr 1998
wurden 48 Personen verurteilt. Die Staatsanwaltschaft
Erfurt hat im Zeitraum Juni 1997 bis Dezember 1999
insgesamt 169 Personen angeklagt; Angaben zur Zahl der
Verurteilungen liegen hier nicht vor. Die Dunkelziffer
hier im sozialen Nahraum begangener Delikte und nicht
zur Anzeige gebrachter Delikte dürfte aus nahe liegen-
den Gründen (Furcht, Scham, größere Versöhnungsbereit-
schaft) jedoch weitaus größer sein.

Zu Frage 3: Das deutsche Erwachsenenstrafrecht mit sei-
nem recht starren Katalog von Hauptstrafen (Geld-, Ver-
mögens- und Freiheitsstrafen), Nebenstrafen wie z.B. Fahr-
verbot und Nebenfolgen wie z.B. Verlust der Amtsfä-
higkeit sieht die Verpflichtung zur Inanspruchnahme von
Beratungsangeboten zur Gewaltprävention als selbstän-
dige Sanktionsform nicht vor. Ein zur Freiheitsstrafe mit
Bewährung Verurteilter kann durch das Gericht unter
Umständen gemäß § 56 c des Strafgesetzbuches angewie-
sen werden, sich einem Beratungsangebot zu stellen. Diese
Möglichkeit besteht auch im Rahmen der Führungsauf-
sicht. Das vom Erziehungsgedanken geprägte Jugendstraf-
recht lässt derartige Weisungen im erweiterten Umfang
zu. Erfasst werden davon aber nur Jugendliche und even-
tuell Heranwachsende. Angaben darüber, ob und ggf. wie

oft Gerichte von der Möglichkeit hier Gebrauch gemacht
haben, liegen mir jedoch nicht vor.

Zu Frage 4: Die Landesregierung sieht derzeit faktisch
keine Möglichkeit, die Inanspruchnahme von Beratungs-
stellen zur Gewaltprävention für Männer als eigenstän-
dige Sanktionsform über die oben erwähnten Fälle hi-
naus einzuführen. Sinn und Zweck der Strafe im deut-
schen Erwachsenenstrafrecht besteht im Wesentlichen
darin, der Begehung von Straftaten durch Abschreckung
entgegenzuwirken und die Schuld des Täters auszuglei-
chen. Eine primär erzieherische Einwirkung auf Erwach-
sene ist anders als im Jugendstrafrecht gesetzlich nicht
vorgesehen und wäre insoweit also auch von der Justiz
nicht zu leisten. Die Verpflichtung zur Inanspruchnah-
me von Beratung statt Strafe auch gegen den Willen des
Täters wird im Übrigen bei einer auf Kooperation und
vertrauensvolle Zusammenarbeit angewiesene Therapie
wenig Erfolgsaussichten bieten.

Präsidentin Lieberknecht:

Vielen Dank. Nachfragen sehe ich nicht. Doch, Frau
Tasch, bitte.

Abgeordnete Tasch, CDU:

Ich beantrage die Überweisung an den Gleichstellungs-
ausschuss.

Präsidentin Lieberknecht:

Wir haben den Überweisungsantrag gehört, dann bitte
ich darüber abzustimmen. Wer für die Überweisung ist,
den bitte ich um das Handzeichen. Danke, damit über-
wiesen.

Wir kommen zur nächsten Anfrage, und zwar in Druck-
sache 3/227, Frau Abgeordnete Heß.

Abgeordnete Heß, SPD:

Sozialhilfezahlungen für Aussiedler

Nach Aussagen des Thüringer Ministeriums für Sozia-
les, Familie und Gesundheit in der 3. Sitzung des Aus-
schusses für Soziales, Familie und Gesundheit wird die
Landesregierung den durch die Nachzahlungsforderun-
gen besonders stark betroffenen Landkreisen und kreis-
freien Städten finanzielle Hilfen gewähren. Hierzu will
sie ein Verfahren zur Überprüfung der Kostenerstattungs-
ansprüche entwickeln und danach entsprechende freiwillige
finanzielle Hilfen leisten. Einige Landkreise haben die
Landeshilfe bereits in ihren Haushalt als zu erwartende
Einnahme eingestellt.

Ich frage die Landesregierung:
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1. Bis wann wird die Landesregierung ihre Überprüfung
der oben genannten Kostenerstattungsansprüche abge-
schlossen haben und über die Höhe der finanziellen Hil-
fen entschieden haben?

2. Aus welchem/welchen Haushaltstitel(n) soll die Un-
terstützung finanziert werden?

3. Wann können die betroffenen Landkreise und kreis-
freien Städte mit den finanziellen Zuweisungen und de-
ren Höhe definitiv rechnen?

Präsidentin Lieberknecht:

Vielen Dank. Für die Landesregierung antwortet Innen-
minister Köckert.

Köckert, Innenminister:

Frau Präsidentin, Frau Abgeordnete Heß, zu Ihrer ersten
Frage: Ein genauer Termin kann noch nicht genannt wer-
den, wann die Prüfung abgeschlossen sein wird. Im Grund-
satz rechne ich damit, dass es im I. Quartal geschieht.
Die Prüfung der jeweiligen Einzelfälle wird dann die So-
zialämter sicher über einen längeren Zeitraum noch be-
schäftigen. Die Höhe der Kostenbeteiligung muss abge-
stimmt werden.

Zu Frage 2 nach den Haushaltstiteln: Nach vorliegender
Höhe der Erstattungsleistung werden im Haushaltsvoll-
zug die entsprechenden Maßnahmen eingeleitet und die
Haushaltstitel festgelegt.

Zu Frage 3, wann die betroffenen Landkreise und kreis-
freien Städte mit der finanziellen Zuweisung rechnen
können: Die Kostenerstattungsansprüche müssen in je-
dem Einzelfall vom zuständigen Sozialamt geprüft und als
berechtigt anerkannt worden sein. Erst danach können
die betroffenen Landkreise und kreisfreien Städte mit
der finanziellen Unterstützung rechnen, deren Anerken-
nung und Ausreichung über das Landesamt für Soziales
und Familie vorgesehen ist.

Präsidentin Lieberknecht:

Gibt es Nachfragen? Das ist nicht der Fall, damit beant-
wortet. Vielen Dank. Herr Buse, bitte.

Abgeordneter Buse, PDS:

Wir würden diese Anfrage gern an den Ausschuss für
Soziales, Familie und Gesundheit überweisen.

Präsidentin Lieberknecht:

Also auch ein Überweisungsantrag. Dann bitte ich darü-
ber abzustimmen. Wer für die Überweisung ist, den bitte
ich um das Handzeichen. Das Quorum ist erreicht, damit
überwiesen.

Jetzt kommen wir zur Anfrage in Drucksache 3/231,
Frau Abgeordnete Dr. Fischer.

Abgeordnete Dr. Fischer, PDS:

Neanderklinik Harzwald GmbH Ilfeld

Ende des Jahres 2000 scheidet die Neanderklinik mit den
derzeitigen 60 Betten für Innere Medizin (Grundversor-
gung) und vier stationären Dialyseplätzen aus dem Thü-
ringer Krankenhausplan aus.

Da umwidmungswillige Krankenhäuser die Unterstützung
der Landesregierung erhalten sollten, wurden umfang-
reiche Gespräche mit Verantwortlichen des zuständigen
Ministeriums, den Krankenkassen und auf kommunaler
Ebene geführt. In diesen Gesprächen ist die Umwand-
lung in 70 Dauerpflegeplätze angeboten worden.

Neben der Umstellung der Akutbetten ist eine Indika-
tionserweiterung der Rehabilitationsklinik für Innere Me-
dizin, für onkologische Nachsorge oder geriatrische Re-
habilitation ins Auge gefasst. Den Kostenträgern liegen
entsprechende medizinische Konzepte vor.

Eine schnelle Entscheidung erscheint dringend angezeigt,
da sonst in den nächsten Monaten das Insolvenzverfah-
ren eingeleitet werden muss. Eine Schließung der Ein-
richtung am nördlichsten Zipfel Thüringens in einer struk-
turschwachen Region sollte auch politisch nicht gewollt
sein.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wann erfolgt die Aufnahme in den Landespflegeplan,
und wenn nein, wie wird dies begründet?

2. Wann erfolgt die Bereitstellung der notwendigen Mit-
tel, damit für die Einrichtung der Dauerpflege noch in die-
sem Jahr die Vorhaben realisiert werden können?

3. Kann die Neanderklinik hinsichtlich der Indikations-
erweiterung mit der Unterstützung des Thüringer Minis-
teriums für Soziales, Familie und Gesundheit rechnen,
insbesondere bei der Mitarbeit im Rehabilitationskoor-
dinierungskreis?

Präsidentin Lieberknecht:

Für die Landesregierung antwortet Minister Dr. Pietzsch.

Dr. Pietzsch, Minister für Soziales, Familie und
Gesundheit:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, für die Landesregierung beantworte ich die Münd-
liche Anfrage wie folgt.
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Lassen Sie mich erst einmal eine grundsätzliche Bemer-
kung dazu machen, Frau Dr. Fischer. Die Klinik in Il-
feld liegt mir in besonderer Weise am Herzen, und dies
aus mehreren Gründen. Das darf ich hier ruhig sagen,
denn das ist eine Klinik, die aus dem Personal der ehe-
maligen Klinik heraus per Management-Buy-out diese Kli-
nik erhalten hat, und das verlangt Respekt. Zum anderen
haben Sie diesen strukturschwachen Bereich dort angespro-
chen, wobei ich allerdings dazu sagen muss, ein Kran-
kenhaus ist keine Strukturmaßnahme für Arbeitsplätze,
sondern ein Krankenhaus ist eben, ob Patienten da sind
und ob dieses Krankenhaus dort zur medizinischen Ver-
sorgung gebraucht wird. Und zum Dritten, bevor ich zur
Frage 1 komme: Es muss ein Konzept auf dem Tisch lie-
gen, was stimmig ist. Dieses Konzept kann natürlich nicht
vom Sozialministerium erarbeitet werden, sondern es
kann nur das Sozialministerium Unterstützung dabei ge-
ben. Das heißt, es hat keinen Zweck, ein bisschen Akut-
medizin, ein bisschen Rehabilitation, ein bisschen sta-
tionäre Pflege, ein bisschen ambulante Pflege, damit ist
der Bestand dieser Einrichtung mit Sicherheit nicht ge-
sichert. Wir müssen natürlich die anderen, die an dieser
Frage beteiligt sind, mit ins Boot bringen. Insofern be-
mühen wir uns derzeit in Gesprächen mit Landkreis, mit
Landesverbänden der Pflegekassen, dem Verband der pri-
vaten Krankenversicherung zu klären, ob und in welchem
Umfang weitere Dauerpflegeplätze für den Landkreis Nord-
hausen, hier insbesondere für die Neanderklinik, im Vierten
Landespflegeplan aufgenommen werden können. Das ist
nicht so ganz einfach, denn es liegen mehrere Anträge
dort vor in diesem Bereich und so schlecht versorgt mit
Pflegeplätzen ist dieser Bereich auch wiederum nicht.
Also es gibt einige Probleme dabei.

Zur Frage 2, wann die Bereitstellung der notwendigen
Mittel erfolgt: In welchem Umfang Mittel bereitgestellt
werden müssen, hängt natürlich von dem Konzept ins-
gesamt ab. Wenn wir ein Konzept haben für diese Kli-
nik, werde ich mich bemühen, dass umgehend die Mittel
dann zur Umstrukturierung auch zur Verfügung gestellt
werden können.

Zur Frage 3 hinsichtlich der Indikationserweiterung: Hier
gibt es Probleme bei den Bedarfsvoraussetzungen, ins-
besondere im Bereich des Rehabilitationskoordinierungs-
kreises, diese angedachte schwerpunktmäßige Rehabili-
tation dort einzurichten. Aber dazu bedarf es noch Ab-
sprachen, ob man es eventuell doch umprofilieren könn-
te.

Präsidentin Lieberknecht:

Vielen Dank. Es gibt eine Nachfrage. Frau Abgeordnete
Dr. Fischer.

Abgeordnete Dr. Fischer, PDS:

Ja, mehr eine prinzipiellere Frage, was die onkologische
Nachbetreuung usw. anbelangt bei AHB-Maßnahmen. Wie

schätzt es die Landesregierung ein, wäre es nicht sehr
sinnvoll, wenn also heimatnah in dem Sinne und nah an
einem Tumorzentrum eine Rehabilitation erfolgen wür-
de?

Dr. Pietzsch, Minister für Soziales, Familie und
Gesundheit:

Sie haben Recht, es ist durchaus sinnvoll. Aber wir ha-
ben im Augenblick, und das ist das Problem der Reha-
Träger, bisher eigentlich in diesem onkologischen Be-
reich in Thüringen bisher mehr Plätze, als eigentlich pla-
nungsmäßig von den Rentenversicherungsträgern vorgese-
hen sind.

Präsidentin Lieberknecht:

Vielen Dank. Frau Abgeordnete Zimmer.

Abgeordnete Zimmer, PDS:

Es ist ja bekannt, dass durch die Neanderklinik GmbH
Ilfeld die Klage gegen die Einordnung in den Dritten Kran-
kenhausbettenplan zurückgenommen worden ist. Die Frage
in dem Zusammenhang: Gibt es weitere Kliniken bzw.
Krankhäuser, die ihre Klagen zurückgenommen haben, und
liegen inzwischen die Stellungnahmen der Landesregie-
rung zu den einzelnen Verfahren bei den Gerichten vor?

Dr. Pietzsch, Minister für Soziales, Familie und
Gesundheit:

Nein, die Stellungnahmen liegen noch nicht vor, glaube
ich. Ich werde mich darum kümmern. Aber weitere Rück-
nahmen von Klagen sind mir im Augenblick nicht be-
kannt, weil die Kliniken natürlich hoffen, dass sie damit
ihre Krankenhausbetten erhalten können. Das ist natür-
lich eine Voraussetzung gewesen für die Neanderklinik,
dass wir überhaupt über weitere Konzepte reden konn-
ten.

Präsidentin Lieberknecht:

Gut. Herr Abgeordneter Buse.

Abgeordneter Buse, PDS:

Die PDS-Fraktion beantragt, diese Anfrage an den Aus-
schuss für Soziales, Familie und Gesundheit zu überwei-
sen.

Präsidentin Lieberknecht:

Wir haben den Überweisungsantrag gehört. Wer ist für
diese Überweisung, den bitte ich um das Handzeichen.
Danke. Damit ist auch das Quorum erreicht. Es wird ent-
sprechend überwiesen.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Zeit der Fragestunde
ist abgelaufen. Ich beende deswegen die Fragestunde für
den heutigen Tag und wir kommen zum Aufruf des Ta-
gesordnungspunkts 2

Gesetz zur Änderung des Polizeiaufgaben-
gesetzes
Gesetzentwurf der Fraktion der PDS
- Drucksache 3/139 -
ZWEITE BERATUNG

Ich darf zunächst aufrufen den Abgeordneten Dittes, PDS-
Fraktion.

Abgeordneter Dittes, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, wir haben
hier im Rahmen der Landtagssitzung vor sechs Wochen
eine Debatte erlebt, die eine Entscheidung eines Landes-
verfassungsgerichts ignorierte und Grund- und Freiheits-
rechte der Bürgerinnen und Bürger im Namen von er-
weiterten staatlichen Befugnissen, im Namen des Popu-
lismus, vor einem Gespenst namens "Gefährdung der inne-
ren Sicherheit" zur Bedeutungslosigkeit verkommen ließ.
Und dafür mussten zunächst die Zufallstreffer eines durch
das Verfassungsgericht Mecklenburg-Vorpommern als
verfassungswidrig beurteilten Instruments als Erfolg ver-
kauft werden. Dies geschieht mit Zahlen, die die reale
Gefährdungslage als besonders bedrohlich kennzeichnen
sollen, um schließlich zu schlussfolgern, dass die gegen-
wärtige Situation die ereignis- und verdachtsunabhängi-
gen Kontrollen regelrecht nötig macht. Da werden schnell
geringe Erfolge von 3 bis 7 Prozent der Kontrollen, bei
denen wohlgemerkt kaum große oder schwere Straftaten
oder gar Straftaten im Zusammenhang mit grenzüber-
schreitender Kriminalität erfasst werden, sondern die Auf-
deckung von Verstößen gegen die Versicherungspflicht
von Kfz, das Fahren ohne Führerschein und ähnliche ge-
ringfügige Vergehen zu großen Erfolgen uminterpretiert,
die aber in keiner Weise mit dem gesetzlich formulier-
ten Ziel und Zweck der verdachts- und ereignisunabhän-
gigen Kontrollen in Zusammenhang zu bringen sind.

Ich verweise hier auch auf den Sprecher der Grenzpoli-
zei in Bad Reichenhall, der feststellte, ich zitierte: "Auf
den ersten Blick mag die Schleierfahndung ja ganz er-
folgreich aussehen, aber bei näherem Hinsehen sind es
doch meistens Bagatelldelikte." Es handelt sich bei die-
sen Kontrollen "um eine Suche im Heuhaufen, um einen
ineffizienten Schmarren".

Betrachtet man die polizeiliche Kriminalitätsstatistik von
1998, die selbst als Kontrollstatistik zu werten ist und in
der sich Straftatenerhebungen immer entsprechend der
jeweiligen Kontrollintenstität wieder finden, fällt auf, dass
es nur einen geringfügigen Anstieg von Straftaten, näm-
lich um genau 0,5 Prozent, gegeben hat im Jahr 1998. In
nahezu allen Deliktbereichen ist die Kriminalität gesun-
ken, außer bei der Erschleichung von Leistungen und ei-

nem Anstieg im Bereich der Rauschgiftkriminalität. Aber
gerade die Fallzahlen in diesem Bereich liegen gegenüber
den alten Bundesländern auf einem sehr viel deutlich
niedrigeren Niveau. Hierbei handelt es sich auch um Ver-
gehen, deren aufgedeckte Anzahl hauptsächlich von der
Kontrollintensität abhängt. Die Summe der Straftaten im
Bereich der Gewaltkriminalität ist gleich geblieben, ebenso
wie der Ladendiebstahl. Der geringfügige Anstieg der auf-
gedeckten Straftaten im Bereich der Wirtschaftskrimina-
lität und der organisierten Kriminalität lässt vor dem Hin-
tergrund der schwankenden Entwicklung in den letzten
Jahren keinerlei Rückschlüsse auf ein steigendes Poten-
zial zu. Die Kollegen Pohl, Wetzel und Birkmann haben in
der ersten Lesung des Gesetzentwurfs der PDS-Fraktion
auf herausragende Erfolge verwiesen. Meine Damen und
Herren, diese sind der polizeilichen Kriminalitätsstatis-
tik nicht zu entnehmen.

(Zwischenruf Abg. Pohl, SPD: Das müssen
Sie mal genau lesen.)

Das heißt nichts anderes, dass die Delikte, die durch die
Schleierfahnung aufgedeckt werden sollen, in dem Aus-
maß in Thüringen überhaupt nicht existieren oder sie waren
zuvor mit anderen Ermittlungsmethoden der Polizei auf-
klärbar und werden dies also auch künftig ebenso sein.
In diesem Zusammenhang bitte ich Sie auch, nicht so zu
tun, als gäbe es überhaupt keine polizeilichen Instrumen-
tarien. Polizeiexperten, wie etwa der Kölner Polizeiprä-
sident Roters, halten die Schleierfahndungskontrollbe-
fugnis für überflüssig und die gegebenen Instrumenta-
rien für völlig ausreichend.

Meine Damen und Herren, in vielerlei Hinsicht lässt sich
den von uns vor sechs Wochen vorgebrachten Argumenten
für eine Streichung des § 14 Abs. 5 Polizeiaufgabenge-
setz nichts weiter hinzufügen. Im Gegensatz zu Justiz-
minister Birkmann allerdings gehen wir nicht davon aus,
dass die bestehende Regelung einer Klage vor dem Thü-
ringer Verfassungsgerichtshof standhalten würde. Denn in-
wiefern unterscheidet sich oder aber auch inwiefern äh-
nelt die Thüringer Regelung der vom mecklenburg-vor-
pommerischen Verfassungsgericht als nicht verfassungs-
gemäß zurückgewiesenen Regelung? Das frage ich den Mi-
nister, der hier zuletzt als Verfassungsminister bezeichnet
wurde. Ich betone auch, meine Damen und Herren, noch
kann sich dieses Parlament die Peinlichkeit ersparen, durch
eine erneute Entscheidung eines Landesverfassungsgerichts
sich belehren lassen zu müssen.

Wir halten die Regelung für nicht verfassungsgemäß,
für nicht geeignet und auch für nicht erforderlich. Meine
Damen und Herren, sie verstößt eklatant gegen persön-
liche Freiheitsrechte, da sie das in Artikel 2 Abs. 1 Grund-
gesetz festgelegte Recht eines jeden Einzelnen zum ei-
genen selbstbestimmten Verhalten missachtet. Hier kommt
es im Gegenteil gerade zu einer beliebigen Vereinnah-
mung des Einzelnen zu staatlicher Zweckverfolgung, die in
Artikel 2 Abs. 1 Grundgesetz explizit ausgeschlossen wer-
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den soll, wie es das Verfassungsgericht in Mecklenburg-
Vorpommern festgestellt hat. Die Regelung verstößt ge-
gen den rechtsstaatlichen Grundsatz der Bestimmtheit,
gegen das Prinzip der Verhältnismäßigkeit und ermög-
licht weit reichende Folgeeingriffe. Bereichsspezifische
Vorschriften, meine Damen und Herren, zur Datennut-
zung und -verarbeitung existieren überhaupt erst gar nicht.
Die propagierte kriminalitätsmildernde Wirkung, die die
Befugnis verspricht und wie Sie hier auch in Ihren Re-
debeiträgen immer wieder versprechen, dient letztend-
lich nur zur Rechtfertigung zahlreicher Eingriffe im Frei-
heitsrecht der Einzelnen.

Minister Birkmann sieht ja keinen rechtlichen Abwä-
gungsbedarf zwischen Grundrechten und staatlicher Be-
fugniserweiterung und Sicherheitsstreben. Zu den verfas-
sungsrechtlich geschützten Gütern zählt er dennoch die
Freiheit des Einzelnen und den Schutz vor Kriminalität,
von denen letztere explizit gegen ersteres abgewogen wird.
Ob dies gerade auch vor dem Hintergrund der realen Si-
cherheits- bzw. Gefährdungslage und den Erträgen der
Regelung gerechtfertigt werden kann, bezweifeln wir an
dieser Stelle erheblich. Es gibt eben gerade kein grund-
rechtlich verbürgtes Grundrecht auf Sicherheit vor Kri-
minalität. Der geforderte Schutz vor Kriminalität droht
aber zurzeit die persönlichen Freiheitsrechte weit zu über-
wiegen und Grundrechtseingriffe jeglicher Reichweite
zu rechtfertigen. Einem solchen Anspruch auf Krimina-
litätsschutz, für den geradezu der Notstand ausgerufen
wird, folgt das Streben nach Sicherheit durch Kriminali-
tätsbekämpfung und Risikovermeidung durch Jedermanns-
kontrollen. Dieser Weg, meine Damen und Herren, führt
politisch und auch rechtlich vom liberalen Rechtsstaat
zum Präventions- und Schutzstaat. Das Grundgesetz will
gar nicht in erster Linie und erst recht nicht um jeden
Preis die materiellen Besitzstände des Einzelnen garan-
tieren und hierfür massive Einschränkungen der indivi-
duellen Freiheit in Kauf nehmen. Der Staat soll nicht, so
das Grundgesetz, die immanenten Risiken der Freiheit
auf Null reduzieren, sondern Freiheiten weitmöglichst
garantieren.

Und die geschichtliche Erfahrung lehrt doch, dass die
Bürgerfreiheiten als Grundlage einer menschenwürdigen
Existenz immer stärker durch die jeweiligen Inhaber der
Staatsmacht bedroht waren als durch diejenigen, die ihre
Freiheit partiell missbraucht haben. Benjamin Franklin
brachte es auf den Punkt, als er sagte: "Der Mensch, der
bereit ist seine Freiheit aufzugeben, um Sicherheit zu ge-
winnen, wird beides verlieren."

Meine Damen und Herren, betrachtet man das Sicher-
heitslagebild und setzt dieses in Beziehung zur vielseits
heraufbeschworenen Gefährdung der inneren Sicherheit,
so drängt sich hier schon der Verdacht auf, dass in erster
Linie mit einer harten Gangart und dem Schaffen eines
Klimas der Unsicherheit gepunktet werden soll. Umfra-
gen machen eben deutlich, dass Bürgerinnen unter Si-
cherheit weit mehr verstehen als Sicherheit vor Krimi-

nalität. Zum Beispiel gehören zu den wahrgenommenen
Sicherheitsgefahren neben Gewaltäußerungen durch Ein-
zelne auch Grund- und Menschenrechtsverletzungen und
Gefahren, die aus der Art staatlicher Sicherheitsleistun-
gen resultieren. Und wird der Begriff der Sicherheit auf
den der Sicherheit vor Kriminalität verengt, kann Hand-
lungsfähigkeit suggeriert werden. Es können Sicherheits-
leistungen in anderen Bereichen vernachlässigt werden
und diejenigen, die Grund- und Freiheitsrechte vor staat-
liche Befugniserweiterung stellen, können zu den eigent-
lichen Verursachern allen Übels abgestempelt werden.

Meine Damen und Herren, die verdachts- und ereignisun-
abhängige Kontrollbefugnis verstößt gegen den Bestimmt-
heitsgrundsatz. Ihr Zweck wird aus dem Gesetzestext nicht
eindeutig deutlich. Jenseits der Verhütung und Unterbin-
dung des unerlaubten Überschreitens der Landesgrenzen
oder des unerlaubten Aufenthalts soll die grenzüberschrei-
tende Kriminalität bekämpft werden; um welche Strafta-
ten es sich hierbei handeln soll, bleibt aber völlig offen.
Die Schleierfahndung verstößt auch gegen das Verhältnis-
mäßigkeitsprinzip. Wir kritisieren die Inanspruchnahme
einer Vielzahl von Nichtstörern gegenüber einigen we-
nigen zufällig durch die Kontrolle zu ermittelnden Straf-
tätern und die vollständige Suspendierung der Unschulds-
vermutung.

Es gibt ein Recht des Einzelnen, meine Damen und Her-
ren, nicht ohne Anlass und Grund kontrolliert zu wer-
den. Und das ist eben der Unterschied zwischen einem
liberalen Rechtsstaat und einem Polizeistaat. Dieser Ge-
neralverdacht, der hier allen Bürgerinnen als Sicherheits-
risiko entgegen gebracht wird, wird nicht dazu beitragen
das Sicherheitsgefühl der Bürgerinnen zu erhöhen, son-
dern vielmehr zu verunsichern, denn bekanntlich ist dort,
wo eine polizeiliche Kontrolle stattfindet, auch eine tat-
sächliche Gefahr.

Herr Pohl, Sie hatten vor sechs Wochen die Eingriffsin-
tensität als gering bezeichnet und die Kontrollen als zu-
mutbar gekennzeichnet. Konkret führten Sie aus, dass es
sich um unvermeidbar notwendige Eingriffe in die Rechte
der Bürger handelt, die im Hinblick auf das verfolgte
Gemeinwohlziel einer möglichst effektiven Bekämpfung
einer sich wandelnden Kriminalstruktur zumutbar für den
Bürger sind.  Hier verschweigen Sie, Herr Pohl, dass an
die Eingriffsbefugnis Folgebefugnisse angeschlossen sind,
die bis zum Freiheitsentzug reichen können, auch dann,
wenn keine Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Ge-
fahr oder für die Begehung einer Straftat bestehen. Und
bestünde diese Möglichkeit derartiger Folgeeingriffe nicht,
liefe die Regelung ja vollständig ins Leere, denn Kon-
trollen allein bekämpfen keine Kriminalität. Dagegen
bedarf, meine Damen und Herren, nach unserer Auffas-
sung bereits der Einzeleingriff, die Feststellung der Identi-
tät, konkreter Anhaltspunkte, bedarf einer konkreten Ein-
griffsschwelle und darf keineswegs verdachts- und ereig-
nislos vorgenommen werden. Die hier von Herrn Pohl
hervorgehobene präventive Funktion kann  nur schwer
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nachvollzogen werden. Die Regelung beugt doch in ers-
ter Linie den Schwierigkeiten vor, die eine rechtsstaat-
lich gezähmte Polizei hat, die erst ihre Eingriffsbefug-
nisse abwägen muss, indem sie die Eingriffsschwelle auf
nahezu Null minimiert.

Polizeiliches Handeln, meine Damen und Herren, kann
die Ursachen von Kriminalität aber nicht beseitigen, son-
dern Kriminalität nur repressiv beantworten. Unbestrit-
ten geht von einem erhöhten Kontrolldruck, der hier wohl-
gemerkt auf allen Bürgerinnen lastet, eine generalprä-
ventive Wirkung aus. Die bloße Abschreckung oder Ein-
schüchterung des Betroffenen darf aber nicht das Ziel
der Identitätsfeststellung sein, sondern diese muss in erster
Linie der Ermittlung und der Aufklärung dienen.

Der Innenstaatssekretär Speck führte dazu in der Debat-
te in der ersten Lesung aus, ich zitiere: "Eine Identitäts-
feststellung von Personen ohne konkreten Verdacht er-
höht das Entdeckungsrisiko bei der Begehung von Straf-
taten."

Meine Damen und Herren, dieser durchaus richtigen Logik
folgend, könnte man doch auch zu der Ansicht gelangen,
dass man täglich alle Wohnungen durchsucht, um etwa
beispielsweise auch den in Thüringen öffentlich disku-
tierten illegalen Waffenbesitz aufklären zu können. Aber
auf eine solche Überlegung zu verzichten, ist doch nicht
die Folge der dafür eigentlich zur Verfügung stehenden
Kapazität der Polizei, sondern vielmehr sind einem sol-
chen Eingriff Grenzen gesetzt, die die verfassungsmäßi-
gen Rechte des Einzelnen betreffen. Diese Grenzen, meine
Damen und Herren, sind nach unserer Auffassung bereits
bei der Befugnis zur verdachts- und ereignisunabhängi-
gen Identitätsfeststellung überschritten. Das Begehr des
innenpolitischen Sprechers der SPD-Fraktion, mit der
Schleierfahndung den Fahndungsdruck zu erhöhen, zeigt in
diesem Zusammenhang übrigens sehr deutlich den Hin-
tergrund der Gesetzesbefürworter. Der strafverfolgende
Charakter des Gesetzes kommt auch im Gesetzestext sel-
ber zum Tragen, wenn als Ziel die Bekämpfung von Kri-
minalität oder die Unterbindung illegalen Aufenthalts ge-
nannt wird. Eine ereignisunabhänige allgemeine Fahn-
dung ist jedoch keineswegs, wie behauptet, eine Präven-
tivmaßnahme, sondern eine repressive und sie unterliegt
als Strafverfolgungsmaßnahme nicht dem Polizeiaufga-
bengesetz, sondern der Strafprozessordnung. Eine sol-
che Zweckverfolgung ist deshalb kompetenzwidrig und als
unzulässig zurückzuweisen.

Meine Damen und Herren, wir halten die Regelung zu-
dem für ungeeignet, im vorgesehenen Zweck die Bekämp-
fung von Kriminalität zu erfüllen. Polizei kann nicht als
Politikersatz fungieren und die Folgen sozialer Ungleich-
heit mit repressiven oder präventiven Mitteln beheben.
In Zeiten, in denen Kriminelle eher Banken aufkaufen
als in sie einzubrechen und Millionen von Mark von Po-
litikern verschoben werden, stellt sich ohnehin die Fra-
ge, ob man nicht eher die Finanzströme als die der Per-

sonen überwachen muss. Die Regelung entspricht auch
in Bezug auf ihre örtliche Unbegrenztheit nicht den An-
forderungen an die rechtsstaatliche Bestimmtheit. Wa-
ren zuvor nur verdachts- und ereignislose Kontrollen an
so genannten gefährlichen Orten möglich, die im Poli-
zeilagebild zu konkretisieren waren, so sind mit dieser
Regelung solche Kontrollen überall möglich. Natürlich
nutzen auch Straftäter Autobahnen und Durchgangsstra-
ßen, sie begehen aber dort in der Regel keine Straftaten.
Kontrollen sollen also ausdrücklich nicht dort passieren,
wo Straftaten erfolgen, sondern sollen dort passieren, wo
sich typischerweise Orte befinden, die von einer großen
Anzahl von Bürgerinnen und Bürgern frequentiert wer-
den. Und eine genaue Definition der Straßen von erheb-
licher Bedeutung für den internationalen Verkehr exis-
tiert in diesem Zusammenhang auch nicht.

Wenn der Abgeordnete Wetzel der CDU-Fraktion sagt,
Kriminalität muss auf ihren Verbindungsadern, den Durch-
gangsstraßen, bekämpft werden, so meint er doch sicher
nicht, weil Kriminelle auch auf Volksfeste gehen, dass
diese zukünftig zum Hauptkontrollraum werden sollten.

(Zwischenruf Abg. Wetzel, CDU: Aber
auch.)

Es handelt sich hier auch nicht um eine Regelung, wie
Staatssekretär Speck andeutet, die der Schließung einer
Regelungslücke nach Wegfall der Grenzkontrollen dient.
Das Verlagern von Grenzen ins Landesinnere widerspricht
dem Ansinnen des Abkommens von Schengen. Zudem
sieht das Schengener Durchführungsübereinkommen, wie
bereits in der ersten Lesung eigentlich umfangreich dar-
gestellt, andere Ausgleichsmaßnahmen vor. Auch die Er-
weiterung der Befugnisse für den Bundesgrenzschutz,
dessen Aufgabe gerade in der Bekämpfung von Krimi-
nalität in der 30-Kilometer-Zone hinter der Grenze ge-
sehen wird, wurden aber, da sie ähnlich voraussetzungs-
los Kontrollen vorsahen, aus rechtlichen Gründen mit
Einschränkungen versehen, zu denen der Wegfall von
Folgeeingriffen, eine Präzisierung der Eingriffsbefugnis
und eine 5-jährige Befristung gehören.

Meine Damen und Herren, wir halten diese Regelung für
wenig bürgerfreundlich, weil sie Sicherheitspaniken schürt,
durch Kontrollen belastet und keine Transparenz über ihre
konkrete Notwendigkeit zulässt. Grundsätzlich müssen
Bürgerinnen konkret informiert werden, welchen Grund,
Zweck und Charakter die gegen sie ausgeübte Maßnah-
me, z.B. eine Identitätsfeststellung, hat. Polizeiliches Han-
deln muss tranparent dargestellt werden können, will es
nicht in der Öffentlichkeit, in der öffentlichen Wahrneh-
mung als willkürlich erscheinen. All dies ist in der Re-
gel in diesem Zusammenhang nicht gegeben. Es existiert
auch kein Zurechnungszusammenhang zwischen dem Ver-
halten des Überprüften und dem Zweck der Maßnahme.
Dass es dennoch zu keiner Beschwerde durch die Kon-
trollierten kommt, ist nicht etwa Grund anzunehmen, dass
es deshalb rechtmäßig ist, alles mit den Betroffenen zu
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machen, die sich selbst häufig als versehentlich Kontrol-
lierte begreifen. Dass mit der Behauptung  einer gigan-
tischen Kriminalität nahezu jeder Eingriff auch gegen-
über den Betroffenen zu rechtfertigen ist, erfahren wir seit
Jahren, wie z.B. bei der Debatte um den großen Lausch-
angriff nachzuvollziehen ist. Mit der hohen Duldung der-
artiger Maßnahmen, die wir eben nicht als Akzeptanz be-
zeichnen würden, werden die Maßnahmen, meine Da-
men und Herren, nicht automatisch rechtmäßiger. Wir
halten die Befugnis zur verdachts- und ereignisunabhän-
gigen Jedermannkontrolle auch nicht deshalb für rechtmä-
ßig, weil von einem Justizminister, der obendrein als Ver-
fassungsminister vorgestellt wird, dem Mann, von dem die
"Frankfurter Allgemeine Zeitung" am 29. Januar sagt: "Er
ist eine Richterpersönlichkeit, er lässt sich den Sachverhalt
schildern und nimmt sich alle nötige Zeit zu prüfen.",
die absurde These eröffnet wird, das Gesetz sei deshalb
schon als harmlos zu bewerten, weil es "wie man am Na-
men hört" Relikt einer sozial-liberalen Koalition unter
Hans Jochen Vogel sei. Hier hat Herr Birkmann sich offen-
sichtlich sehr wenig Zeit genommen.

Weder heißt die in § 14 Abs. 5 Polizeiaufgabengesetz gere-
gelte Befugnis Schleierfahndung, weil sie mit der Entfüh-
rung von Hans-Martin Schleyer in den 70er Jahren in
Verbindung zu bringen ist, noch sind die tatsächlich im
Zusammenhang mit dieser Entführung stehenden Gesetze
für Kontrollstellen wiederzufinden im Polizeiaufgabenge-
setz § 14 Abs. 1, und die so genannte Schleppnetzfahndung
§ 163 Strafprozessordnung ist nicht mit der Schleier-
fahndung zu vergleichen, deren Herkunft auf den Grenz-
schleier verweist.

Kontrollstellen, meine Damen und Herren, sind zwar im
Polizeiaufgabengesetz geregelt, aber in einem anderen
Paragraphen und dort wurden jedoch durch die Zweck-
bindung keinesfalls so weit gehende Eingriffsschwellen ni-
velliert wie etwa bei der Schleierfahndung. Zu wenig Zeit
hat Herr Birkmann offensichtlich auch aufgebracht, um
sich mit den verfassungsrechtlichen Bedenken des Lan-
desverfassungsgerichts in Mecklenburg-Vorpommern aus-
einander zu setzen, sonst hätte er auf die konkreten Ausfüh-
rungen des Urteils Bezug nehmen können, statt sich mit
dem Recht auf informationelle Selbstbestimmung, ein von
dieser Regelung nur peripher betroffenes Rechtsgut, zu be-
ziehen.

Meine Damen und Herren, die verfassungsrechtlichen und
bürgerrechtlichen Bedenken, die die PDS-Fraktion mit
der Befugnis gemäß § 14 Abs. 5 Polizeiaufgabengesetz
hat, sind hier entsprechend des Urteils von Mecklenburg-
Vorpommern nochmals ausführlich formuliert worden.
Ich fordere Sie auf, warten wir nicht auf ein Urteil des
Landesverfassungsgerichts in Weimar, das uns zwingt,
die Verfassungswirklichkeit wieder herzustellen. Aber ich
kann Ihnen ankündigen, sollte es in diesem Rahmen zu
keiner Änderung des Artikels 14 Abs. 5 Polizeiaufgaben-
gesetz kommen, wird sich die PDS-Fraktion genötigt se-
hen, sich um eine Auslegung durch den Verfassungsge-

richtshof zu bemühen oder bereits öffentlich angekün-
digte Klagen zu unterstützen.

Meine Damen und Herren, ich beantrage nochmals die
Überweisung des Gesetzentwurfs federführend an den
Innenausschuss, mitberatend an den Justizausschuss. Ich
danke Ihnen.

(Beifall bei der PDS)

Präsidentin Lieberknecht:

Es hat das Wort der Abgeordnete Pohl, SPD-Fraktion.

Abgeordneter Pohl, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, Herr Dittes,
eine Vorbemerkung: Ich persönlich bin überzeugt, in ei-
nem Rechtsstaat und nicht in einem Polizeistaat zu le-
ben.

(Beifall bei der CDU, SPD)

(Zwischenruf Abg. Wetzel, CDU: Du hast ja
Recht.)

Ich denke, zu diesem von der PDS eingebrachten Antrag
sind die Argumente ausgetauscht. Immerhin beraten wir
nach zwei Lesungen im Jahre 1997, der damaligen Be-
schlussfassung und der Debatte am 16. Dezember des ver-
gangenen Jahres dieses Thema zum vierten Mal. Aus mei-
ner Sicht, neue Erkenntnisse gibt es nicht.

(Zwischenruf Abg. Zimmer, PDS: Inzwi-
schen gibt es ein Verfassungsgerichtsurteil.)

Der Grundsatz, was wir wollen, ist ein Staat, in dem die
Bürger vor Verbrechen geschützt werden. Gerade die
verdachtsunabhängigen Personenfeststellungen sind ei-
ne Maßnahme von relativ geringer Eingriffsintensität,
immer wieder auch aus der Sicht des Gemeinwohls. Diese
vom Thüringer Landtag beschlossene Gesetzesänderung
am 27.11.1997 diente nach dem Wegfall der Grenzkontrol-
len der Schließung einer Gesetzeslücke, die auf eine lan-
desrechtlich eindeutige Rechtslage gestellt wurde. Die
Zahlen, die in der vergangenen Beratung im Dezember
des vergangenen Jahres genannt wurden, sprechen doch
für sich. Zur Erinnerung möchte ich hier nur zwei Zah-
len noch einmal nennen. Bei ca. 70.000 Kontrollen wur-
den über 3.370 Straftäter festgestellt, von sichergestell-
ten entwendeten Kfz, illegalen Waffen und Drogen, die
dann ein Abfallprodukt sind, ganz zu schweigen. Das ist
die eine Seite, aber es gibt natürlich auch ganz konkret
die rechtliche Seite. Wir halten nach wie vor an der Auf-
fassung fest, dass die die verdachts- und ereignisunab-
hängigen Kontrollen regelnde Befugnisnorm mit höher-
rangigem Recht vereinbar ist. Sie stellen eine unverzicht-
bare Ergänzung der vorhandenen Instrumentarien zur vor-
beugenden Bekämpfung der grenzüberschreitenden Kri-
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minalität dar.

Konkret gesagt: Die in Artikel 6 Abs. 3 unserer Verfas-
sung festgelegten Persönlichkeitsrechte dürfen nur auf-
grund eines Gesetzes eingeschränkt werden. Gerade das
haben wir mit der Gesetzesnovellierung 1997 vollzogen.

Noch eine Bemerkung, Herr Dittes: Die von Ihnen ge-
machte Aussage am 16.12.1999 - ich zitiere: "Die Be-
fugnisse der Polizei ins Unermessliche auszudehnen und
damit die Bürgerrechte immer weiter einzuschränken, wei-
se ich auch hier noch einmal mit Nachdruck zurück."
Ich sage immer wieder, was zählt, ist das Allgemein-
wohl. Gerade aus den noch einmal hier dargelegten Ar-
gumenten und aus diesen Gründen lehnen wir auch die-
sen Antrag zum zweiten Mal ab. Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der CDU, SPD)

Präsidentin Lieberknecht:

Es hat jetzt das Wort der Abgeordnete Fiedler, CDU-
Fraktion.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, der Kollege Pohl hat ja jetzt schon einige Dinge ge-
rade gerückt, die Herr Dittes angesprochen hat und hat
es noch einmal verdeutlicht, dass wir uns mit dieser Ma-
terie des Gesetzentwurfs, bei der es gerade um die ereig-
nis- und verdachtsunabhängigen Kontrollen geht, mehr-
fach beschäftigt haben. Wir haben es in den Ausschüssen
diskutiert. Wir haben die rechtliche Abwägung hier vor-
genommen und sind zu dem Ergebnis gekommen, dass
wir dieses Gesetz damals 1997 geschaffen haben. Ich glau-
be, Herr Pohl, wir haben damals in der Koalition gemein-
sam diesen Gesetzentwurf getragen und ich bin dankbar,
dass auch heute die SPD weiterhin zu diesem Gesetzent-
wurf steht. Meine Damen und Herren der SPD, stellen
Sie sich vor, Herr Dr. Dewes hätte sich durchgesetzt, Sie
hätten heute eine Koalition mit der PDS, wie Sie damit
heute umgehen müssten. Ich möchte noch einmal in den
Raum stellen, dass man das nicht vergisst, wie das dann
einmal gehen kann, wie man dann in die Konflikte gerät.

(Zwischenruf Abg. Stauch, CDU: Ein echtes
Problem.)

(Zwischenruf Abg. Gentzel, SPD: Das ken-
nen Sie ja, im Augenblick ...)

Naja, auch Staatssekretäre der Justiz, die sich ja sicher
aufmerksam auch damals mit der Materie beschäftigt haben
- unser damaliger Minister hat ja das auch geprüft, dass
es gesetzeskonform ist -, werden dem auch heute weiter
zustimmen. Da bin ich mir sehr sicher. Herr Dittes, ich
möchte auch noch einmal darauf verweisen, Sie hatten
ja die Argumente gebracht mit Mecklenburg-Vorpommern,

Verfassungsgericht. Sie wissen so gut wie ich - wir alle
wissen es -, vor Gericht und auf hoher See ist man in
Gottes Hand. Wir gehen davon aus, dass unsere Argumen-
te, die wir vorgelegt haben mit dem Gesetzentwurf, mit
der Begründung, die auch der Justizminister Dr. Birkmann
untermauert hat ... Sie können das nachlesen im Proto-
koll vom 16. Dezember 1999 auf der Seite 302, dort ist
es noch einmal dargelegt. Ich will da nicht noch einmal
tief einsteigen, weil wir es ausgiebig gemacht haben. Ich
gehe davon aus, dass hier das Gericht, wenn es zur Ent-
scheidung kommt, Sie haben ja angekündigt, dass Sie in
diese Richtung gehen wollen, das ist Ihr gutes Recht, wenn
Sie meinen, das so zu machen, wir denken, dass sich das
Gesetz bewährt hat im Freistaat Thüringen, die Zahlen spre-
chen für sich, sie sind genannt worden, wenn die Erfolgs-
quote, wie es Kollege Wetzel geschildert hat, bei 7 Pro-
zent der durchgeführten Maßnahmen liegt, so gibt es of-
fenbar Ereignisse, die zu kontrollieren und aufzuklären
sind. Ich denke, es gibt hier einen Verdacht. Es ist noch ein-
mal deutlich gemacht worden, dass auch bei diesen gan-
zen Kontrollen doch viele Dinge aufgeklärt werden konn-
ten. Ich konnte bis jetzt noch nicht feststellen, mir ist es
jedenfalls nicht bekannt, dass es von Bürgern, die kon-
trolliert werden - jawohl sie werden kontrolliert und es
wird dem einen oder anderen auch unangenehm sein - in
Größenordnungen - Staatssekretär Speck hat es darge-
stellt - Beschwerden gibt. Ich glaube auch, es nützt nichts,
wenn man immer wieder Horrorszenarien an die Wand
wirft. Ich erinnere mich noch recht gut, in der 1. Legislatur,
Herr Dittes, Ihr Vorgänger, der Herr Höpcke, hat auch
immer solche Szenarien hier vorn von der Polizei darge-
stellt, wie die bösen Polizisten die armen Menschen - es
waren Demonstranten, aber nicht Demonstranten, sondern
so Rechte und Linke, die durch das Land ziehen - und
Sie erinnern sich noch an Maura, was wir vor kurzem
diskutiert haben, wie die Polizei gerade auch mit diesem
Instrumentarium hier mit eingreifen kann. Wir sollten ein-
fach bei den Tatsachen bleiben. Bis jetzt gibt es keine
Beschwerden von Betroffenen, jedenfalls sind sie nicht
bekannt. Es hat sich bewahrheitet, dass mit diesem Instru-
mentarium die innere Sicherheit im Freistaat weiter und
noch verstärkt gewährleistet werden kann. Ich glaube, die
Menschen im Lande spüren das schon, dass hier nicht
überzogen wird und dass hier kein Polizeistaat ist. Ich
weise das noch einmal ausdrücklich zurück. Wir sind in
einem Rechtsstaat angekommen, Herr Dittes, und ich glau-
be, Sie wissen doch, wie das geht, es trifft den einen oder
anderen. Wir sind im Rechtsstaat und das ist gut so. Ich
glaube, dass wir hier auch bleiben sollten. Ich will jetzt
gar nicht noch einmal auf die ganzen Dinge eingehen, sie
sind ausgiebig benannt worden. Ich jedenfalls lehne es
im Namen meiner Fraktion ab, dass wir es im Ausschuss
noch einmal beraten, und ich fordere auch meine Kolle-
ginnen und Kollegen auf, gemeinsam mit der SPD Ihren
Gesetzentwurf abzulehnen.

(Beifall bei der CDU, SPD)
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Präsidentin Lieberknecht:

Wie ich sehe, liegen keine weiteren Wortmeldungen vor;
dann die Landesregierung, Herr Minister Köckert.

Köckert, Innenminister:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, ich glaube, Ihre Rede, Herr Dittes, hat erstens deut-
lich gezeigt, Sie wissen überhaupt nicht, was ein Poli-
zeistaat ist, haben wahrscheinlich auch eine vollkommen
verkehrte Vorstellung davon. Und die Bilder, die Sie von
einem Polizeistaat malen, der sich hier angeblich aus-
breiten würde, sind mehr als lächerlich. Damit vernied-
lichen Sie eigentlich das Problem eines wahren Polizei-
staats. Man fragt sich in der Tat, warum Sie so etwas ma-
chen. Ich frage mich z.B. auch, warum Sie die Erfolge
dieser verdachtsunabhängigen Kontrollen ignorieren, Sie,
der sich in einer Menge von Kleinen Anfragen statis-
tisch von der Landesregierung nach Jahresscheiben ge-
ordnet jedes rechte Skin-Konzert, welche Titel dort ge-
spielt worden sind, welche Bands aufgetreten sind, auf-
bereiten lässt, und das alles noch nach Örtlichkeit und
nach Jahreszahl. Ich wundere mich nur, dass Sie es nicht
auch noch nach Monaten machen. Sie haben bisher noch
keine einzige Anfrage gestellt, wo Sie einmal danach ge-
fragt haben, wie viele Rauschgifttabletten, wie viel He-
roin, wie viele Waffen, wie viele Fahrzeuge denn bei den
ereignis- und verdachtsunabhängigen Kontrollen aufge-
griffen worden sind, dann könnten wir Ihnen sehr genau
zeigen,

(Beifall bei der CDU)

dass das, was Sie versucht haben herunterzuspielen, in
der Tat eine beträchtliche Menge ist. Wenn man zig Tau-
sende Ecstasy-Tabletten aus den Autos herausholt, wenn
man kiloweise Heroin von den Autobahnen herunter-
holt, dann kann ich Ihnen nur sagen, das ist ein Beitrag
zur Stärkung der inneren Sicherheit.

(Beifall bei der CDU)

Es macht einfach, denke ich, das sollten Sie auch als
Opposition nach den ganzen Jahren lernen, keinen Sinn,
gegen das Sicherheitsbedürfnis der Bevölkerung Politik
machen zu wollen.

(Beifall bei der CDU)

Das macht überhaupt keinen Sinn. Solange ich Innen-
minister in diesem Freistaat bin, werde ich dafür Sorge
tragen, dass wir der Polizei dieses Instrument der verdachts-
und ereignisunabhängigen Kontrollen belassen, weil es ei-
ne beträchtliche positive Wirkung auf die innere Sicher-
heit hat.

(Beifall bei der CDU)

Ich sehe einer Prüfung vor dem Verfassungsgericht ge-
lassen entgegen. Lassen Sie es doch darauf ankommen.
Wir sind als Landesregierung der Meinung, dass es nicht
die Befugnisse der Polizei überschreitet. Wenn Sie an-
derer Meinung sind, lassen Sie es prüfen. Ich denke, die
positiven Aspekte dieses Paragraphen des Polizeiaufga-
bengesetzes überwiegen in großem Maße. Bisher, ich glau-
be der Abgeordnete Fiedler hatte es schon erwähnt, hat
sich noch keine einzige der kontrollierten Personen be-
schwert. Vermutlich war da kein Gesinnungsgenosse von
Ihnen dabei, das kann ja sein, aber keine einzige Be-
schwerde in dieser Angelegenheit ist

(Zwischenruf Abg. Wunderlich, CDU: Gibt
es zu wenig.)

in Thüringen erhoben worden. Die Erfolge, die wir auf
den Autobahnen, auf der A 9, auf der A 4 und auf ande-
ren wichtigen Bundesstraßen in unserem Land haben,
geben uns Recht, dass wir diese Bestimmung im Poli-
zeiaufgabengesetz belassen. Ich bin der CDU-Fraktion
wie auch der SPD-Fraktion sehr dankbar, dass sie hier
Ihren Antrag ablehnen werden. Danke schön.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Lieberknecht:

Herr Minister Dr. Birkmann.

Dr. Birkmann, Justizminister:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren Abgeordneten! Herr Dittes, nachdem Sie mich aus-
drücklich angesprochen haben, glaube ich, sollte ich Ih-
nen ganz kurz erwidern. Ich finde es schon beeindruckend,
wie Sie anhand eines vorbereiteten Redemanuskripts hier
zehn Minuten referieren. Ich habe Ihnen letztens schon
gesagt, wir replizieren. Ich repliziere auf Ihre Ausfüh-
rungen. Ich möchte allerdings mit aller Entschiedenheit
zurückweisen, wenn dies nicht anhand eines zehn- oder
zwanzigseitigen Manuskripts geschieht, sondern ad hoc,
dass dies nicht wohl überlegt sei. Wir haben selbstver-
ständlich - ich habe die Mappe mitgebracht - unmittel-
bar im Anschluss an die Entscheidung des Verfassungs-
gerichts von Mecklenburg-Vorpommern im Justizminis-
terium die Frage erneut geprüft. Ich kann das bestätigen,
was der Abgeordnete Fiedler gesagt hat, so, wie mein
Vorgänger Herr Kretschmer und das Justizministerium
zum Ergebnis gekommen sind, dass die damalige Rege-
lung verfassungskonform ist, das ist auch jetzt das Er-
gebnis dieser Prüfung. Es gibt keinen Anlass dafür an-
zunehmen, dass inzwischen aufgrund der Erkenntnisse
durch das Verfassungsgericht in Mecklenburg-Vorpom-
mern wir zu einer anderen Bewertung gekommen sind.
Ich habe auch letztens gesagt, dass ich der festen Über-
zeugung bin, weil die Argumente so, wie wir sie sehen,
den rechtlichen Voraussetzungen entsprechen, dass unsere
Regelung vor dem Thüringer Verfassungsgerichtshof Be-
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stand haben wird, und zwar deswegen, weil die Voraus-
setzungen klar sind. Es ist eine Güterabwägung vorzu-
nehmen - der Abgeordnete Pohl hat eben noch einmal
auf Artikel 6 hingewiesen -, und das ist geschehen. Ich
finde, es ist einfach, zu sagen, es sei keine Zeit vorhan-
den gewesen, wir hätten das so runtergesagt. Das stimmt
nicht, wir haben das sehr gründlich geprüft und der Bür-
ger kann sich hier darauf verlassen, dass das, was ange-
wendet wird, auch Bestand hat, dass das richtig und rech-
tens ist. Darauf möchte ich hinweisen. Und Ihr Hinweis
zur Schleierfahndung - auch da weise ich darauf hin,
dass ich versucht habe hier darzutun, wie sich dies aus
den Ereignissen in den 70er Jahren entwickelt hat. Da-
bei bleibe ich auch.

(Beifall bei der CDU, SPD)

Präsidentin Lieberknecht:

Es liegen mir keine weiteren Wortmeldungen vor. Wir
kommen damit zur Abstimmung. Von der PDS war Aus-
schussüberweisung beantragt. Ich lasse zunächst darü-
ber abstimmen. Wer für eine Ausschussüberweisung ist,
den bitte ich um das Handzeichen. Danke. Gegenstim-
men? Das ist abgelehnt. Damit kommen wir jetzt zur
Abstimmung über den Gesetzentwurf. Ich frage: Wer
dem Gesetzentwurf der Fraktion der PDS - Drucksache
3/139 - zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. Dan-
ke. Gegenstimmen? Er ist abgelehnt. Das heißt, bei Ge-
setzentwürfen aufstehen. Reicht. Gut, es ist abgelehnt, es
ändert nichts am Ergebnis.

Dann kommen wir zum Aufruf des Tagesordnungs-
punkts 3

Drittes Gesetz zur Änderung der
Thüringer Kommunalordnung
Gesetzentwurf der Fraktion der PDS
- Drucksache 3/160 -
ZWEITE BERATUNG

Das Wort hat die Abgeordnete Frau Dr. Wildauer. Wir
nehmen jetzt einen Wechsel im Präsidium vor, Frau
Dr. Klaubert.

Abgeordnete Dr. Wildauer, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, wir haben
heute in zweiter Lesung über den Gesetzentwurf der PDS
zur Änderung der Thüringer Kommunalordnung zu be-
raten, der sich ausschließlich auf das kommunale Wirt-
schaftsrecht richtet. Bevor ich zum Anliegen der Initiati-
ve meiner Fraktion komme, erlaube ich mir eine Vorbe-
merkung. Herr Staatssekretär Speck und Herr Abgeord-
neter Böck gefielen sich in der ersten Lesung darin, meine
Fraktion mit billiger Polemik zu überziehen. Abgesehen
davon, dass sie damit Unkenntnis über die Entwicklung
kommunaler Wirtschaftsstrukturen in der Geschichte der
BRD vorführten, abgesehen auch davon, dass diese billi-

ge Polemik von demokratisch unverantwortlicher Ignoranz
gegenüber dem Deutschen Städtetag und dem Verband
kommunaler Unternehmen zeugt, abgesehen also von die-
sen tatsächlich Besorgnis erregenden Darstellungen, kann
ich mir nicht verkneifen Ihnen mitzuteilen, dass es mir
sehr schwer fällt, hier nicht öffentlich Vermutungen da-
rüber anzustellen, wer sich womöglich für die wirtschaft-
liche Schwäche der Kommunen erkenntlich zeigen könnte.
Der interne Spenden- und Entscheidungsfilz der CDU
übertrifft ja alle Phantasien.

(Beifall bei der PDS)

Wenn Herr Staatssekretär Speck der PDS am Beispiel
des vorgelegten Entwurfs unterstellte, sie könne nicht
von Staatswirtschaft ablassen, dann trifft diese Behaup-
tung ebenso auf den Thüringer Gemeinde- und Städte-
bund zu. Bemerken darf ich, dass es die von uns vorge-
schlagene Regelung bereits in anderen Bundesländern,
u.a. in Bayern in Bezug auf das selbständige Kommu-
nalunternehmen, gibt. Eine Vermutung über den Grund für
die Art und Weise der Äußerungen verkneife ich mir, wie
gesagt, mühsam.

Ein anderer möglicher Grund wäre, dass Herr Staats-
sekretär die Vorschläge des Thüringer Gemeinde- und
Städtebundes und des Verbandes kommunaler Unterneh-
men einfach nicht zur Kenntnis genommen hat. Für ei-
nen Staatssekretär ein unverzeihbarer Fehler. Herrn Böck
kann ich eine Randbemerkung in seinem persönlichen
Krümelbuch, es handelt sich wohl mehr um ein Bro-
ckenbuch, nicht ersparen. Auch wenn er das Märchen
vom Hasen und Igel noch so schief ins Bild setzte, die
PDS-Fraktion hat, wie er sehr genau weiß, keineswegs
die Erklärungen der jetzigen Landesregierung zum Stand-
punkt für ihre kommunalpolitische Arbeit genommen dies-
bezüglich. Hinweise der Landesregierung diesbezüglich
sind nicht notwendig, ganz im Gegenteil. Gerade an der
Frage der Thüringer Kommunalordnung arbeiten wir seit
Jahren unter Hinzuziehung von Experten, Betroffenen,
breiter Öffentlichkeit und ganz besonders mit unseren
über 900 PDS-Kommunalpolitikern und -Abgeordneten.
Wir kämen ja nicht auf die Idee zu bestreiten, dass es
noch Diskussionsbedarf gibt, schließlich haben wir es
mit komplizierten Interessenlagen und mit komplizier-
ten Rechtsfragen zu tun. Im Ergebnis unserer jahrelan-
gen Arbeit haben wir uns ein differenziertes Wissen an-
geeignet und sind im Unterschied zu Herrn Böck - es ist
sehr schade, dass er heute nicht da ist - durchaus in der
Lage, zwischen kommunaler Infrastruktur und Bäckern zu
unterscheiden.

Nun zum Gesetzentwurf unserer Fraktion: Wir verwie-
sen hier mehrfach darauf, dass die Thüringer Kommu-
nalordnung in Gänze änderungsbedürftig ist. An dieser
Stelle beschränken wir uns jedoch auf die wirtschaftliche
Betätigung der Kommunen, weil besondere Zeitnot be-
steht. Die Koalition der vorigen Legislatur und auch die
jetzige Landesregierung übten sich mitnichten in hasen-
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hafter Geschwindigkeit, wie Herr Böck das vorgibt. Ob-
wohl sich das Problem seit langem abzeichnet, vermis-
sen wir bis heute wirksame Aktivitäten der Regierungs-
verantwortlichen. Für manche Bereiche kann man kaum
noch etwas tun. Da hat uns letztlich die Zeit überholt.
Andere Bundesländer novellierten ihre Kommunalord-
nungen bereits vor Jahren entsprechend; Thüringen nicht.
Seit längerem liegen Forderungen Betroffener, wie des
Verbands kommunaler Unternehmen, auf dem Thüringer
Tisch, ohne dass die Regierung sich zu besonderer Eile
gemahnt fühlte. Zum Schaden der Thüringer Kommunen,
zum Nachteil kommunaler Unternehmen und auf Kosten
kommunaler Selbstverwaltung hielt sie an völlig überhol-
ten Regelungen der Kommunalordnung fest und sie ließ
sich auch von den Ergebnissen der öffentlichen Anhö-
rung des Innenministeriums am 6. Dezember nicht son-
derlich beeindrucken. Dort schlugen der Verband kom-
munaler Unternehmen, Vertreter aus Stadtwerken und der
Thüringer Gemeinde- und Städtebund Änderungen des
kommunalen Wirtschaftsrechts vor, die mit Schwerpunkten
des PDS-Entwurfs übereinstimmen. Ich denke, dass dies
Einfluss auf Inhalt und Stil unserer Plenardebatte haben
sollte.

Ich komme zur Begründung unseres Gesetzentwurfs. Er
ist in drei inhaltliche Schwerpunkte zur wirtschaftlichen
Betätigung von Kommunen gegliedert.

Erstes und wichtigstes Anliegen: Die Wettbewerbsfähigkeit
der kommunalen Unternehmen soll durch entsprechende
Rahmenbedingungen verbessert werden. Dabei geht es
um mehr Chancengleichheit für kommunale Unterneh-
men, nicht um Bevorzugung.

Zweitens: Wir schlagen vor, neben dem Eigenbetrieb ei-
ne neue Rechtsform für öffentliche Unternehmen zu schaf-
fen, das selbständige Kommunalunternehmen. Damit er-
hielten die Kommunen weiteren Handlungsspielraum.

Drittens dringen wir auf Regelungen, die den kommu-
nalpolitischen Einfluss auf kommunale Unternehmen in
privaten Rechtsformen sichern. Deren Tätigkeit und Er-
gebnisse bedürfen größerer Transparenz, da unseres Er-
achtens die privatwirtschaftlichen Risiken für die Kom-
munen kalkulierbar bleiben müssen.

Kommunale Unternehmen und Einrichtungen sind tragen-
des Element kommunaler Selbstverwaltung. Kommuna-
le Handlungsspielräume hängen untrennbar von der Exis-
tenz einer starken Kommunalwirtschaft ab. Das sind die
Prämissen für den Gesetzentwurf der PDS. Wir denken,
auch unter der Bedingung der Liberalisierung der Märk-
te hat die Landespolitik dafür Sorge zu tragen, dass die
kommunalen Unternehmen erhalten und ausgebaut wer-
den. Es handelt sich um ein Grunderfordernis der kom-
munalen Selbstverwaltung. Jeder, der sich mit dem The-
ma beschäftigt hat oder täglich beschäftigten muss, weiß,
die neuen Gesetze zur Energiewirtschaft, zu Kreis- und
Abfallwirtschaft gefährden die kommunalen Unterneh-

men in ihrer Existenz. Dies hat auch auf die angespannte
Finanzsituation der Kommunen Auswirkungen, so u.a. auf
den steuerlichen Querverbund. Das ist künftig auch für
den öffentlichen Personennahverkehr, die Wasserversor-
gung und die Abwasserbehandlung zu erwarten.

Die Chancengleichheit für kommunale Unternehmen ist
zurzeit nicht gegeben. Wie das Beispiel der Stadtwerke
zeigt, hindert die Thüringer Kommunalordnung die kom-
munalen Unternehmen daran, auf die veränderten Wett-
bewerbsbedingungen in der nötigen Weise zu reagieren.
Die kommunalwirtschaftliche Betätigung ist im Regel-
fall auf das Gemeindegebiet beschränkt; Ausnahmen sind
genehmigungspflichtig. Erweiterungen der Geschäftsfelder
werden nur genehmigt, wenn ein öffentlicher Zweck das
erfordert und die Voraussetzungen der verschärften Sub-
sidiaritätsklausel erfüllt sind. Der Begriff des öffentlichen
Zwecks ist stark interpretationsfähig. Unter diesen Be-
dingungen müssen sich u.a. die Stadtwerke langfristig
als wettbewerbsuntauglich erweisen. Kurzfristig redu-
zieren sich die Erträge der Stadtwerke massiv. Das ent-
spricht auch der Einschätzung des Thüringer Verbandes
kommunaler Unternehmen. Wir wissen, dass diese Prob-
leme nicht allein über eine Novellierung der Thüringer
Kommunalordnung zu lösen sind, aber wir erwarten und
verlangen, dass das Land Thüringen seinen Spielraum
ausschöpft, was bisher bei weitem noch nicht der Fall ist.

Meine Damen und Herren, der vorliegende Gesetzent-
wurf beinhaltet eine grundlegende Neufassung des § 71
der Thüringer Kommunalordnung. Im Einzelnen: Der
Gesetzentwurf hebt die verschärfte Subsidiaritätsklausel
auf und verzichtet auf jegliche Subsidiaritätsklausel. Insbe-
sondere dagegen wandte sich Herr Staatssekretär Speck
in der ersten Lesung. Ich darf darauf verweisen, dass ge-
gen die verschärfte Klausel erhebliche verfassungsrecht-
liche Bedenken bestehen, weil sie mit der in Artikel 28
Abs. 2 des Grundgesetzes festgeschriebenen Selbstver-
waltungsgarantie der Gemeinden kollidiert. Die Klausel
existiert außer in Thüringen nur noch in Rheinland-Pfalz.
In der kommunalen Praxis läuft diese Klausel meist ins
Leere, sie ist nur noch eine Art Alibi für die Wirtschafts-
verbände.

Herr Staatssekretär behauptete, und ich möchte zitieren:
"Diese Auffassung ist nur schwerlich mit der erfolgrei-
chen ordnungspolitischen Grundentscheidung für den
Markt vereinbar." Darauf erwidere ich: Wenn es in 14
von 16 Bundesländern möglich ist, sich für den Markt
und dennoch gegen die verschärfte Subsidiaritätsklausel
zu entscheiden, dann ist es eine Frage des ganz und gar
subjektiven Nicht-Wollens oder Nicht-Vermögens, wenn
er dies für schwer vereinbar hält.

Die PDS-Fraktion spricht sich jedoch nicht nur gegen
die verschärfte, sondern überhaupt gegen jede Subsidia-
ritätsklausel aus. Artikel 28 Grundgesetz überlässt den
Gemeinden grundsätzlich, selbst zu entscheiden, welche
Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft sie selbst
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erfüllen und welche sie privaten Unternehmen überlas-
sen. Kommunale Unternehmen sollten gleichberechtigt am
Wettbewerb teilnehmen, wenn es um Angelegenheiten
der örtlichen Gemeinschaft geht. Immerhin stellte das Bun-
desverwaltungsgericht fest, dass den Gemeinden dies
grundsätzlich nicht verwehrt ist.

Unserer Fassung des Gesetzentwurfs nach soll es nur
eine einzige Zulässigkeitsvoraussetzung für kommunale
Unternehmen geben: den öffentlichen Zweck, wobei wir
vorschlagen, den Begriff des öffentlichen Zwecks gegen-
über dem geltenden Gesetz zu erweitern. Übrigens for-
dert auch der Deutsche Städte- und Gemeindebund den
Verzicht auf jegliche Subsidiaritätsklausel. Wenn Herr
Staatssekretär Speck den ehrwürdigen kommunalen Spit-
zenverband abwatschen will, wird er sich etwas anderes
einfallen lassen müssen, als dass dieser nicht von der
Staatswirtschaft lassen kann. Wir wären Herrn Staatssek-
retär ausgesprochen dankbar, wenn er sich ernsthaft mit
unserem ernsthaften Anliegen auseinander setzen wür-
de.

(Beifall bei der PDS)

Sowohl der Deutsche Städte- und Gemeindebund als auch
der Thüringer Verband "Kommunale Unternehmen" for-
dern kommunalrechtliche Regelungen, die darauf gerichtet
sind, die Geschäftsfelder kommunaler Unternehmen zu
erweitern. Sie streben vor allem an, ein innovatives und
kundenorientiertes Dienstleistungsspektrum zu entwickeln.
So konstatiert der Thüringer Verband "Kommunale Un-
ternehmen" für den Stromwettbewerb, dass die Wettbe-
werbsfähigkeit nicht nur vom Preis der Energie, sondern
auch von der Fähigkeit zu Dienstleistungen im Planungs-,
Unterhaltungs- und Finanzierungsbereich abhängt. Dem
haben sich die kommunalen Unternehmen zu stellen oder
es wird sie auf dem Markt nicht mehr geben.

Die Erweiterung des § 71 hätte zur Folge, dass Gemein-
den Unternehmen gründen und erweitern dürfen, wenn
dies ein öffentlicher Zweck erfordert oder dies zur Er-
reichung eines solchen Zwecks beiträgt. Letztlich wol-
len wir damit verhindern, dass die Aufsichtsbehörden den
Begriff "öffentlicher Zweck" restriktiv interpretieren. Es
soll dem Urteilsvermögen der kommunalen Vertretungs-
körperschaften obliegen, darüber zu entscheiden, worin
die Gemeinde das gemeinsame Wohl gefördert sieht. Das
wird schließlich immer eine Frage sachgerechter Kom-
munalpolitik sein. Dort kann man die örtlichen Verhält-
nisse, die finanziellen Möglichkeiten der Gemeinde, die
Bedürfnisse der Einwohner usw. am besten einschätzen.
Deshalb halten wir die im Gesetzentwurf vorgeschlage-
ne Öffnung des Begriffs "öffentlicher Zweck" für not-
wendig und zweckmäßig.

(Beifall bei der PDS)

Dabei ist uns bekannt, dass sich die Wissenschaft sehr
ernsthaft mit dem Thema beschäftigt, um eventuell zu

noch praktikableren Lösungen zu kommen. Aus dem Ver-
zicht auf jegliche Subsidiaritätsklauseln und aus der For-
derung danach, dass kommunale Unternehmen gleich-
berechtigt am Wettbewerb teilnehmen können, folgt lo-
gisch, dass § 71 Abs. 2 gestrichen werden muss. Er be-
sagt, wirtschaftliche Unternehmen der Gemeinden dür-
fen keine wesentliche Schädigung und keine Aufsaugung
selbständiger Betriebe in Landwirtschaft, Handel, Gewerbe
und Industrie bewirken. Über die Streichung dieses Ab-
satzes werden sich die Wirtschaftsverbände nicht freuen,
das ist uns klar.

Wer Einwände gegen diese Streichung hat, muss aller-
dings eine Frage beantworten können. Kommunale Unter-
nehmen sind auf Geschäftsfelder begrenzt, die Gemein-
wohlbelange betreffen; wir verlangen nicht, dass sie Wett-
bewerbsvorteile haben und erhalten; wir wollen Nachteile
ausgleichen und sie nicht mehr und nicht weniger als
gleichberechtigt am Wettbewerb teilnehmen lassen. An-
dererseits ist unverständlich, weshalb die private Wirt-
schaft sich so massiv gegen Konkurrenz ausspricht. Als
Vertreter der reinen Lehre der Marktwirtschaft werden
sie nur schwer vermitteln können, dass es erhebliche Un-
terschiede in der Konkurrenz gibt, und zwar in Abhängig-
keit vom Adressaten.

Mit dem neu gefassten § 71 Abs. 2 Ziffer 2 soll explizit
festgelegt werden, dass kommunale Unternehmen auch
über die Gemeindegrenzen hinaus wirken können, und
zwar ohne Genehmigung. Wir binden diese Möglichkeit
jedoch ausdrücklich an die Voraussetzung, dass dies ein
kommunaler Zweck erfordert und dass die Interessen
der betroffenen Gebietskörperschaften gewahrt werden.
Es sind also Vereinbarungen im Rahmen der kommu-
nalen Gemeinschaftsarbeit erforderlich; eigenmächtiges
Handeln einer Kommune über ihre Grenzen hinaus ist
ausgeschlossen.

Die Neufassung des § 73 zielt darauf, die Verantwor-
tung der Gemeinden für die Einhaltung öffentlich-recht-
licher Aufgaben durch Unternehmen des privaten Rechts
umfassend zu sichern und die privatwirtschaftlichen Ri-
siken für die Kommunen kalkulierbar zu machen. Der
neueste GVZ-Fall zeigt diese Notwendigkeit. Die mit der
Auslagerung kommunaler Aufgaben verbundene Gefahr
des Steuerungsverlustes ist bekannt. Zentrale Entschei-
dungen sollten deshalb vor der Beschlussfassung im Un-
ternehmen in den Kommunalvertretungen beraten und
beschlossen werden. Entsprechende Regelungen finden
sich in § 73 Abs. 1 Ziffern 4 und 5 sowie in § 73 Abs. 2.
Unsere Formulierungen stimmen mit dem Urteil des Ver-
fassungsgerichtshofs des Landes Berlin vom 21. Okto-
ber 1999 zur Teilprivatisierung der Berliner Wasserbe-
triebe überein. Danach ist die Übertragung kommunaler
Aufgaben an eine juristische Person privaten Rechts mit
dem Demokratieprinzip nur dann vereinbar, wenn sicher-
gestellt ist, dass die Entscheidung über die Erteilung von
Weisungen letztlich in der Hand des Gewährträgers ver-
bleibt und die demokratisch legitimierten Vertreter des
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Gewährträgers die letztentscheidende Einflussmöglich-
keit haben. Nach unseren Vorstellung kann sich die Kom-
mune nur dann privatwirtschaftlich betätigen, wenn sie
in den Unternehmensorganen einen angemessenen Ein-
fluss sichert.

Meine Damen und Herren, Bayern schuf als neue Rechts-
form für öffentliche Unternehmen das so genannte selb-
ständige Kommunalunternehmen. Es ist flexibler als der
Eigenbetrieb, unterliegt jedoch stärkerer rechtsaufsicht-
licher Kontrolle als Unternehmen des privaten Rechts.
Selbständige Kommunalbetriebe unterliegen nicht den Bin-
dungen des Gesellschaftsrechts. Deshalb besitzen die Ge-
meinden hier größere Steuerungsmöglichkeiten. Anders
als bei privatrechtlichen Unternehmen geht die Kompe-
tenz für die Unternehmensverfassung nicht auf die Un-
ternehmensorgane über. Der Gemeinderat beschließt die
Satzung sowie gegebenenfalls deren Änderungen und
regelt damit die Rechtsverhältnisse des selbständigen Kom-
munalunternehmens. Im Rahmen einer Vorstandsverfas-
sung werden die Kompetenzen zwischen Vorstand und
Verwaltungsrat aufgeteilt, wodurch eine weiter gehende
Selbständigkeit und Flexibilität als beim Eigenbetrieb
erreicht wird. Die konkreten Regelungen finden sich in
den §§ 76 a bis c. Die PDS hat sich für diesen Weg ent-
schieden, weil sie darin eine Möglichkeit sieht, die Pri-
vatisierung vor allem kommunaler Einrichtungen wie z.B.
Krankenhäuser u.a. einzudämmen.

Meine Damen und Herren, auf weitere im Gesetzentwurf
enthaltene Änderungen wird in der Begründung ausführ-
lich eingegangen. Dass das kommunale Wirtschaftsrecht
dringend einer Novellierung bedarf, liegt auf der Hand.
Das Land steht in der Pflicht, nicht zuletzt den Erwar-
tungen und Forderungen der kommunalen Spitzenverbände
gerecht zu werden. Da diesen Forderungen im Entwurf
der PDS-Fraktion entsprochen wurde, verdient er ernst-
hafte Prüfung durch das hohe Haus. Ich beantrage, be-
sonders angesichts der Tatsache, dass seitens der Lan-
desregierung ein eigener Referentenentwurf vorliegt und
sich bereits in der Kabinettsdebatte befindet, eine erneu-
te Überweisung an den Innenenausschuss federführend
und den Justizausschuss. Ich danke.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Als nächster Redner hat sich zu Wort gemeldet der Ab-
geordnete Schemmel, SPD-Fraktion.

Abgeordneter Schemmel, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, die PDS hat einen Gesetzentwurf hier vorgelegt, von
dem zumindest einige Elemente es verdient hätten, im
Ausschuss beraten zu werden.

(Beifall bei der PDS)

Die Union hat dies verhindert in ihrer letzten Abstim-
mung und ich möchte für meine Fraktion sagen, dass
wir dieses Mal dem Antrag auf Ausschussüberweisung
wieder zustimmen werden; denn ich finde, es ist einiges
wert gemeinsam dann mit dem Regierungsentwurf, den
wir ja im Februar erwarten dürfen, beraten zu werden.
Ich verschweige aber auch nicht, dass wir natürlich den
Antrag in Gänze nicht unterstützen, weil unsere Vorstel-
lungen doch etwas anders sind. Wir haben unsere Vor-
stellungen in einem Positionspapier niedergelegt. Das Po-
sitionspapier ist allen Stadtwerken bekannt, den Kom-
munen bekannt. Wir stellen es auch gern jedem von Ih-
nen zur Verfügung, wenn er neugierig genug darauf ist.
Wir werden in Gänze diesen Gesetzesentwurf der PDS
nicht mittragen können, weil wir, wie gesagt, in Einzel-
heiten eine andere Meinung haben. Manche Regelungen
gehen - ich möchte das jetzt pauschal mal sagen, ohne
jetzt ins Detail zu gehen - uns einfach zu weit. Aber die
enge Begrenzung, wenn ich den verworrenen Vortrag
von Herrn Böck beim letzten Mal hier richtig gedeutet
habe,

(Beifall bei der PDS)

die er im Interesse der Privatwirtschaft beibehalten will,
ich glaube, da müssen wir uns auch im Ausschuss - wenn
der Regierungsentwurf so wäre, ich glaube dies nicht -
damit auseinander setzen. Deswegen werden wir die Aus-
schussüberweisung unterstützen, dem Gesetzentwurf selbst
aber aus fachlichen Gründen nicht zustimmen können.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Weiterhin hat sich zu Wort gemeldet der Abgeordnete
Fiedler, CDU-Fraktion.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Frau Präsidentin, verehrte Kolleginnen und Kollegen,
Herr Schemmel, Sie und auch die Kollegin Wildauer haben
permanent auf den Kollegen Böck, der leider erkrankt
ist, eingehauen. Er kann sich im Moment nicht wehren,
er wird sich sicher im Ausschuss, wenn wir uns insge-
samt mit der Materie beschäftigen, dazu noch mal aus-
giebig äußern. Ich denke auch, es sollte ein Grundprin-
zip der ganzen Beratung mit sein, und das hat Herr Böck
versucht klarzustellen mit dem Vergleich zu Hase und
Igel, dann anhand des durch die Landesregierung in Kürze
angekündigten Gesetzentwurfs die Beratungen durchzu-
führen.

Lassen Sie mich heute noch mal auf einige Dinge einge-
hen. Uns liegt in zweiter Lesung der Gesetzentwurf der
Fraktion der PDS zum kommunalen Wirtschaftsrecht bzw.
zu dessen Änderung vor. Auslöser war die europarecht-
lich angestoßene Änderung des Energiewirtschaftsrechts.
Möglicherweise ist dies aber zunächst nur der Einstieg in



356 Thüringer Landtag - 3. Wahlperiode - 7. Sitzung, 26. Januar 2000

eine weitere Liberalisierung des Markts auch in den Be-
reichen Abfall, Gas sowie Wasser und Abwasser. Im Be-
reich Wasser und Abwasser ist die Struktur allerdings et-
was anders. Während im Bereich der Energieversorgung,
bisher jedenfalls, Gewinne zu erwirtschaften waren und die
Errichtung und der Unterhalt der Versorgungsnetze aus den
Entgelten für die Lieferung von Energie zu bezahlen wa-
ren, liegt im Bereich Wasser und Abwasser ein ganz maß-
gebender Schwerpunkt der Kosten bei den Leitungsnet-
zen. Trotzdem ist das Thema Stadtwerke und dort insbe-
sondere Energieversorgung nur der Auslöser eines not-
wendigen Nachdenkens, was auf allen Seiten bereits seit
längerem stattfindet. Die Materie ist allerdings sehr kompli-
ziert. Dies liegt nicht zuletzt daran, dass es ursprünglich
gar keine kommunalrechtliche Materie ist, sondern eine
wirtschaftsrechtliche. Ich glaube auch, dass das der Herr
Staatssekretär in seinen Ausführungen das letzte Mal dort
so treffend genannt hat. Frau Dr. Wildauer, wenn Sie das
dann nennen, sollten Sie noch mal nachlesen auf der Sei-
te 305 des letzen Protokolls, wie ihr angefangener Satz wei-
tergeht: "und wäre ein Schlag ins Gesicht der vielen kleinen
mittelständischen Unternehmen" usw. Man muss immer al-
les im Zusammenhang sehen. Dies liegt nicht zuletzt daran,
dass sich die ersten kommunalrechtlichen Regelungen an
zivilrechtlich einzuordnendem Wettbewerbsrecht gebro-
chen haben. Dies macht auch verständlich, warum die Lan-
desregierung sich keine Schnellschüsse leisten kann und
ich betone "leisten kann". Denn wenn wir hier Fehler ma-
chen, müssen es am Ende die Kommunen und letztlich
der Bürger und der Steuerzahler wieder bezahlen. Lassen
Sie mich zwei Zwischenbemerkungen dazu noch machen.

1. Die Gewinne aus der Energieversorgung werden durch
die Marktöffnung nicht mehr so hoch sein können wie
früher. Der Querverbund, da die Subventionierung des
Personennahverkehrs aus der Energiewirtschaft, der Kom-
munen dürfte in diesem Maße in keinem Falle mehr mög-
lich sein.

2. Die Liberalisierung hat sich jedenfalls im Bereich Te-
lekommunikation für den Bürger, ich glaube, ganz klar
bewährt. Die niedrigen Inflationsraten, die wir in letzer
Zeit haben, beruhen nicht zuletzt darauf, dass zum Bei-
spiel steigende Ölpreise durch Preissenkungen im Be-
reich der Telekommunikation ausgeglichen worden sind.
Im Umfeld der Novellierung der Kommunalordnung geht
es um einen fairen Wettbewerb. Der ist uns durch die
Öffnung der Märkte vorgegeben und wird von den Kom-
munen bzw. den kommunalen Versorgungsunternehmen
eingefordert. Dazu wird zum Beispiel eine Öffnung des
Territorialprinzips mit Zustimmung der betroffenen Ge-
bietskörperschaften verlangt. Dem stehen wir jedenfalls
für bestimmte Bereiche positiv gegenüber. Andererseits
ist zu bedenken, dass Aufgabe der Kommunen die Da-
seinsvorsorge ist. Es geht um die flächendeckende bezahl-
bare Versorgung der Bürger und Einwohner mit den not-
wendigen Leistungen der Daseinsvorsorge. Das ist die
Frage des öffentlichen Zwecks kommunaler Unterneh-
men.

Im Hinterkopf zu behalten ist dabei allerdings, dass nicht
alles, was lebensnotwendig ist, auch von den Kommu-
nen angeboten werden muss. Da können Sie jetzt wieder
lächeln. Auch die Lebensmittelversorgung ist, wie der Na-
me schon sagt, lebensnotwendig. Dennoch wird sie zu-
verlässig und heutzutage auch preiswert vom Markt ge-
leistet. Der Erhalt der Stadtwerke ist unter dem Stich-
wort "Ausweitung der Dienstleistungsfelder" jedenfalls
vorsichtig zu betrachten. Wir dürfen hier nicht zu einer
steuerfinanzierten Staatswirtschaft gelangen.

(Beifall bei der CDU)

Ein Wirtschaftssachverständiger klatscht zumindest und
weiß, was das bedeutet. Es waren mehrere, das freut mich.
Schließlich erarbeitet der Mittelstand mit seinen Arbeit-
nehmern einen großen Teil des Steueraufkommens. Wir
haben nichts gekonnt, wenn die Kommunen kostende-
ckende Stadtwirtschaft auf Kosten der Arbeitsplätze und
des steuerschaffenden Mittelstandes halten können. Ein
weiteres Problem ist die Verzahnung und Harmonisie-
rung von privatem Wirtschaftsrecht für die Betreibung
von Stadtwerken in Form des privaten Gesellschaftsrechts
einerseits und kommunaler Einflussmöglichkeiten durch
die Gemeinderäte andererseits. Auch das, denke ich, muss
man sich genau anschauen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, allein diese
Schlaglichter dürften deutlich gemacht haben, in welch
einer komplizierten Materie wir uns hier bewegen. Zu-
dem ist diese Materie auch durch sich weiterentwickeln-
de europäische Vorgaben immer noch im Fluss. Wollen
wir hier nicht nur ad hoc reagieren, und dies möglicher-
weise alle Jahre wieder, so bedarf eine Novelle des kom-
munalen Wirtschaftsrechts einer sehr gründlichen Vor-
arbeit. Hierzu gehört ein Gespür für die prognostische Ent-
wicklung. Deshalb haben wir für die gründliche Arbeit
der Landesregierung, ich sage es hier noch mal, Verständ-
nis. Ich denke sogar, dass wir über die Anhörung der Lan-
desregierung hinaus gehend, durch deren Vorarbeit prä-
pariert, uns nochmals nach Einbringung des Gesetzent-
wurfs der Landesregierung in einer großen Anhörung mit
dem Thema weiter befassen müssen. Ich denke, darin sind
wir uns in dem hohen Hause weitestgehend einig. Zu
dem uns heute vorliegenden Gesetzentwurf kann ich da-
her nur sagen, dass es sich um einen mehr oder minder -
ich sage mal - "lauten Böllerschuss" handelt und wir soll-
ten, Frau Dr. Wildauer, uns bei dieser Materie auch be-
wusst sein, Sie erinnern sich, Sie haben sich ja damit be-
fasst, dass gerade Bayern schon vor einem Gericht hier
gescheitert ist. Man muss das einfach im Zusammenhang
sehen und hier genau hinschauen, was ist durchsetzbar.
Man darf auch den Kommunen nicht irgendetwas vor-
gaukeln, dass wir mit dieser Gesetzesänderung nun jetzt
das Heil bringen, sondern wir müssen ihnen sagen, wir
können nur im gesamteuropäischen Markt versuchen,
bestimmte Dinge für die Kommunen zu heilen. Sie wer-
den sich aber auf einen verschärften Wettbewerb einstel-
len müssen. Frau Dr. Wildauer, wir haben uns mit den
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Präsidenten und Geschäftsführern des Gemeinde- und
Städtebundes von Thüringen und dem Landkreistag vor
wenigen Tagen ausführlich über diese Materie in unserem
"Arbeitskreis Innen" unterhalten. Es geht nicht nur um die
Bundesvertretung, sondern es geht um Thüringen. In die-
sen Gesprächen ist uns sehr großes Verständnis entge-
gengebracht und gesagt worden: Macht es zwar schnell,
es ist Handlungsbedarf, aber nehmt euch so viel Zeit, dass
etwas dabei herauskommt, was am Ende für die Kom-
munen auch greifbar ist. Es hat sich in den Gesprächen
gezeigt - und ich empfehle Ihnen das auch, das zu ver-
tiefen -, dass es hier auch einen Widerspruch zwischen
dem Gemeinde- und Städtebund und dem Landkreistag
gibt. Das muss man auch mit sehen. Ich denke, das wird
auch in der weiteren Bearbeitung deutlich werden.

Ich denke, dass unsere Fraktion diesen Gesetzentwurf ab-
lehnt und dass die Landesregierung ihren schnell einbrin-
gen wird; es ist in der Regierungserklärung klar gesagt
worden. Wir werden die Anhörung durchführen. Ich denke,
dass wir dann zügig und schnell diesen Gesetzentwurf
den Kommunen vorzeigen können.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Landesregierung ... Entschuldigung, war das ei-
ne Nachfrage?

(Zuruf Abg. Nitzpon, PDS: Ja.)

Herr Abgeordneter Fiedler, ich habe das übersehen. Es
gab eine Nachfrage aus dem Saal.

Abgeordnete Nitzpon, PDS:

Herr Fiedler, ich habe nur die Frage, ob die Probleme,
die Sie hier aufgeworfen haben, nicht alle im Ausschuss
beraten werden können - gemeinsam.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Sie wussten doch, es war doch angekündigt durch die
Regierungserklärung, dass das in Kürze vorgelegt wird.
Wir haben mehrfach deutlich gemacht, wie kompliziert
das ist. Hier bringt es nichts, jetzt populistisch ganz schnell
etwas auf den Tisch zu legen, sondern dass man mit der
umfassenden Anhörung, die ja die Landesregierung vor-
genommen hat, dann im Ausschuss weiterarbeitet. Es ist
Ihnen doch unbenommen, dann Ihre Dinge weiter im Aus-
schuss einzubringen, dass wir die dort beraten.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Das sind ja doch recht andere Kommunikationsformen,
die wir jetzt gewählt haben. Gibt es weitere Rednerin-

nen oder Redner, die sich zu Wort melden? Für die Lan-
desregierung, Herr Minister Köckert.

Köckert, Innenminister:

Ich habe mich nur deshalb zu Wort gemeldet, Frau Dr.
Wildauer, weil Sie in einer etwas larmoyanten Art sich
über Herrn Staatssekretär beschwerten und auch beklag-
ten, wir wären nicht schnell genug. Das hat auch Herr
Schemmel in seiner unnachahmlich langsamen Art und
Weise uns vorgeworfen, wir wären nicht schnell genug.

(Unruhe bei der SPD)

Da will ich nur sagen, Herr Schemmel, auf Ihren Bei-
trag hin, es wäre eventuell zu spät begonnen worden, an
dem Problem zu arbeiten oder wir hätten uns verspätet,
wir würden verspätet darüber nachdenken, welche Aus-
wirkungen das auf Thüringen hat. Ich will nur sagen,
der Ressortinhaber in der vergangenen Legislatur ist Ih-
nen und mir bekannt. Ich kann nicht sehen, dass die jet-
zige Landesregierung sich diesen Vorwurf anziehen muss.
Die jetzige Landesregierung hat sehr schnell diese Frage
aufgegriffen. Wir haben eine öffentliche Anhörung durch-
geführt als Innenministerium, um die Gemengelage ken-
nen zu lernen. Davon profitieren Sie ja auch, Frau Dr.
Wildauer, von den dort geäußerten Meinungen. Wir ha-
ben im Kabinett schon einen Referentenentwurf beraten
und wir werden Anfang Februar im Kabinett einen ent-
sprechenden Beschluss fassen. Wir werden uns in der
nächsten Plenarsitzung hier in diesem Hause mit diesem
Kabinettsbeschluss zu beschäftigen haben. Insofern wei-
se ich zurück, dass sich Herr Staatssekretär Speck nicht
ernsthaft mit der Materie beschäftigen würde. Das ist ein
Vorwurf, der geht vollkommen ins Leere. Hier wird sehr
genau geprüft und geschaut und ich kann auch Ihnen nur
empfehlen, sehr genau zu prüfen und zu schauen, denn
in Ihrer Betrachtungsweise fehlt eigentlich fast gänzlich
die Seite der Wirtschaftsunternehmen. Und die darf eben
nicht ohne Beachtung bleiben, wenn man wirklich ein aus-
gewogenes Ergebnis haben will. Ich warne allerdings vor
einer zu hohen Erwartungshaltung. Ich glaube nicht, dass
wir mit einer Novellierung der Kommunalordnung er-
reichen, dass alle 29 Thüringer Stadtwerke ohne Proble-
me weiter agieren können. Wir werden auch nicht aus-
schließen können, dass man sich auf Seiten der Stadt-
werke andere Dinge einfallen lassen muss, wie z.B. das,
was Jena und Pößneck schon getan haben. Es wäre sehr
hilfreich in der Diskussion, wenn jeder, der einen Bei-
trag zu leisten hat und der einen Entwurf vorstellt, ein-
mal deutlich macht, wie denn seine Vorstellung eines Stadt-
werkes der Zukunft aussieht. Dann würde man nämlich
sehr schnell dahinter kommen, ob das, was man errei-
chen will mit den Regelungen, sich nicht sehr weit von ei-
ner wünschenswerten Realität entfernt. Das nur als eine
Frage, die man immer im Hinterkopf haben soll. Wie sieht
Ihr Stadtwerk, Frau Dr. Wildauer, der Zukunft aus? Wie
stellen Sie sich die Arbeit der Stadtwerke in Zukunft vor?
Mit dieser Frage als Hintergrund kann man, glaube ich,
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eine ganze Menge in der Debatte anfangen. Wir werden
ganz ausführlich zu diskutieren haben. Ich vermute, dass
auch der Landtag mindestens genauso viel Zeit braucht,
wie die Landesregierung, um dann schließlich die No-
velle der Kommunalordnung an dieser Stelle zu beschlie-
ßen und, ich denke, da werden wir einen ganzen Teil Ihrer
Vorschläge, die Sie heute hier vorgetragen haben, wie-
der zu hören bekommen. Die werden dann auch ganz si-
cher im Innenausschuss behandelt werden, daran habe
ich gar keinen Zweifel. Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Es gibt eine weitere Wortmeldung. Der Abgeordnete
Gerstenberger, PDS-Fraktion:

Abgeordneter Gerstenberger, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, Herr Köckert,
eine schnelle Zunge ist nicht immer die Garantie dafür,
dass die Wahrheit gesagt wird.

(Beifall bei der PDS)

Mitunter sind schnell unüberlegte Worte geäußert oder
an bestimmten Stellen gar keine. Manchmal ist es gar
nicht so negativ und so schlecht, erst zu überlegen, be-
vor man etwas sagt, und das zu kritisieren von Ihrer Sei-
te, das halte ich schon für reichlich bedenklich.

Und noch eine zweite Bemerkung, Herr Fiedler, auch auf
die letzten Tage bezogen. Nicht immer ist es ja so, dass
der schwarze Weg nun der Richtige ist und mitunter stellen
sich da Irrwege heraus und dann stellt sich auch heraus,
dass plötzlich auf dem Weg nur noch einer ganz alleine
lief und die anderen ganz woanders waren. Manchmal
ist es auch gut, man hört, was andere sagen und manch-
mal ist es auch gut, man hört darauf, was die Opposition
sagt. Wenn die Opposition schon einen Vorschlag anzu-
bieten hat zu einem Problem, was dringlich gelöst wer-
den muss, was unbedingt notwendig gelöst werden muss
und was in seiner zeitlichen Lösung keinerlei Aufschub
duldet, dann täte es auch gut, wenn sich diese große, zah-
lenmäßig weit größer als die Oppositionsfraktionen ge-
meinsam, darüber verständigen könnte, ein paar Hinweise
der kleineren Oppositionsseite mit aufzunehmen. Herr
Fiedler, warum nehmen Sie eigentlich so arrogant für sich
in Anspruch, nur durch Ihre Anhörung und nur durch ei-
genständiges Arbeiten könnten Sie auf der Suche nach
der Lösung einen Schritt weiterkommen? Warum sind
Sie denn nicht bereit, einen sachlichen Diskurs im Aus-
schuss zu führen? Wovor haben Sie eigentlich Sorge? Ha-
ben Sie wirklich Sorge, dass dadurch Ihr Wissenszuwachs
nicht gegeben sein könnte? Haben Sie Sorge, dass wir
Sie dabei erwischen könnten, dass Sie etwas nicht wis-
sen? Haben Sie Sorge, dass Sie uns dabei ertappen könn-
ten, dass wir eventuell bestimmte Dinge in diesem Pro-

zess nicht wissen können?

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: ... was Sie
vorhin gesagt haben.)

Warum, Herr Fiedler, verweigern Sie sich einem Dis-
kussionsprozess, der ja wohl zu demokratischen Gepflo-
genheiten in einem Land und hier in Thüringen unmit-
telbar dazugehört?

(Beifall bei der PDS)

Herr Fiedler, warum verweigert sich eigentlich Ihre Frak-
tion einem so dringlichen Problem? Da erklärt der Mi-
nisterpräsident und da erklären Vertreter Ihrer Fraktion
im Wahlkampf:

(Zwischenruf Abg. Dr. Sklenar, CDU: Meine
Herren!)

"Sofort, sofort nach Regierungsantritt wird man sich die-
sem Problem zuwenden." Nun sind die 100 Tage vorbei,
nun erklären Sie immer noch "sofort". Vielleicht müss-
ten wir mal in einer Mündlichen Anfrage klären, was in
dieser Regierung unter "sofort" oder "schnellstmöglich"
verstanden wird. Offensichtlich heißt es nicht "zeitnah
und problemgerecht".

(Zwischenruf Abg. Dr. Zeh, CDU: Das Prob-
lem ist bundesweit.)

Herr Dr. Zeh, Sie sind also der Auffassung, dass es kein
dringliches Problem ist, was sofort gelöst werden sollte?
Dann empfehle ich Ihnen, einfach mal darüber nachzu-
denken, was in solchen Unternehmen, in solchen Stadt-
werken auf der Tagesordnung steht. Normalerweise steht
dort auf der Tagesordnung, dass bis zum Jahresende ein
Wirtschaftsplan für das Folgejahr verabschiedet wird,
eine Bilanz aufgestellt wird, eine Ertragserwartung defi-
niert wird aufgrund der vorhandenen vertraglichen Ge-
staltung. Sie, mit Ihrem fehlenden Veränderungswillen
bei der Thüringer Kommunalordnung, unterbinden, dass
in diesen Unternehmen die wirtschaftlichen Grundlagen
für die Aufstellung eines realistischen Wirtschaftsplans
gelegt werden können. Sie unterbinden, dass in diesen
Unternehmen aufgrund vernünftiger Wirtschaftsplanung
die Arbeit aufgenommen werden kann. Sollten Sie Zweifel
haben, dass

(Beifall bei der PDS)

diese Aussagen nicht stimmen, meine Damen und Her-
ren, dann verweise ich Sie darauf, dass es in diesen Un-
ternehmen dank eines Stromvertrages von 1991 auch pri-
vate Gesellschafter gibt. Fragen Sie mal bei den Bayern-
werken, fragen Sie mal bei Contigas oder bei Winters-
hall oder wie die privaten Gesellschafter heißen, was sie
von der gegenwärtigen Situation in den Stadtwerken hal-
ten. Und genau die Situation, die Herr Köckert hier be-
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schrieben hat, steht vor 29 Stadtwerken. Wir werden uns
am Ende des Jahres wieder sprechen, ob noch fünf oder
zehn von diesen Stadtwerken übrig sind. Dieses fehlen-
de Entscheiden, dieses fehlende Reagieren von Ihrer Seite,
trägt einen wesentlichen Teil dazu bei, dass diese Situa-
tion zum Jahresende 2000 eintreten wird. Sie nehmen das
locker und gelassen mit der entsprechend arroganten Hal-
tung - wenn wir kommen, kommen wir immer rechtzei-
tig, alle anderen kommen mit Sicherheit zu früh oder zu
spät - hier hin, dass diese Situation eintritt. So kann es
nicht funktionieren und so wird es in Zukunft nicht funk-
tionieren können, meine Damen und Herren. Es kann nicht
sein: das Sichvölligloslösen von wirtschaftlichen Not-
wendigkeiten und von objektiv notwendigen Prozessen,
die in diesem Freistaat auf den Weg gebracht werden kön-
nen, nur weil Sie der Auffassung sind, sie sind noch nicht
so weit.

Meine Damen und Herren, die Situation hat schon ein-
mal eine Partei geglaubt ausnutzen zu können, und das
ist schief gegangen. Danke schön.

(Beifall bei der PDS)

(Heiterkeit und Unruhe bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Damit ist die Rednerliste abgeschlossen. Ich schließe die
Aussprache und wir kommen zum Antrag auf Ausschuss-
überweisung. Es ist beantragt worden, die Drucksache
an den Innenausschuss zu überweisen. Wer dem zustimmt,
den bitte ich um das Handzeichen. Danke schön. Gegen-
stimmen. Das ist die Mehrheit, damit ist der Antrag ab-
gelehnt.

Ich komme zum Antrag auf Überweisung an den Justiz-
ausschuss. Wer dem zustimmt, den bitte ich um das Hand-
zeichen. Danke. Gegenstimmen? Danke schön. Das ist die
Mehrheit und die Ausschussüberweisung ist abgelehnt.

Als Nächstes kommen wir zur Abstimmung über den
Gesetzentwurf der Fraktion der PDS. Herr Abgeordne-
ter Buse.

Abgeordneter Buse, PDS:

Frau Präsidentin, bevor wir zur Abstimmung kommen,
möchte ich nach Artikel 44 Abs. 1 der Geschäftsordnung
des Thüringer Landtags die namentliche Abstimmung na-
mens unserer Fraktion beantragen.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Wir kommen also zur namentlichen Abstimmung über
den Gesetzentwurf der Fraktion der PDS in der Druck-
sache 3/160 in zweiter Beratung. Ich bitte die Schrift-
führer, die Stimmkarten einzusammeln.

Ich nehme an, dass jeder die Möglichkeit genutzt hat, na-
mentlich abzustimmen. Damit kann das Auszählen begon-
nen werden.

In der namentlichen Abstimmung über das Dritte Gesetz
zur Änderung der Thüringer Kommunalordnung, Gesetz-
entwurf der Fraktion der PDS, in der Drucksache 3/160
wurden abgegeben: 69 Stimmen, Jastimmen 17, Nein-
stimmen 39, Enthaltungen 13 (namentliche Abstimmung
siehe Anlage). Damit ist der Gesetzentwurf abgelehnt.

(Beifall bei der CDU)

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 3 und komme zum
Aufruf des Tagesordnungspunkts 4

Erstes Gesetz zur Änderung des Thüringer
Berufsakademiegesetzes
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 3/136 -
dazu: Beschlussempfehlung des Aus-

schusses für Wissenschaft,
Forschung und Kunst
- Drucksache 3/213 -

ZWEITE BERATUNG

Der Berichterstatter ist der Abgeordnete Carius. Wir kom-
men zur Berichterstattung, Herr Abgeordneter Carius, bitte.

Abgeordneter Carius, CDU:

Sehr verehrte Präsidentin, meine sehr verehrten Damen
und Herren, meine Worte richten sich auf den Beratungs-
gegenstand der 2. Sitzung des Ausschusses für Wissen-
schaft, Forschung und Kunst am 7. Januar 2000. In die-
ser Sitzung beschäftigte sich der Ausschuss mit dem Ge-
setzentwurf in Drucksache 3/136 der Landesregierung
zur Änderung des Berufsakademiegesetzes und einem Än-
derungsantrag der CDU-Fraktion zu dieser Vorlage.

Gegenstand des Entwurfs ist die Aufhebung der so ge-
nannten Erprobungsklauseln in § 1 Abs. 1 des Berufs-
akademiegesetzes vom Juli 1998 und die Streichung der
Absätze 2 bis 5. Gegenstand des Änderungsantrags der
CDU-Fraktion ist die Beibehaltung der Berichtspflicht
aus § 1 Abs. 3 und dessen Überführung in einen neuen
Absatz 2.

Eine große Mehrheit der Mitglieder des Ausschusses war
der Ansicht, dass sich die Berufsakademien bewährt hätten.
Daher sei es nun notwendig, die Akademien auf eine si-
chere Grundlage zu stellen und vor allem die Personal-
gewinnung durch die Beseitigung der auflösenden Be-
dingungen aus den Arbeitsverträgen zu vereinfachen. Eine
Minderheit im Ausschuss vertrat die Meinung, die Be-
währung der Berufsakademien sei so lange noch nicht
geklärt, als die tatsächliche Gleichstellung der BA-Ab-
schlüsse, mit denen der Fachhochschulen noch nicht ge-
klärt seien. Aufgrund dieser Beratung empfiehlt eine große
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Mehrheit des Ausschusses dem Landtag, der Beschluss-
empfehlung in der Drucksache 3/213 zuzustimmen.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Wir eröffnen die Aussprache. Zu Wort gemeldet hat sich
die Abgeordnete Dr. Kaschuba, PDS-Fraktion.

Abgeordnete Dr. Kaschuba, PDS:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren, mit
dem vorgelegten Gesetz zur Änderung des Thüringer Be-
rufsakademiegesetzes wird die Erprobungsphase im Zu-
ge der Errichtung der Berufsakademie Thüringen für be-
endet erklärt und die Überführung der Berufsakademie
aus der Erprobungsphase in eine ständige Einrichtung vor-
bereitet. Die Fraktion der PDS hat in ihren bisherigen
Ausführungen zu diesem Gesetzentwurf bereits auf of-
fene Fragen aufmerksam gemacht. Sie betrafen Fragen
nach einem Bericht zur Bedarfsentwicklung und der Aus-
weisung von Ausbildungsplätzen durch die Wirtschaft,
die qualifizierte Bewertung des Ausbildungsniveaus und
der Erfüllung der Anforderungskriterien der Ausbildung
sowie die Realisierung des § 2 Abs. 2 des geltenden Ge-
setzes bezüglich der Gewährung einer Ausbildungsver-
gütung und die Besetzung der Stellen an der Einrichtung
selbst.

Wie Sie wissen, engagiert sich die PDS immer recht
stark für die Schaffung und Bereitstellung von Ausbil-
dungsplätzen. Unsere Bedenken und Einwendungen rich-
ten sich im Zusammenhang des vorgelegten Änderungs-
gesetzes nicht gegen die Etablierung einer weiteren qua-
lifizierten Einrichtung im tertiären Bereich, sondern wir
wollen gerade bei einer so wirtschaftsnahen Ausbildungs-
form die Rahmenbedingungen genau und qualifiziert be-
stimmt wissen.

(Beifall Abg. Nitzpon, PDS)

Die Begründung für die Beendung der Erprobungsphase
lag in der Argumentation der Landesregierung vor allem
in folgenden Aussagen: Die Studienform hat sich be-
währt - das ist also eine sehr fundierte Aussage - und ein
weiterer wesentlicher Grund die Schwierigkeiten der Per-
sonalgewinnung aufgrund der in den Arbeitsverträgen
enthaltenen auflösenden Wirkung.

Zur Bewährung der Studienform konnte von Seiten der
Landesregierung bisher nur die Entwicklung der Studien-
anfängerzahlen und die Zahl von Unternehmen, die Aus-
bildungsplätze bereitstellen, genannt werden. In der Sit-
zung des Ausschusses für Wissenschaft, Forschung und
Kunst am 07.01. wurde ausgeführt, die prognostische Ent-
wicklung dieser Zahlen für die Jahre 2000 bis 2001 leite
sich aus den bisherigen Zahlen ab. Und jetzt zitiere ich:
"Die Prognosen, die für die Vergangenheit aufgestellt

wurden, haben sich in der Praxis bewahrheitet. Deshalb
wird davon ausgegangen, dass sich künftige Prognosen
ebenfalls erfüllen werden." Diese Aussage hat natürlich ein
wenig, ein ganz klein wenig den Charakter eines Orakels,
das nach allen Seiten offen ist. Das möchte ich hier an
dieser Stelle nur bemerken. Ebenfalls bisher offen erwies
sich die Gleichstellung der Wertigkeit von Berufsakade-
mien und Fachhochschulen. Will man eine solche Gleich-
stellung für die Berufsakademie Thüringen, bedarf es ei-
ner Bestätigung von Kriterien durch den Wissenschafts-
rat. Von den Kriterien ist bis jetzt erreicht die Zahl der
Studienanfänger von 400. Das Fächerspektrum ist fast er-
reicht; es fehlt aber noch eine Ausbildungsrichtung, und der
Lehrbetrieb muss durch 40 Prozent hauptberufliche Lehr-
kräfte abgedeckt werden. Zurzeit sind es 30 Prozent. Die
Kultusministerkonferenz hat diese Kriterien ebenfalls noch
nicht bestätigt, da die Erfahrungen des 3. Studienjahres
fehlen. Darüber muss der hier erklärte Wille der Landes-
regierung, die Thüringer Berufsakademie in eine ständige
Einrichtung zu überführen, in Bezug auf Standortfragen
sowohl in Eisenach als auch in Gera noch abgeklärt wer-
den. Für die PDS-Fraktion bleiben diese Fragen offen.

Für die künftige Entwicklung der Berufsakademien sind
für uns folgende Punkte von besonderer Bedeutung: Die
Anerkennung durch die Kultusministerkonferenz, um eine
Anerkennung der Einrichtung als Einrichtung im tertiä-
ren Bereich in allen Ländern zu garantieren; die Klärung
der zukünftigen Dienstverhältnisse des Personals der Be-
rufsakademie und ob die Abschlüsse der Berufsakade-
mie, die in den alten Ländern mehr dem eines gehobe-
nen Facharbeiters entsprechen, tatsächlich als Diplom-
abschlüsse denen der Fachhochschulschüler gleichgestellt
werden können.

(Beifall Abg. Nitzpon, PDS)

Das Abstimmungsverhalten der PDS-Fraktion, das wird
vielleicht gerade die CDU-Fraktion etwas verblüffen, wird
sich im Spektrum von starkem Zweifel bis zu großer
Hoffnung bewegen. Von der Landesregierung erwarten
wir die Schaffung von gesetzlichen Rahmenbedingun-
gen, die die Berufsakademie zu einem erfolgreichen, zu-
kunftsfähigen Ausbildungssektor werden lässt, der die Zahl
von perspektivisch 1.500 Studienanfängern in der Aus-
bildung erreicht. Den zukünftigen Absolventen wünsche
ich ganz persönlich, dass sie dann auch adäquate Ar-
beitsplätze finden. Danke.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Als nächster Redner hat sich zu Wort gemeldet der Ab-
geordnete Dr. Botz, SPD-Fraktion.
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Abgeordneter Dr. Botz, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, ich will es in aller Kürze vorwegnehmen, die SPD-
Fraktion stimmt dem Ersten Gesetz zur Änderung des
Thüringer Berufsakademiegesetzes zu. Wir tun das, weil
wir der Auffassung sind, dass die Entscheidung über die
Fortführung der Berufsakademien als Dauereinrichtung,
darum geht es ja in aller Kürze im Kern, vorgezogen wer-
den kann und unserer Auffassung nach eben auch vorge-
zogen werden sollte. Diese Entscheidung führt zur Besei-
tigung zweier wesentlicher Probleme, die etwas mit dem
anfänglich ja bewusst gewählten Probestatus zu tun ha-
ben: Erstens wird die Gewinnung von Lehrpersonal deut-
lich erleichtert, da die auflösenden Bedingungen im Ar-
beitsvertrag entfallen, und zweitens werden die Planun-
gen der Unternehmen, die auf die entsprechenden Aus-
bildungsplätze, aber auch auf die kommenden Absolventen
bauen, auf eine sicherere Grundlage gestellt. Diese grö-
ßere Sicherheit in beiden Punkten - das will ich einmal
anfügen an meine Vorrednerin, sicher mit etwas Opti-
mismus, ich glaube, der ist auch wirklich angebracht -
berechtigt uns wirklich, diesem hier zuzustimmen, da ja
zum Teil, das möchte ich auch anfügen, gerade dadurch,
dass wir das jetzt tun, eben auch für Lehrkräfte und für
diejenigen, die in der Richtung eine Zukunftsplanung auf-
nehmen, also nicht zuletzt die jungen Leute, die sich da-
hin gehend entscheiden, ihnen praktisch eine größere Si-
cherheit und Berechenbarkeit auf den Weg zu geben. Ich
möchte damit auch schon zum Abschluss kommen. Wir
glauben, dass das berufliche Bildungssystem in Thüringen
damit dauerhaft und verbindlich eine wertvolle - darauf
liegt die Betonung -, eben auch wirtschaftsnahe Ergänzung
erfährt, die unserer überwiegend mittelständisch struktu-
rierten Wirtschaft in Thüringen entgegenkommt. Danke.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Als weiterer Redner hat sich zu Wort gemeldet der Ab-
geordnete Carius, CDU-Fraktion.

Abgeordneter Carius, CDU:

Frau Präsidentin, meine verehrten Damen und Herren,
wir wollen über die Aufhebung der Erprobungsklausel
aus dem Berufsakademiegesetz heute abstimmen. Ich den-
ke, das sollte Anlass geben, einmal kurz zu resümieren.
In der letzten Legislatur wurde die Berufsakademie als
ein besonders erfolgreiches Modell einer breit gefächer-
ten und besonders praxisnahen Ausbildungsstätte im ter-
tiären Bereich geschaffen und nach dem Modell anderer
Länder errichtet. Mit diesem Modell sind für junge Leu-
te die besten Voraussetzungen geschaffen, nach ihrem
Studium auch einen Arbeitsplatz zu erhalten, denn wie
die Entwicklung in anderen Ländern zeigt, sind die Chan-
cen der Absolventen von Berufsakademien höher als bei
Absolventen anderer Hochschulen sofort übernommen zu

werden, denn die Absolventen werden von Firmen vor-
her ausgesucht und auch über den gesamten Ausbildungs-
prozess hin begleitet. Die Unternehmen kennen also ihre
Berufsanfänger und haben daher ein großes Interesse die
jungen Leute zu übernehmen. Auch die Studentenanzahl
gibt Anlass, die Berufsakademie als Erfolgsmodell zu
sehen. Die Studentenzahlen haben sich von 206 im Jahr
1998 - dem Beginn der Berufsakademie - im Jahr 1999
mit 460 Studenten schon mehr als verdoppelt. Damit wer-
den die für dieses Jahr geplanten Studentenzahlen be-
reits überschritten. Die Berufsakademien werden somit
von der Bevölkerung angenommen, aber auch - das ist
wichtig - von unseren Unternehmen, die den Studenten
die Ausbildungsplätze bereitstellen. Die Aufhebung der
Erprobungsklausel ist deshalb wichtig, um der Berufsaka-
demie, den Studenten und auch den Unternehmen langfris-
tig - da gebe ich Ihnen Recht, Herr Dr. Botz - Planungs-
sicherheit zu geben und sie auf eine solide Basis zu stel-
len, denn gerade die Erprobungsklausel ist es, die es der Be-
rufsakademie erschwert, trotz einer immer weiter wachsen-
den Akzeptanz neues und gut qualifiziertes Lehrperso-
nal anzuwerben. Gerade das Damoklesschwert einer Aufhe-
bung des Arbeitsvertrags im Jahr 2003 vergrößert nicht
gerade die Chance, gutes Lehrpersonal zu bekommen bzw.
zu halten. Perspektivisch müssen wir in diesem Jahr
oder in naher Zukunft über die Selbständigkeit auch der
beiden Standorte Gera und Eisenach diskutieren. Disku-
tieren müssen wir natürlich auch über die Schaffung neuer
- allerdings nicht notwendig eigenständiger - Außenstellen.
Der weitere Ausbau der Berufsakademien ist über die Auf-
hebung der Erprobungsklausel hinaus gut gesichert, so-
wohl was die Ausstattung als auch was die Studenten-
zahlen angeht. Ich denke, dass der Landeshaushalt 2000,
indem wir gegenüber 5,5 Mio. DM in 1999 nun 7,2 Mio.
DM für die Berufsakademien bereitstellen, guten Anlass
gibt, dass es mit der Entwicklung der Berufsakademien
weitergeht.

Nun noch ein Wort zur Gleichstellung der Abschlüsse.
Frau Dr. Kaschuba, es ist eine alte Weisheit: Ein Blick
ins Gesetz erleichtert die Rechtsfindung. Und so ist es
auch hier. In § 10 Abs. 4 Berufsakademiegesetz steht aus-
drücklich, dass der Berufsabschluss der Berufsakademie
dem der Fachhochschulen gleichgestellt ist. Ich empfehle
daher dem hohen Haus namens meiner Fraktion die Zu-
stimmung zum Gesetzentwurf der Landesregierung ein-
schließlich des Änderungsantrags der CDU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Landesregierung hat sich zu Wort gemeldet Frau
Ministerin Schipanski.
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Prof. Dr. Schipanski, Ministerin für Wissenschaft,
Forschung und Kunst:

Meine sehr verehrten Abgeordneten, die Landesregierung
hat diesen Gesetzentwurf eingebracht, weil wir damit die
weitere Entwicklung der Berufsakademien in Thüringen
befördern und den entscheidenden Anschub geben wol-
len, dass wir hier eine Berufsbildungseinrichtung aus der
Erprobungsphase nehmen. Gestatten Sie mir nur einige
ganz kurze Anmerkungen. Auf die zahlenmäßige Entwick-
lung sind Sie alle eingegangen. Es gab hier Anfragen zur
Qualität. Herr Carius hat deutlich gemacht, dass die Ab-
schlüsse gleichgestellt sind. Abschlüsse von Berufsaka-
demien sind auch in den alten Bundesländern den Ab-
schlüssen der Fachhochschulen gleichgesetzt. Das hängt
davon ab, wie die Studiengänge und die Prüfungsordnun-
gen konzipiert sind. Die Konzeption der Berufsakade-
mie in Thüringen bezüglich Studienordnung und bezüg-
lich Prüfungsordnung entspricht den Anforderungen, die
der Wissenschaftsrat und die die Kultusministerkonferenz
an solche Studiengänge stellen. Deshalb bedarf es nicht
einer zusätzlichen Begutachtung, weder durch Kultus-
ministerkonferenz noch durch den Wissenschaftsrat, um
diese Gleichwertigkeit der Abschlüsse festzustellen.

(Beifall bei der CDU)

Wir werden aber, darüber habe ich mich schon verstän-
digt, bestimmt unsere Berufsakademien ebenfalls so wie
Baden-Württemberg zu geeigneter Zeit durch den Wis-
senschaftsrat begutachten lassen. Diese Zeit wird dann
sein, wenn wir noch mehr Studenten in den Berufsaka-
demien haben und über einige Zeit das Ganze weiterver-
folgen. Warum haben wir den Probestatus oder wollen
wir den Probestatus auflösen? Es geht uns in erster Linie
darum, dass wir gute, qualifizierte Mitarbeiter für die Be-
rufsakademie finden können. Diese 30 Prozent, die Sie
vorhin angesprochen haben, haben wir deshalb nicht er-
reicht, weil wir keine Verträge abschließen können, weil
eben Professoren nicht an Berufsakademien gehen, wenn
sie im nächsten Jahr dort wieder ihren Arbeitsplatz ver-
lieren. Es ist in Thüringen allgemein ein sicher sehr in-
tensiver Wettbewerb mit anderen Ländern entstanden um
hoch qualifizierte und gute Professoren an Berufsakade-
mien und Fachhochschulen. Genau durch diesen Gesetzent-
wurf können wir unsere Wettbewerbsbedingungen ent-
scheidend verbessern.

(Beifall bei der CDU)

Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, dass die Be-
rufsakademie hier in Thüringen so gut angenommen wird,
dass eine sehr große Anzahl von Ausbildungsbetrieben
Ausbildungsplätze bereitstellen, Ausbildungsplätze von
einer sehr guten und sehr hohen Qualität, so wie wir uns
im Ministerium davon überzeugen konnten und ich jetzt
auch durch viele Gespräche mit den Vertretern der Be-
triebe feststellen konnte. Aus Sicht der Landesregierung
haben sich die Berufsakademien in einer Weise entwi-

ckelt, die vorbildlich ist, die auch vorbildlich ist im Maß-
stab zu den alten Bundesländern. Wir haben in vielen
Studiengängen und auch in den Prüfungsordnungen die
gleichen Kriterien wie die Berufsakademien in Baden-
Württemberg, die als vorbildlich für die Bundesrepublik
Deutschland eingeschätzt worden sind. Deshalb empfehle
ich dem Hause die Zustimmung zu diesem Gesetz.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Mir liegen keine weiteren Redemeldungen vor. Damit
schließe ich die Aussprache und wir kommen zur Ab-
stimmung, als Erstes über die Beschlussempfehlung des
Ausschusses für Wissenschaft, Forschung und Kunst in
der Drucksache 3/213. Wer dieser Beschlussempfehlung
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. Danke schön.
Das ist die Mehrheit. Gegenstimmen? 1 Gegenstimme.
Stimmenthaltungen? Einige wenige Stimmenthaltungen.

Als Nächstes kommen wir zur Abstimmung über den Ge-
setzentwurf der Landesregierung in der Drucksache 3/136
in zweiter Beratung unter Berücksichtigung der Annah-
me der Beschlussempfehlung in der Drucksache 3/213.
Wer dem zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen.
Danke schön. Das ist die Mehrheit. Gegenstimmen? Keine.
Stimmenthaltungen? Einige Stimmenthaltungen.

Wir kommen zur Schlussabstimmung. Wer dem Gesetz-
entwurf zustimmt, den bitte ich aufzustehen. Danke schön.
Das ist die Mehrheit. Gegenstimmen? 2 Gegenstimmen.
Stimmenthaltungen? Einige Stimmenthaltungen. Danke
schön. Ich schließe den Tagesordnungspunkt 4.

Wir kommen zum Aufruf des Tagesordnungspunkts 5

Thüringer Gesetz zur Regelung des Kir-
chensteuerwesens (Thüringer Kirchen-
steuergesetz - ThürKiStG -)
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 3/137 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts-

und Finanzausschusses
- Drucksache 3/270 -

ZWEITE BERATUNG

Berichterstatter ist der Abgeordnete Jaschke. Ich bitte Herrn
Abgeordneten Jaschke zur Berichterstattung.

Abgeordneter Jaschke, CDU:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren Abgeordne-
ten, am 21. Januar dieses Jahres behandelte der Haushalts-
und Finanzausschuss in seiner 7. Sitzung das Thüringer
Gesetz zur Regelung des Kirchensteuerwesens in der
Drucksache 3/137. Im Rahmen der Aussprache wurde
auch die Vorlage 3/107 mit den Änderungsvorschlägen
der CDU-Fraktion zu diesem Gesetz besprochen. Im Er-
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gebnis empfiehlt Ihnen, meine Damen und Herren, der
Haushalts- und Finanzausschuss die Annahme des Ge-
setzentwurfs mit den entsprechenden Änderungen gemäß
Drucksache 3/270. Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Wir kommen damit zur Aussprache zu Tagesordnungs-
punkt 5. Es hat sich Frau Abgeordnete Lehmann, CDU-
Fraktion, zu Wort gemeldet.

Abgeordnete Lehmann, CDU:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Her-
ren, heute befassen wir uns in der zweiten Beratung und
auch abschließend mit dem Entwurf des Thüringer Ge-
setzes zur Regelung des Kirchensteuerwesens. Es han-
delt sich hierbei um ein Rahmengesetz. Mit der Neufas-
sung dieses Gesetzes wird unter anderem den in den
letzten Jahren eingetretenen Änderungen des Einkom-
menssteuergesetzes als auch der abgeschlossenen Staats-
verträge zwischen dem Freistaat und den evangelischen
Kirchen sowie dem Heiligen Stuhl Rechnung getragen.
Die Änderungen bezüglich der einzelnen Bestimmungen in
Gegenüberstellung der bisherigen Gesetzeslage sind in
der beigefügten Begründung des Gesetzentwurfs ausführ-
lich erläutert worden. Die Erhebungsformen sind in § 3
des uns vorliegenden Gesetzentwurfs detailliert geregelt.
Die Höhe der Kirchensteuer wird in jährlichen Kirchen-
steuerbeschlüssen festgelegt. Sie beträgt derzeit im Frei-
staat Thüringen 9 Prozent bezogen auf die Einkommens-
bzw. Lohnsteuer. Interessant ist an dieser Stelle sicher-
lich die Dimension des Kirchensteueraufkommens. Diese
betrug beispielsweise im Jahr 1998 ca. 65 Mio. DM für
die evangelische Kirchensteuer und ca. 24 Mio. DM für
die katholische Kirchensteuer. Die Verwaltung der Kir-
chensteuer und des Kirchengeldes erfolgt durch die Fi-
nanzämter. Die hierfür zu leistende Vergütung wurde 1991
zwischen der Landesregierung und den Kirchen verein-
bart und beträgt 3 Prozent des Gesamtaufkommens.

Meine Damen und Herren, ich wies eingangs bereits
darauf hin, dass bei der Neufassung des Gesetzes alle
aktuellen diesbezüglich relevanten Regelungen berück-
sichtigt werden sollten. Dies betrifft auch den Tatbestand,
dass aufgrund des Beschlusses vom Bundesverfassungs-
gericht ab 01.01.1997 keine Vermögenssteuer mehr er-
hoben wird. Dieser Sachlage folgt der Änderungsantrag
der CDU-Fraktion, welcher im Haushalts- und Finanz-
ausschuss bereits beraten wurde. Auch in den Bundes-
ländern Baden-Württemberg, Bayern sowie in Bremen
und Hamburg wurden die Kirchensteuergesetze zwischen-
zeitlich in diesem Punkt aktualisiert. Ich bitte aus ge-
nannten Gründen für die CDU-Fraktion um Zustimmung
zum Gesetzentwurf einschließlich der Änderungen durch
den Haushalts- und Finanzausschuss. Ich danke für Ihre

Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Es liegen keine weiteren Redemeldungen vor. Die Lan-
desregierung hat auch keine signalisiert, so dass wir die
Aussprache schließen können. Wir kommen zur Abstim-
mung über die Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses in der Drucksache 3/270. Wer dieser
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. Danke schön.
Das ist die Mehrheit. Gegenstimmen? Keine. Stimment-
haltungen? Eine Reihe von Stimmenthaltungen.

Als Nächstes kommen wir zur Abstimmung über den
Gesetzentwurf der Landesregierung in der Drucksache
3/137 in zweiter Beratung unter Berücksichtigung der
Beschlussempfehlung in der Drucksache 3/270. Wer dem
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. Danke schön.
Das ist die Mehrheit. Gegenstimmen? Keine. Stimment-
haltungen? Einige wenige Stimmenthaltungen.

Wir kommen zur Schlussabstimmung. Für die Schluss-
abstimmung bitte ich jetzt die sich zu erheben, die dem
Gesetz zustimmen. Das ist die Mehrheit. Danke schön.
Gegenstimmen? Keine. Stimmenthaltungen? Einige we-
nige Stimmenthaltungen. Ich schließe den Tagesordnungs-
punkt 5.

Wir kommen zum Aufruf des Tagesordnungspunkts 6

Thüringer Staatslotterie- und Sportwetten-
gesetz
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 3/138 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts-

und Finanzausschusses
- Drucksache 3/274 -

ZWEITE BERATUNG

Berichterstatter ist Frau Abgeordnete Neudert. Bitte, Frau
Abgeordnete Neudert, zur Berichterstattung.

Abgeordnete Neudert, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, der Gesetz-
entwurf der Landesregierung in Drucksache 3/138 zum
Thüringer Staatslotterie- und Sportwettengesetz wurde
am 16. Dezember an den Haushalts- und Finanzausschuss
verwiesen. Dieser beschäftigte sich in seiner 7. Sitzung
am 21. Januar dieses Jahres mit dem Gesetzentwurf. Zu-
nächst stellten die Vertreter der Fraktionen der SPD und
PDS den Antrag auf eine Anhörung der betroffenen Ver-
bände und eines Experten, um Probleme, die sich insbe-
sondere aus der Änderung des § 3 Abs. 2 ergeben, ge-
nauer zu klären. Dagegen wurde geltend gemacht, dass
damit die Beschlussfassung in der heutigen Plenarsit-
zung gefährdet sei, was durch das spätere Inkraftsetzen
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des Gesetzes und der damit verbundenen späteren Ein-
führung der Oddsetwetten zu erheblichen Einnahmever-
lusten bei den Verbänden führen würde. Deshalb ent-
schieden die Mitglieder des Ausschusses schließlich über
Veränderungen am Gesetzentwurf ohne die Anhörung
der Fachleute. Die Ausschussmitglieder bestanden dabei
aber auf einer Beratung durch das Justizministerium, da
der Justizausschuss mitberatend nicht tätig war. Die jetzt
vorgenommene Änderung, nämlich Streichung des Sat-
zes 2 in § 3 Abs. 2 sichert auch in Zukunft die Eigen-
ständigkeit der Verbände. Gleichzeitig sollen - entspre-
chend dem unter Punkt 2 vorgelegten Vorschlag des Haus-
halts- und Finanzausschusses - die dem Landessportbund
und der Liga der Freien Wohlfahrtsverbände zugeführ-
ten Landesmittel hinsichtlich ihrer sparsamen und sach-
gerechten Verwendung der Kontrolle des Rechnungshofs
unterstehen. Die Mitglieder des Haushalts- und Finanz-
ausschusses sind der Auffassung, mit den vorgenomme-
nen Änderungen den berechtigten Anliegen der Verbän-
de gerecht geworden zu sein und empfehlen Ihnen, mei-
ne Damen und Herren, die Annahme der Beschlussemp-
fehlung. Nur der Vollständigkeit halber verweise ich da-
rauf, dass sich mit den vorgenommenen Änderungen auch
die Begründung Teil B zu § 3 Absatz 2 verändert, aber
das versteht sich eigentlich von selbst. Ich danke Ihnen.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

In der Aussprache hat sich zu Wort gemeldet der Abge-
ordnete Emde, CDU-Fraktion.

Abgeordneter Emde, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Kollegen, ich möch-
te hinsichtlich dieses Gesetzes auf zwei Punkte verwei-
sen. Der erste ist der von der Berichterstatterin angespro-
chene, es ging um die Frage der Kontrolle der Verwen-
dung dieser Einnahmen, hier hatte insbesondere die Li-
ga gewisse Probleme und sah sich beeinträchtigt in ihrer
Eigenständigkeit und Freiheit. Ich bin den beiden Oppo-
sitionsfraktionen dankbar, dass wir dann in dieser Aus-
schuss-Sitzung doch noch zu einer gemeinsamen Lösung
kommen konnten, denn es wäre ja in unserem Interesse
nicht gewesen und auch nicht im Interesse der Destina-
täre, wenn wir diese Einnahmen verzögert hätten.

Der zweite Punkt, auf den ich kommen möchte, ist die
Frage der Beteiligung der Destinatäre auch an den neuen
Oddsetwetten. Man kann es überall im Lande an den Pla-
katen angekündigt sehen und wir wissen aus Bayern,
dass diese neue Wette doch wohl den Zahn der Zeit trifft
und sehr stark angenommen wird. Insofern ist es gut,
dass wir es jetzt einführen, aber es gab in unserer Frak-
tion dazu einige Diskussionen. Es stellt sich nämlich hier
die Frage: Wie gehen wir mit diesen ständig gestiegenen
Einnahmen aus Lotteriegeldern um? Es ist so, dass der Lan-
dessportbund, um mal zwei Zahlen zu nennen, von 1997
mit 9,3 Mio. DM jetzt im Jahr 1999 mit 13,5 Mio. DM
beteiligt war. Ähnlich verhält es sich bei der Liga. Dort

waren es 1997 5,3 Mio. DM und in 1999 7,7 Mio. DM.
Eine weitere Steigerung ist vorauszusehen und wenn jetzt
die Oddsetwetten noch hinzukommen, wird es natürlich
noch einmal mehr. Diese positive Entwicklung hat bei
uns zu der Überlegung geführt, dass die Destinatäre in der
nächsten Zeit von einer Fehlbetragsfinanzierung - für den
Landessportbund sind in diesem Jahr 5,8 Mio. DM im
Haushalt vorgesehen - wegkommen und sie sich allein aus
Lottoeinnahmen finanzieren können. Das hat für beide
Seiten Vorteile, für die Liga und für den LSB ist es so,
dass sie einfach unabhängiger werden und für uns ist es
so, dass der Landeshaushalt, aber auch die Landesver-
waltung entlastet werden. Deswegen stimmen wir auch
dieser Beteiligung an den Oddsetwetten zu.

Die weitere Entwicklung der Einnahmen auf diesem Gebiet
wird von uns als Parlament zu beachten und zu beobach-
ten sein, und zwar schon bei den Verhandlungen zum Haus-
halt im nächsten Jahr.

In diesem Zusammenhang möchte ich auf Änderungsan-
träge der CDU-Fraktion zum Haushaltsgesetz verweisen.
Wir schlagen die Deckelung der Einnahmen für den Lan-
dessportbund bei 14 Mio. DM und für die Liga bei 8 Mio.
DM vor. Das bedeutet eine Besserstellung der Destina-
täre als es im Jahr 1999 der Fall war und es ist für diese
natürlich auch die Sicherung von Einkünften. Weiterhin
schlagen wir mit Änderungsanträgen vor, dass die Mehr-
einnahmen, die zu erwarten sind, jetzt verwandt werden
einmal für Investitionen an Sportstätten und für den an-
deren Fall zur Aufstockung des Programms "50 Plus".
Ich weise darauf hin, wenn wir die Änderungsanträge der
CDU-Fraktion hinsichtlich der Sportstätten zusammen-
nehmen, wir wieder bei dem Stand der Investitionen vom
letzten Jahr wären, insofern ist das eine sehr positive Ent-
wicklung. Ich möchte die Fraktionen der PDS und SPD
bitten, einmal diesem Gesetz mit der Änderung zuzustim-
men, aber auch den Änderungsanträgen zum Haushalt,
die diesen Bereich betreffen.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Als weitere Rednerin hat sich zu Wort gemeldet Frau
Abgeordnete Neudert, PDS-Fraktion.

Abgeordnete Neudert, PDS:

Ich will Sie nicht dadurch langweilen, dass ich irgendet-
was aus der Berichterstattung wiederhole oder gar das,
was von Herrn Emde - in einigen Teilen können wir das
unterstützen - hier gesagt worden ist, deshalb nur einige
kurze Bemerkungen aus unserer Sicht. Ein Teil der Que-
relen, mit denen wir uns im Haushalts- und Finanzaus-
schuss herumgeschlagen haben, hängt ja doch damit zu-
sammen, und das hatten wir in der ersten Lesung auch
schon bemängelt, dass wir einfach ungenügend Beratungs-
zeit im Haushalts- und Finanzausschuss für das Gesetz
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hatten. Das muss man einfach so sagen. Darüber hinaus
hat die Holterdiepolter-Anhörung, und ich bleibe dabei,
dass es eine solche war, der Betroffenen vor der Kabi-
nettsentscheidung, zu der wir uns ja auch schon in der
ersten Lesung hier geäußert haben, dazu geführt, dass ins-
besondere die Wohlfahrtsverbände erst im Nachhinein
eine gründlichere Auseinandersetzung mit dem Gesetz-
entwurf betreiben konnten. Das zog nach sich, dass sie
dann von Fraktion zu Fraktion getigert sind, um ihre
Probleme nochmals deutlich zu machen. Ich weiß, dass
Sie in allen Fraktionen versucht haben, vorstellig zu wer-
den. Dann darf es nicht wundern, dass es im Haushalts-
und Finanzausschuss Probleme gibt. Ich denke, so etwas
sollten wir uns in Zukunft ersparen. Es wäre in jedem
Fall besser, wenn die Landesregierung dem Landtag die
Gesetzentwürfe so rechtzeitig unterbreiten würde, dass für
die sachgerechte Bearbeitung in den Ausschüssen ausrei-
chend Zeit bleibt und das schließt einfach die Möglich-
keit von Anhörung und auch das Einholen von Gutach-
ten ein. Es ist allemal besser, und das erwarten, glaube ich,
auch die Bürgerinnen und Bürger von uns, dass wir diese
Gesetzentwürfe, die wir hier schließlich dann als Geset-
ze verabschieden, sachgerecht und ordentlich beraten, an-
statt hinterher daran herumzudoktern, wenn irgendwel-
che Klagen ins Haus stehen. Wir sollten uns nicht dazu
hinreißen lassen, hier Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen für
das Justizministerium zu organisieren.

Im Fall des vorliegenden Gesetzes, und das will ich be-
tonen, war das Problem und auch das Regelungsbedürf-
nis spätestens seit Februar 1999, nämlich seit dem Wirk-
samwerden von Oddsetwetten in Bayern, bekannt. Ich neh-
me nicht an, dass es am Koalitionspartner gelegen hat,
der hier als Hemmschuh gewirkt hat, ich nehme einmal
an, hier hat man einfach die Zeit verschlafen. Ich denke, das
sollte uns nicht häufiger passieren. Das war das Einzige,
was ich noch anzufügen hätte. Danke.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Es liegen keine weiteren Redemeldungen mehr vor. Da-
mit schließe ich die Aussprache. Wir kommen zur Ab-
stimmung über die Beschlussempfehlung des Haushalts-
und Finanzausschusses in der Drucksache 3/274. Wer
dieser zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. Danke
schön. Gegenstimmen? Keine. Stimmenthaltungen? Ei-
nige wenige Stimmenthaltungen. Danke.

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzentwurf
der Landesregierung in der Drucksache 3/138 in zweiter
Beratung unter Berücksichtigung der Beschlussempfeh-
lung in der Drucksache 3/274. Wer dem Gesetzentwurf
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. Danke schön.
Gegenstimmen? Keine. Stimmenthaltungen? Einige we-
nige Stimmenthaltungen.

Und wir kommen zur Schlussabstimmung über den Ge-
setzentwurf. Wer diesem Gesetzentwurf in der Schluss-
abstimmung zustimmt, den bitte ich, sich von den Plät-
zen zu erheben. Danke schön. Stimmenthaltungen? Frau
Neudert, wofür haben Sie sich entschieden? Danke schön.
Gegenstimmen? Keine. Der Gesetzentwurf ist unter An-
nahme der Beschlussempfehlung angenommen.

Ich komme zum Aufruf des Tagesordnungspunkts 7

Drittes Gesetz zur Änderung des Thürin-
ger Finanzausgleichsgesetzes
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 3/169 -
ERSTE BERATUNG

Wird Begründung durch den Antragsteller gewünscht?
Herr Minister Köckert.

Köckert, Innenminister:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, im Jahr 2000 erhöht sich die Finanzausgleichsmasse
gegenüber dem Vorjahr um ca. 95 Mio. DM. Aus diesem
Zufluss soll ein Teilbetrag, 35 Mio. DM, zur Aufsto-
ckung des Haushaltsansatzes für die Auftragskostenpau-
schale verwendet werden. Die gerechte Verteilung die-
ser Pauschale von nunmehr insgesamt 85 Mio. DM er-
fordert eine Änderung des Thüringer Finanzausgleichs-
gesetzes. Soweit der Freistaat Aufgaben auf die kommu-
nale Ebene überträgt, ist er durch die Thüringer Verfas-
sung verpflichtet, für die dadurch bei den Kommunen
entstehende finanzielle Mehrbelastung einen angemes-
senen finanziellen Ausgleich zu leisten. Auf die gleiche
Weise wird die Mehrbelastung abgegolten, die bei den
Landkreisen in ihrer Eigenschaft als untere staatliche
Verwaltungsbehörde entstehen. Dieser angemessene fi-
nanzielle Ausgleich erfolgt in Thüringen zum einen durch
die Gebühreneinnahmen, zum anderen durch die Auftrags-
kostenpauschale und zum Dritten anteilig durch Schlüs-
selzuweisungen.

Die derzeit geltende gesetzliche Regelung der Auftrags-
kostenpauschale in § 23 Thüringer Finanzausgleichsge-
setz und die zu diesem Paragraphen erlassene Verordnung
stammen beide noch aus dem Jahr 1993. Da sich zwi-
schenzeitlich der Zuschnitt der auf die Kommunen über-
tragenen Aufgaben, insbesondere die Zahl der Aufga-
ben, verändert haben, ist nunmehr eine Novellierung der
Auftragskostenpauschalregelung geboten. Um zukünftig
die Höhe der Auftragskostenpauschale erkennbar und nach-
prüfbar zu gestalten, hat das Innenministerium eine lan-
desweite Erhebung bei den betroffenen Kommunen durch-
geführt, und zwar eine Erhebung über die Kosten, die durch
die Wahrnehmung von übertragenen Aufgaben bzw. de-
nen der unteren staatlichen Verwaltung anfallen. Sobald
hieraus verwertbare Ergebnisse vorliegen, sollen diese
der Berechnung der Auftragskostenpauschale zugrunde
gelegt werden. Die Umsetzung wird dann im Zuge einer
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Rechtsverordnung erfolgen, für die in dem Änderungs-
gesetz, das Ihnen jetzt vorgelegt wird, eine Verordnungs-
ermächtigung enthalten ist.

Da mit auswertbaren Ergebnissen der von uns durchge-
führten Erhebung nicht vor Mai 2000 zu rechnen ist, wird
für die Auftragskostenpauschale in diesem Jahr eine Über-
gangsregelung erforderlich. Die Auftragskostenpauscha-
le wird von 50 Mio. DM im Jahr 1999 auf nunmehr
85 Mio. DM im Jahr 2000 angehoben. Zugleich wird die
bisherige Verordnung zu § 23 des Thüringer Finanzaus-
gleichsgesetzes aufgehoben. Die in der Übergangsrege-
lung vorgesehene Pro-Kopf-Auftragskostenpauschale ent-
spricht nach meiner Einschätzung unter Berücksichtigung
des auf 85 Mio. DM begrenzten Haushaltsansatzes einer
angemessenen Verteilung der vorhandenen Haushaltsmit-
tel auf die kreisfreien Städte, die kreisangehörigen Gemein-
den sowie die Landkreise. Das zeigt der für die soeben
erwähnte Erhebung zusammengestellte Aufgabenbestand.
Danach nehmen die kreisfreien Städte 67 Aufgaben, die
kreisangehörigen Gemeinden regelmäßig 20 Aufgaben
sowie die Landkreise 60 Aufgaben wahr.

Die für das Jahr 2000 vorgesehene Pauschale bedeutet
für die kreisfreien Städte mit 57,32 DM pro Einwohner eine
Wahrung des bisherigen Besitzstandes. Bei den kreisange-
hörigen Gemeinden steigt die Auftragskostenpauschale von
bisher maximal 7,56 DM pro Einwohner auf 18,77 DM
je Einwohner an. Die Landkreise müssen nun keine An-
teile mehr an kreisangehörige Gemeinden weiterleiten und
können deshalb mit einem festen Wert von 8,79 DM pro
Einwohner rechnen, zu dem noch die Verwaltungskos-
tenerstattung aus der Kommunalisierung der Landratsämter
zu addieren ist. Diese betrug 1999 35,50 DM.

Soweit sich aus den vorstehenden Leistungen für Landkrei-
se und kreisangehörige Gemeinden insgesamt 63,06 DM je
Einwohner errechnen, während im kreisfreien Raum ein
Betrag von 57,32 DM je Einwohner wie bisher gilt, be-
ruht dies auf der wenn auch nur geringfügig abweichen-
den Aufgabenstruktur. So nehmen z.B. die Landratsämter
die Funktion einer Aufsichtsbehörde gegenüber den kreis-
angehörigen Gemeinden im Rahmen der Kommunalauf-
sicht, des Brandschutzes sowie der Straßenaufsicht wahr.
Neben der veränderten Aufteilung der im Landeshaus-
halt bereitgestellten Finanzmittel für die Auftragskos-
tenpauschale wird auch der Auszahlungsweg im Sinne
einer Verwaltungsvereinfachung geändert. Zukünftig er-
halten die Landkreise die Mittel für die kreisangehöri-
gen Gemeinden nicht mehr zur Weiterleitung, sondern es
wird die Auftragskostenpauschale unmittelbar an die je-
weilige Verwaltungseinheit, also die kreisangehörigen Ge-
meinden, Verwaltungsgemeinschaften und erfüllenden Ge-
meinden, ausgereicht. Gleichzeitig entfällt damit auch die
Weiterleitung der Auftragskostenpauschale an die die Auf-
gaben tatsächlich wahrnehmenden Verwaltungsgemein-
schaften und erfüllenden Gemeinden über die Verwal-
tungsgemeinschaftsumlage. Die Zahlungstermine vom
1. März bzw. 1. September werden beibehalten, so dass,

wenn in der nächsten Plenartagung im Februar entschie-
den wird, dieses Gesetz rechtzeitig verabschiedet ist und
die Mittel rechtzeitig die Kommunen erreichen.

Zusammenfassend will ich festhalten, dass das Dritte
Änderungsgesetz erforderlich ist, um den seit 1993 ver-
änderten Verhältnissen schrittweise über diese in diesem
Jahr vorzusehende Übergangsregelung gerecht zu wer-
den. Zudem wird durch die Wahl eines unmittelbaren Aus-
zahlungsweges an die die Aufgaben wahrnehmenden Ver-
waltungseinheiten auch ein Beitrag zur Verwaltungsver-
einfachung geleistet. Ich bitte Sie daher, den Gesetzent-
wurf an die zuständigen Ausschüsse zur weiteren Bera-
tung weiterzuleiten. Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Ich eröffne die Aussprache. In der Aussprache hat sich zu
Wort gemeldet der Abgeordnete Schemmel, SPD-Frak-
tion.

Abgeordneter Schemmel, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ich weiß nicht, Herr Köckert, wie viele Anschläge
jetzt Sie pro Minute gesprochen haben. Es schien mir auch
nicht wesentlich zügiger, aber auf die Zügigkeit kommt
es ja auch nicht an,

(Beifall Abg. Döring, SPD)

sondern auf den Inhalt, denke ich.

Die Erhöhung der Auftragskostenpauschale ist sicherlich
ein Schritt in die richtige Richtung, obwohl der wirk-
liche Aufwand für die geleisteten Aufträge ja erst - Sie
haben selbst darauf hingewiesen - ermittelt werden muss.
Es gibt aber Betrachtungen, die sagen, und die stützen
sich auf Ländervergleiche, dass für Thüringen eine Auf-
tragskostenpauschale von weit über 100 Mio. DM fest-
gesetzt werden müsste. Aber dies ist jetzt Zukunftsmu-
sik. Sie haben das für das Jahr 2001 angekündigt und wir
werden sehr gespannt sein, welche Festsetzung Sie für
das Jahr 2001 vorschlagen. Für das Jahr 2000 konstatie-
ren wir einen Schritt in die richtige Richtung, aber na-
türlich auch gleichzeitig ein Stück Mogelpackung, da
die Erhöhung aus dem den Kommunen ohnehin zuste-
henden Anteil am Steuerzuwachs finanziert wird. Da-
rauf ist von verschiedenen Seiten schon mehrfach hin-
gewiesen worden. Ich brauche das jetzt nicht weiter zu
erläutern. Im Übrigen ist die neue Verteilung, die Sie
vorgetragen haben, so ad hoc auch nicht nachvollzieh-
bar und sie erscheint mir besonders speziell zwischen
den kreisfreien Städten und den Landkreisen nicht ent-
sprechend der tatsächlichen Aufgabenzuordnung gewichtet,
aber da lasse ich mich dann gern im Ausschuss überzeu-
gen. Wir werden auf jeden Fall an dieser Stelle nachfra-
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gen müssen, ob diese Verteilung zwischen Landkreis, kreis-
freier Stadt und kreisangehörigen Gemeinden und Städ-
ten wirklich den gegebenen Aufgabenzuordnungen ent-
sprechend ist.

Besonders kritisch aber erscheint mir, dass die Höhe und
Verteilung der Auftragskostenpauschale ab 2001 durch
eine Rechtsverordnung festgesetzt werden soll. Wie viel
Recht soll denn eigentlich hier dem Haushaltsgesetzge-
ber, und diesmal noch auf dem äußerst sensiblen Gebiet
der Finanzierung unserer Kommunen, aus der Hand ge-
nommen werden? Unsere Fraktion fordert - ich glaube, das
liegt im objektiven Interesse aller Abgeordneten dieses
Hauses, und ich appelliere speziell an die Abgeordneten
der Union - und wird dies durch Anträge unterlegen, dass
die Festschreibung auch im Jahr 2001 durch ein Gesetz
geregelt wird.

(Beifall bei der SPD)

Ich denke, das ist eine außerordentlich wichtige Frage.
Das sollte unserer eigenen Würde als Parlamentarier ge-
schuldet sein, wenn diese Anträge im Ausschuss gestellt
werden, diese mitzutragen. Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Als Nächster hat sich zu Wort gemeldet der Abgeord-
nete Fiedler, CDU-Fraktion.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, die Ausführungen des Innenministers, glaube ich,
waren ausführlich. Kollege Schemmel hat Erläuterungen
dazu gegeben. Ich schlage für meine Fraktion die Über-
weisung an den Innenausschuss federführend und be-
gleitend an den Haushalts- und Finanzausschuss vor und
dort sollten wir schnell und im Interesse aller beraten.
Danke schön.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Als nächste Rednerin hat sich zu Wort gemeldet Frau
Abgeordnete Dr. Wildauer, PDS-Fraktion.

Abgeordnete Dr. Wildauer, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, auch wenn
die Zeit drängt, aber ganz so kurz wie Kollege Fiedler
kann ich das nicht machen. Trotzdem darf ich doch wohl
die Auffassung der PDS zum Finanzausgleich darlegen.

Meine Damen und Herren, ich möchte so sagen: Welch
ein Aufwand für ein Gesetz, für eine Gesetzesänderung,

die maximal ein Jahr Bestand haben wird! Wie wir wis-
sen und eben vom Minister hörten, lässt die Landesre-
gierung gerade die wirklichen Kosten der Auftragsver-
waltung in den Kommunen erheben. Das ist erfreulich.
Mit dem Ergebnis, hörten wir auch, können wir erst Mitte
2000 rechnen und deshalb muss für dieses Jahr eine Über-
gangsregelung geschaffen werden. Das ist unabdingbar.
Nun gibt aber der Gemeindefinanzbericht 1999 Folgen-
des zur Kenntnis: Die kommunalen Spitzenverbände er-
mittelten, dass die Auftragskostenpauschale lediglich zwi-
schen 14 und 55 Prozent der realen Kosten liegt, die den
Kommunen aus der Erfüllung der Landesaufgaben ent-
stehen. Mit der nunmehr zugesagten Pauschalerhöhung,
das steht von vornherein fest, werden die Kommunen
nicht in der Lage sein, ihre Mittelfristige Finanzplanung
ab 2001 einigermaßen seriös vorzunehmen. Sie können
ja die Einnahmen aus der Auftragskostenpauschale gar
nicht realistisch planen.

Zum Gesetz selbst: Mit ihm erkennt die Landesregie-
rung faktisch an, dass eine seitens der PDS geübte Kritik
seit Jahren zu Recht geäußert wurde. Das Land hat den
Kommunen Aufgaben übertragen und die daraus ent-
stehenden Kosten völlig ungenügend ausgeglichen. Es
verbat sich bisher auch die entsprechenden Mahnungen
und Forderungen der kommunalen Spitzenverbände. Dabei
verwies die Landesregierung auf den anteiligen Kosten-
ersatz über Schlüsselzuweisungen sowie über die Zuwei-
sung von Einnahmen aus Gebühren und anderen Entgel-
ten. Zunächst begrüßen wir also, dass die Landesregie-
rung sich anschickt, auf dieses Kostenproblem zu reagie-
ren und eine Lösung anbietet. Die PDS kann jedoch dem
Ansatz der Lösung nicht zustimmen. Wir behaupten, die
Auftragskostenpauschale ist im Kommunalen Finanz-
ausgleich systemwidrig angesiedelt. Wenn das so blei-
ben soll, finanzieren die Thüringer Kommunen die Auf-
gaben, die ihnen vom Land übertragen wurden, letztlich
selbst. Eindeutiger lässt sich nicht gegen das Konnexi-
tätsprinzip verstoßen. Das sehen bekanntlich auch ande-
re gesellschaftliche Kräfte, z.B. der Thüringische Land-
kreistag sowie auch der Thüringer Gemeinde- und Städ-
tebund, so. So fordert der Thüringische Landkreistag in
seinem 10-Punkte-Programm vom September 1999, dass
die Kosten für den übertragenen Wirkungskreis durch
das Innenressort und eben nicht innerhalb des Kommu-
nalen Finanzausgleichs abgegolten werden sollen.

Wenn die Finanzausgleichsmasse jetzt im Vergleich zum
Vorjahr um 95 Mio. steigt, dann handelt es sich keines-
wegs um eine Art Geschenk des Landes an die Kommu-
nen. Es wurde lediglich den Regelungen des Kommuna-
len Finanzausgleichs entsprochen. Aus diesen ergibt sich
für die Kommunen ein Rechtsanspruch auf diesen höhe-
ren Betrag. Ohnehin darf nicht außer Acht bleiben, dass
den Kommunen sowieso beträchtliche Nachteile entstan-
den. Wir wollen doch bitte nicht vergessen, wie sich in
den Vorjahren die Verrechnung mit der Landeszuführung
auswirkte. Die Finanzausgleichsmasse stieg anteilig ge-
ringer als die Landeseinnahmen. Die PDS-Fraktion hat
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diese Tatsache ebenso wiederholt wie eindeutig als Vor-
teilsnahme durch das Land bezeichnet. Gerade jetzt soll-
te der CDU-Landesregierung daran gelegen sein, alles
zu korrigieren, was nur im enferntesten an Vorteilsnah-
me erinnern könnte. Doch was wird hier im Schilde ge-
führt? Die Regierung überlässt nicht etwa die Finanz-
ausgleichsmasse einer Verfügung im Sinne der Ziele des
Kommunalen Finanzausgleichs, mitnichten. Sie drückt zu-
sätzliche Aufgaben in den Finanzausgleich, um sich ur-
eigenste finanzielle Verpflichtungen auf Kosten der Kom-
munen vom Hals zu halten. Sachlich gibt es keine Logik,
die nahe legen könnte, die Auftragskostenpauschale aus-
gerechnet in die Finanzausgleichsmasse einzustellen.

Das Innenressort ist zuständig; das sage ich nicht erst jetzt,
nachdem die CDU-Regierung das Innenressort hat. Völ-
lig richtig sind deshalb die Kosten, die sich aus der Kom-
munalisierung staatlicher Aufgaben für das Land ergeben,
im Haushalt des Innenministeriums eingestellt und da wür-
den sich auch die Kosten finden, die dem Land entstün-
den, wenn es nach wie vor die Aufgaben erfüllte, die es
inzwischen den Kommunen übertrug. Die Auftragskosten-
pauschale jetzt in die Finanzausgleichsmasse zu stecken,
macht nur unter einem Aspekt überhaupt Sinn, nämlich
dann, wenn die Landesregierung sich vorgenommen hat,
zwei voneinander unabhängige Verpflichtungen gegenüber
den Kommunen aufzuhalbieren. Ansonsten befindet sie
sich, damit ihr keine einzige Ausgleichsfunktion erfüllt
wird, wie ich bereits betonte, systemwidrig in der Finanz-
ausgleichsmasse.

Eines scheint für die Auftragskostenpauschale ab 2001 be-
reits entschieden: Es soll bei einer ausschließlich einwoh-
nerbezogenen Pauschalabgeltung bleiben. Das bedeutet
doch ebenfalls, dass eine Art Ausgleichswirkung nicht er-
reicht werden kann. Auch dies spricht dafür, die Auftrags-
kostenpauschale nicht im Kommunalen Finanzausgleich
zu belassen. Die PDS-Fraktion wendet sich nicht gegen die
angedachte Höhe der Auftragskostenpauschale, das möchte
ich eindeutig betonen. Im Grundsatz begrüßt sie die Er-
höhung um 35 Mio., aber sie protestiert gegen die Farce,
dass die Kommunen diese Summe selbst aufbringen sol-
len. Und nichts anderes ist der Fall, wenn es bei der Ein-
stellung im Finanzausgleich bleibt.

Andere Regelungen des Gesetzesentwurfs halten wir für
vernünftig. Für die Landkreise und deren kreisangehöri-
ge Gemeinden entstehen eindeutige Vorteile gegenüber
der bisherigen Praxis. Der Minister verwies darauf. Sie
werden dem Niveau der kreisfreien Städte angeglichen
und lassen positive Entwicklungen erwarten. Die kreis-
freien Städte äußern sich mit besonderem Nachdruck über
die hohen Kosten für Auftragsverwaltung, die das Land
bisher nicht unmittelbar übernommen hat. Das korres-
pondiert mit einer Aussage in der Begründung des Ge-
setzentwurfs. Dort erscheint der Hinweis, dass die kreis-
freien Städte eine höhere Anzahl von Aufgaben im über-
tragenen Wirkungskreis wahrnehmen müssen als die Land-
kreise. Im Ergebnis der von der Landesregierung veran-

lassten Erhebung wird festzustellen sein, inwieweit even-
tuell auch die kreisfreien Städte Erhöhungen der Auf-
tragskostenpauschale erhalten müssen.

Meine Damen und Herren, Ihnen ist bekannt, dass Ende
1998 13 Thüringer Städte und Gemeinden stellvertretend
für die Thüringer Kommunen Verfassungsbeschwerde we-
gen der Finanzierung der Auftragsverwaltung eingelegt
haben. Im Rahmen dieser Klage beim Thüringer Verfas-
sungsgerichtshof beschweren sie sich auch darüber, dass
das Thüringer Finanzausgleichsgesetz gegen Artikel 93
Abs. 1 Satz 1 der Thüringer Verfassung verstößt. Dort
ist der Grundsatz der Verteilungssymmetrie festgeschrie-
ben. Auch aus der Sicht der beschwerdeführenden Städ-
te und Gemeinden werden die Kommunen unzureichend
an den Einnahmezuwächsen des Landes beteiligt. Wenn
der Gesetzentwurf zurückgenommen, wenn die Auftrags-
kostenpauschale aus dem Finanzausgleich herausgenom-
men würde, dann könnten die Gemeinden klaglos gestellt
werden. Die PDS-Fraktion spricht sich dafür aus, so zu
verfahren. Es erspart der Landesregierung und dem ho-
hen Haus nebenbei auch unnütze Doppelarbeit.

(Zwischenrufe aus der CDU-Fraktion)

Ach ich weiß, der Finanzminister und auch Herr Köckert
sind da mit mir absolut nicht einer Meinung. Was wich-
tiger ist, die frei werdenden Mittel stünden für die In-
vestitionspauschale zur Verfügung.

(Zwischenruf Trautvetter, Finanzminister)

Doch der Innenminister müsste eigentlich dafür sein, dass
zusätzlich Mittel dann gegeben werden für das Innen-
ressort.

(Zwischenruf Trautvetter, Finanzminister:
Das will er auch.)

Ja, das will ich letztlich auch. Also was wichtiger ist:
Die frei werdenden Mittel stünden für die Investitions-
pauschale und damit für Arbeitsplätze und wirtschaft-
liche Belebung zur Verfügung. In jedem Fall will die
PDS-Fraktion gewährleistet wissen, dass ab 2001 das
Land die tatsächlichen Kosten der Auftragsverwaltung
selbst und auch vollständig trägt. Wir halten die Über-
arbeitung des Thüringer Finanzausgleichsgesetzes insge-
samt für notwendig, dies ist aber im Rahmen der Haus-
haltsdiskussion heute nicht zu leisten. Wir werden im
Laufe des nächsten Jahres oder dieses Jahres hierzu ei-
nen Entwurf der Öffentlichkeit vorstellen und in den Land-
tag einbringen.

Eine weitere Anregung bietet dafür ein Urteil des Ver-
fassungsgerichts Brandenburg vom 16. September 1999.
Danach ist der Landesgesetzgeber verpflichtet, spätestens
alle drei Jahre zu überprüfen, ob eine nach dem Gleich-
mäßigkeitsgrundsatz bestimmte Verbundquote noch dem
tatsächlichen Bedarf der Gemeinden gerecht wird, die
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Gemeinden also ausreichend an den Landeseinnahmen
beteiligt werden. Gegebenenfalls muss der Gesetzgeber
die Quote anpassen. Der Gesetzgeber darf nach dieser
Aussage nicht ständig am Hauptstaffelansatz und der zu-
grunde liegenden Einwohnerveredelung festhalten, ohne
hierfür eine nachvollziehbare und tragfähige Begründung
zu geben. Alle drei Jahre ist der Gesetzgeber verpflich-
tet, die Geeignetheit der Hauptansatzstaffel zur Ermitt-
lung des Finanzbedarfs der Gemeinden zu prüfen und
gegebenenfalls die Bestimmungen über die Errechnung
der Ausgangsmesszahlen neu zu gestalten. Im Übrigen
beträgt in Brandenburg die Ausgleichsquote zwischen
der Bedarfsmesszahl und Steuermesszahl 85 Prozent.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Frau Abgeordnete Wildauer, einen kleinen Moment bit-
te, es wird so laut im Raum, dass überhaupt nicht mehr
zu hören ist, was hier vorgetragen wird. So viel Auf-
merksamkeit sollten Sie der Rednerin schon entgegen-
bringen.

Abgeordnete Dr. Wildauer, PDS:

Ja, wenn ich schneller mache, dann kommt der nächste
Tagesordnungspunkt noch dran.

Im Übrigen beträgt in Brandenburg die Ausgleichsquote
zwischen der Bedarfsmesszahl und der Steuerkraftmess-
zahl 85 Prozent, während sie in Thüringen nur 70 be-
trägt. Allein an dieser Aufzählung wird der Diskussions-
und auch der Novellierungsbedarf zum Thüringer Finanz-
ausgleichsgesetz deutlich.

Meine Damen und Herren, ich wünsche mir für die künfti-
gen Haushaltspläne - für dieses Jahr geht es nicht mehr -,
dass die Auftragskostenpauschale aus dem Finanzaus-
gleich herausgenommen und in den Einzelplan 03 ein-
gestellt wird. Danke.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Es liegen keine weiteren Redemeldungen vor. Der Herr
Innenminister.

Köckert, Innenminister:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich will
nur, um einigen Missverständnissen vorzubeugen, noch
einige Anmerkungen machen. Ich rede nicht über den
immer wiederkehrenden Streit, die Regierung würde die
Kommunen schlecht behandeln. Das stimmt nachweis-
lich nicht. Bedauerlicherweise mag es noch den einen
oder anderen geben, der das dann glaubt, was Sie sagen.
In den letzten Jahren sind 250 Mio. DM zum Beispiel
den Kommunen erlassen worden, dadurch, dass wir kei-
ne Spitzabrechnung gemacht haben, dann hätte nämlich

in diesen entsprechenden Steuerverbund zurückgezahlt
werden müssen.

(Zwischenruf Abg. Pohl, SPD: Es kommt
immer auf die Sichtweise an.)

Nein, Sie wissen ja Herr Pohl, was die Kommunalfinan-
zen betrifft, bin ich ein sehr seriöser Kämpfer für deren
Verbesserung. Aber das, was hier behauptet wurde, kann
so nicht stehen bleiben.

(Beifall bei der CDU)

Sie vergessen auch zu sagen, dass wir durch die Rege-
lung im FAG, die Kommunen zu 50 Prozent am Steuer-
zuwachs des Landes teilhaben zu lassen, eine bei den
Ländern einmalige Regelung haben, von der die Gemein-
den profitieren, so dass das so, wie Sie es gesagt haben,
Frau Wildauer, einfach nicht stimmt. Das Schlimme ist
nur, Sie sagen es immer wieder. Wenn ich Ihnen das aber
entgegenhalte und es hat Ihnen vorher Kollege Dewes
entgegengehalten, dann nicken Sie. Dann frage ich mich
aber, warum Sie es bei der nächsten Rede wiederholen.
Ich denke, damit wird es doch nicht besser, was Sie da
erzählen immer nur um Jahresscheiben versetzt bleibt Un-
sinn. Das muss auch klar sein.

Herr Schemmel, ich verstehe, dass Sie sagen, das hohe
Haus soll wieder darüber entscheiden, wie es dann ab
2001 weitergehe. Das kann doch im Ausschuss besprochen
werden. Wenn die Zahlen der Erhebung ausgewertet vorlie-
gen, dann wird natürlich das Geld nach den vorliegenden
Zahlen verteilt. Und dann wird es keine politische Ent-
scheidung hierhin oder dahin geben, sondern dann ha-
ben wir ein sehr objektives Zahlenmaterial vorliegen. Wenn
Sie daraus noch ein Gesetz machen wollen, dann können
Sie das beantragen; es liegt nur kein Sinn darin. Dass wir
das mit einer Verordnung machen wollen, hat nichts
damit zu tun, dass wir dem Landtag irgendwelche Rechte
entziehen wollen, sondern es liegt einfach daran, dass wir
dann, wenn die Erhebung ausgewertet vorliegt, sehr ge-
nau wissen, was ein Landkreis zu kriegen hat, was die
kreisangehörigen Städte und Gemeinden zu bekommen ha-
ben und was eine kreisfreie Stadt zu kriegen hat. Das
wird dann sehr deutlich vorliegen. Dass die Kommunen
2001 nicht realistisch planen können, Frau Dr. Wildauer,
das glaube ich, ist auch nicht richtig. Sie können zumin-
dest mit den Einnahmen, die Sie dieses Jahr bekommen,
in der Auftragskostenpauschale weiter rechnen. Die Fra-
ge wird nur sein, wie groß ist das Delta, da noch mehr
gezahlt werden wird. Also insofern mit dem Ansatz in
diesem Jahr weiter gerechnet wird, liegen die Kommu-
nen immer auf der richtigen Seite. Ich erspare mir wei-
tere Bemerkungen,

(Beifall Abg. Gentzel, SPD)

was die Angelegenheit "Mogelpackung" betrifft und dass
man diese Sache aus dem Kommunalen Finanzausgleich
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nimmt. Sie haben, wenn ich das so recht sehe, ein nicht
ganz korrektes Verständnis vom Kommunalen Finanz-
ausgleich. Der KFA als Ganzes regelt das, was die Kom-
munen vom Land als Unterstützung zur Verfügung ge-
stellt bekommen. Und da, denke ich, ist Thüringen sehr
gut ausgestattet, keine Kommune kann sich da eigentlich
beklagen. Insofern sehe ich die Systemwidrigkeit auch
nicht und ich freue mich auf die weiteren Gespräche im
Ausschuss. Danke.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Große Ereignisse scheinen Ihre Schatten wenigstens in
einem allgemeinen Volksgemurmel vorauszuwerfen. Es
ist tatsächlich so, wir - jetzt fragen die Nächsten auch noch
danach - werden jetzt noch zur beantragten Ausschuss-
überweisung kommen und es ist, wie Frau Dr. Wildauer
bereits bemerkt hat, gesagt worden, dass wir bis 18.00 Uhr
die Plenarsitzung laufen lassen und wenn es nach 18.00 Uhr
ist, keinen neuen Tagesordnungspunkt mehr aufrufen. Das
ist natürlich insofern trotzdem schwierig, weil wir dann
am Freitag eine längere Tagesordnung haben.

Ich merke schon an Ihrer Unruhe, dass es sowieso nicht
länger gehen könnte. Die Ausschussüberweisung ist an
den Innenausschuss federführend und an den Haushalts-
und Finanzausschuss beantragt worden. Ich stelle zur Ab-
stimmung die Überweisung der Drucksache an den In-
nenausschuss. Wer dem zustimmt, den bitte ich um das
Handzeichen. Danke schön. Das ist die Mehrheit. Gegen-
stimmen? Stimmenthaltungen? Einige haben offensicht-
lich nicht mit abgestimmt. Wer der Überweisung an den
Haushalts- und Finanzausschuss zustimmt, den bitte ich
jetzt um das Handzeichen. Danke schön. Ich frage trotz-
dem noch mal, gibt es Gegenstimmen? Enthaltungen?
Damit ist es einstimmig.

Wir kommen zur Festlegung der Federführung. Bean-
tragt worden ist die Federführung im Innenausschuss,
wer dem zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen.
Danke schön. Das dürfte auch einstimmig sein. Ich fra-
ge trotzdem, gibt es Gegenstimmen? Keine. Stimment-
haltungen? Auch keine. Und ich kann den Tagesordnungs-
punkt 7 schließen und auch den heutigen Plenarsitzungstag.
Morgen früh beginnen wir mit dem Aufruf des Tages-
ordnungspunkts 1, der Beratung zum Haushalt in der zwei-
ten Lesung.

E n d e   d e r   S i t z u n g:   18.05 Uhr
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Anlage

Namentliche Abstimmung in der 7. Sitzung am
26.01.2000 zum Tagesordnungspunkt 3

Drittes Gesetz zur Änderung der Thüringer
Kommunalordnung
Gesetzentwurf der Fraktion der PDS
- Drucksache 3/160 -

  1. Althaus, Dieter (CDU) nein
  2. Arenhövel, Johanna (CDU) nein
  3. Bechthum, Rosemarie (SPD) Enthaltung
  4. Becker, Dagmar (SPD) Enthaltung
  5. Bergemann, Gustav (CDU) nein
  6. Böck, Willibald (CDU)
  7. Bonitz, Peter (CDU) nein
  8. Botz, Dr. Gerhard (SPD) Enthaltung
  9. Braasch, Detlev (CDU) nein
10. Buse, Werner (PDS) ja
11. Carius, Christian (CDU) nein
12. Dewes, Dr. Richard (SPD) Enthaltung
13. Dietz, Dr. Dr. Heinrich (CDU)
14. Dittes, Steffen (PDS)
15. Doht, Sabine (SPD)
16. Döring, Hans-Jürgen (SPD) Enthaltung
17. Ellenberger, Irene (SPD) Enthaltung
18. Emde, Volker (CDU) nein
19. Fiedler, Wolfgang (CDU) nein
20. Fischer, Dr. Ursula (PDS) ja
21. Gentzel, Heiko (SPD)
22. Gerstenberger, Michael (PDS) ja
23. Goebel, Prof. Dr. Jens (CDU) nein
24. Grob, Manfred (CDU) nein
25. Groß, Evelin (CDU)
26. Grüner, Günter (CDU) nein
27. Hahnemann, Dr. Roland (PDS) ja
28. Heß, Petra (SPD) Enthaltung
29. Heym, Michael (CDU) nein
30. Höhn, Uwe (SPD) Enthaltung
31. Huster, Mike (PDS)
32. Illing, Konrad (CDU) nein
33. Jaschke, Siegfried (CDU) nein
34. Kallenbach, Jörg (CDU) nein
35. Kaschuba, Dr. Karin (PDS) ja
36. Klaubert, Dr. Birgit (PDS) ja
37. Klaus, Dr. Christine (SPD) Enthaltung
38. Koch, Dr. Joachim (PDS) ja
39. Köckert, Christian (CDU) nein
40. Kölbel, Eckehard (CDU)
41. Kraushaar, Dr. Ingrid (CDU) nein
42. Krauße, Horst (CDU) nein
43. Kretschmer, Otto (SPD)
44. Kretschmer, Thomas (CDU) nein
45. Krone, Klaus, von der (CDU) nein
46. Kummer, Tilo (PDS) ja
47. Lehmann, Annette (CDU) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) nein
49. Lippmann, Frieder (SPD)

50. Mohring, Mike (CDU) nein
51. Neudert, Christiane (PDS) ja
52. Nitzpon, Cornelia (PDS) ja
53. Nothnagel, Maik (PDS) ja
54. Panse, Michael (CDU) nein
55. Pelke, Birgit (SPD)
56. Pidde, Dr. Werner (SPD) Enthaltung
57. Pietzsch, Dr. Frank-Michael (CDU)
58. Pohl, Günter (SPD) Enthaltung
59. Primas, Egon (CDU) nein
60. Ramelow, Bodo (PDS) ja
61. Schemmel, Volker (SPD) Enthaltung
62. Scheringer, Konrad (PDS)
63. Schröter, Fritz (CDU) nein
64. Schuchardt, Dr. Gerd (SPD) Enthaltung
65. Schugens, Gottfried (CDU)
66. Schuster, Franz (CDU)
67. Schwäblein, Jörg (CDU)
68. Sedlacik, Heidrun (PDS) ja
69. Seela, Reyk (CDU) nein
70. Sklenar, Dr. Volker (CDU) nein
71. Sonntag, Andreas (CDU)
72. Stangner, Dr. Isolde (PDS) ja
73. Stauch, Harald (CDU) nein
74. Tasch, Christina (CDU) nein
75. Thierbach, Tamara (PDS)
76. Trautvetter, Andreas (CDU) nein
77. Vogel, Dr. Bernhard (CDU)
78. Vopel, Bärbel (CDU) nein
79. Wackernagel, Elisabeth (CDU) nein
80. Wehner, Wolfgang (CDU) nein
81. Wetzel, Siegfried (CDU) nein
82. Wildauer, Dr. Heide (PDS) ja
83. Wolf, Bernd (CDU) nein
84. Wolf, Katja (PDS) ja
85. Wunderlich, Gert (CDU) nein
86. Zeh, Dr. Klaus (CDU) nein
87. Zimmer, Gabriele (PDS) ja
88. Zitzmann, Christine (CDU) nein


